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Zusammenfassung 


I. Einleitung 

1. Der vom Bundeskanzler in der Regierungser- 
klärung vom 4. Mai 1983 angekündigte Bericht ent- 
hält die bildungspolitischen Vorstellungen der Bun- 
desregierung zur Sicherung der Zukunftschancen 
der Jugend in Ausbildung und Beruf. Die vielfälti- 
gen Probleme, denen die Jugendlichen heute bei 
der Suche nach Ausbildungsmöglichkeiten, in der 
Ausbildung und beim Übergang von der Ausbildung 
in den Beruf gegenüberstehen, stellen in den näch- 
sten J ahren besondere Anforderungen und machen 
eine Neuorientierung in der Bildungspolitik erfor- 
derlich. Den schwieriger gewordenen Rahmenbe- 
dingungen muß Rechnung getragen werden, Bil- 
dungswesen und Beschäftigungssystem sind wieder 
stärker aufeinander zu beziehen. 

Dieser Bericht soll zeigen, daß und wie die Bundes- 
regierung im Rahmen ihrer Kompetenzen in der 
Bildungspolitik zusammen mit anderen Politikbe- 
reichen zur Sicherung der Zukunftschancen der Ju- 
gend in Ausbildung und Beruf beiträgt. Mit bil- 
dungspolitischen Maßnahmen allein können die be- 
stehenden Probleme freilich nicht gelöst werden. 
Die Bildungspolitik ist vielmehr wie alle anderen 
Politikbereiche eingebunden in eine Vielzahl wirt- 
schaftlicher, finanzpolitischer und beschäftigungs- 
politischer Rahmenbedingungen. Nur unter Be- 
rücksichtigung dieser Rahmenbedingungen kann 
sie erfolgreich gestaltet werden. Es ist daher ein 
wesentlicher Aspekt der Politik der Bundesregie- 
rung, Probleme im Bildungswesen nicht losgelöst 
von ihren gesellschaftlichen Bezügen aufzugreifen. 
Sie wird die erforderliche Zusammenarbeit intensi- 
vieren. 

2. Die schwierigen, vor uns liegenden bildungspo- 
litischen Aufgaben bedürfen in weiten Teilen der 
gemeinsamen Lösung durch Bund und Länder. In 
der föderalistischen Ordnung des Grundgesetzes 
bleibt die Wahrung und die Förderung eines Min- 
destmaßes an Einheitlichkeit der Lebensverhält- 
nisse im Interesse der Freizügigkeit, der Sicherheit 
der Chancengerechtigkeit im Bildungswesen und 
der Mobilität, insbesondere im Beschäftigungssy- 
stem, eine ständig neu zu lösende Aufgabe. Es 
wirkte sich zum Nachteil der Bürger aus, würde 
diese Aufgabe mit der Folge grundlegend unter- 
schiedlicher Entwicklungen vernachlässigt. Hier ist 
auch die Bundesregierung gefordert, ihren Einfluß 
geltend zu machen und die ihr zur Verfügung ste- 
henden Instrumente zu nutzen. Sie wird diese Auf- 
gabe im Rahmen einer auf Kooperation ausgerich- 
teten Bildungspolitik verantwortungsvoll wahrneh- 
men. Ihr Ziel ist dabei ein hohes Maß an Wettbe- 
werb, Differenzierung, Qualität und Leistung im 
Bildungswesen. Dies setzt — zur Sicherung der er- 
forderlichen Übereinstimmung in wichtigen Fragen 
— abgestimmte Rahmen- und Eckdaten voraus, in- 


nerhalb derer sich flexible Entwicklungen vollzie- 
hen können. 

In Beachtung dieser Grundsätze und auch im Hin- 
blick auf die Zuständigkeiten des Bundes im Bil- 
dungswesen konzentriert sich der Bericht auf die 
außerschulische Berufsbildung, die Hochschulen 
und die berufliche Weiterbildung sowie auf einzelne 
übergreifende Fragestellungen von besonderer bil- 
dungspolitischer Bedeutung. 


II. Leitlinien einer zukunftsorientierten 
Bildungspolitik 

1. Erziehung und Bildung haben die Entfaltung 
der Gesamtpersönlichkeit des einzelnen zum Ziel. 
Sie müssen sowohl Kenntnisse und Fertigkeiten für 
das spätere Berufsleben vermitteln als auch musi- 
sche, praktische, kreative und körperliche Fähigkei- 
ten und Begabungen entwickeln sowie kommunika- 
tives und soziales Verhalten fördern. 

Zur Entwicklung der Gesamtpersönlichkeit gehört 
zudem die Erziehung zu Selbständigkeit und eigen- 
verantwortlichem Handeln. Dazu ist den heran- 
wachsenden Bürgern Orientierung im demokrati- 
schen Staat und in der freiheitlichen Gesellschaft 
zu geben. Das Bildungswesen trägt hierzu durch 
Vermittlung der für das Zusammenleben grundle- 
genden Werte und Normen bei. Das Grundgesetz 
und die Verfassungen der Länder bieten hierfür 
Richtschnur und Rahmen. Vor allem die Schule 
muß — unter Wahrung des Elternrechts — die Bin- 
dung des einzelnen und der Gemeinschaft an 
Grundwerte und Pflichten verdeutlichen und dabei 
demokratisches Verhalten, Verantwortungsbewußt- 
sein, Hilfsbereitschaft und Toleranz fördern. Neben 
ihr trägt die außerschulische Jugendbildung mit ih- 
ren vielfältigen Angeboten dazu bei, Jugendliche 
zur Bewältigung ihrer Orientierungsprobleme in 
Staat und Gesellschaft zu befähigen. 

2. In der Familie werden die Fundamente für die 
Erziehung und das Lernen der Kinder und Jugend- 
lichen geschaffen. Bildungseinrichtungen sind auf 
die Unterstützung der Familien angewiesen und 
dürfen nicht in einen Gegensatz zu ihnen geraten. 
Die Schule kann die Erziehung im Elternhaus nicht 
ersetzen. Das Elternhaus muß sich andererseits auf 
die Erfüllung des Bildungs- und Erziehungsauftra- 
ges der Schule verlassen können. 

Es gehört zu den bedenklich stimmenden Entwick- 
lungen der Vergangenheit, daß bildungspolitische 
Entscheidungen nicht überall unter Berücksichti- 
gung des Elternwillens, teilweise sogar gegen ihn, 
getroffen wurden. Eltern dürfen von der Verantwor- 
tung für die schulische Erziehung nicht ausge- 
schlossen werden. Es muß daher wieder mehr Mit- 
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einander, mehr Partnerschaft zwischen Elternhaus 
und Bildungseinrichtungen geben. Dabei stehen die 
Entscheidungen über den individuellen Bildungs- 
weg in erster Linie den Eltern und den Kindern 
selbst zu. 

3. Die Bundesrepublik Deutschland ist als roh- 
stoffarmes Industrieland in besonderem Maße auf 
ein allgemein hohes Leistungsniveau in Wirtschaft, 
Technologie und Kultur angewiesen. Dem ist im 
Bildungsbereich in der Vergangenheit nicht immer 
in ausreichendem Maße Rechnung getragen wor- 
den. Die Förderung der individuellen Leistung ist 
daher ebenso wie die Persönlichkeitsbildung ein 
wichtiges Anliegen der Bildungspolitik der Bundes- 
regierung. 

Unsere Gesellschaft ist außer auf ein hohes Qualifi- 
kations- und Leistungsniveau der Bevölkerung ins- 
gesamt auch auf herausragende Leistungen einzel- 
ner angewiesen. Die Heranbildung offener Lei- 
stungseliten muß als eine Aufgabe des gesamten 
Bildungswesens begriffen werden. Die Bundesre- 
gierung wird die Förderung herausragender Lei- 
stungen im Wettbewerb aller Bildungseinrichtun- 
gen verbessern. Private Schulen und Hochschulen 
können dazu bereichernde Impulse geben. Die Ver- 
besserung des staatlichen Bildungswesens bleibt 
aber auch insoweit von zentraler Bedeutung. 

Für die persönliche Entfaltung eines jeden Men- 
schen ist Leistung ein unentbehrlicher Antrieb. Sie 
ist zugleich gerechter Maßstab für berufliche und 
gesellschaftliche Qualifikation. Die Anstrengungen 
der Bundesregierung zur Förderung von Leistung 
und Qualität im Bildungswesen sind daher nicht 
auf Hochbegabte beschränkt, sondern erstrecken 
sich auch auf die Förderung sozial benachteiligter 
und leistungsschwächerer Gruppen in unserer Ge- 
sellschaft. 

4. In den nächsten Jahren muß das Bildungswe- 
sen für die Jugendlichen der geburtenstarken Jahr- 
gänge Ausbildungs- und Studienplätze in ausrei- 
chendem Maße bereitstellen. Es ist ein Gebot der 
Solidarität zwischen den Generationen, auch diesen 
Jugendlichen eine Ausbildungschance zu geben. 
Deshalb müssen die Bildungswege sowohl in der 
beruflichen Bildung wie in den Hochschulen wie 
bisher offengehalten und ihre Kapazitäten auch 
über den kurz- und mittelfristigen Bedarf an quali- 
fiziert ausgebildeten Arbeitskräften hinaus voll 
ausgeschöpft werden. Alle an der Ausbildung Betei- 
ligte müssen in dieser Phase eine Überlast tragen, 
soweit unverzichtbare Qualitätsstandards in Aus- 
bildung, Forschung und Lehre dadurch nicht in un- 
verantwortlicher Weise beeinträchtigt werden. Eine 
zeitlich befristete Überlast ist der Einführung von 
Zulassungsbeschränkungen grundsätzlich vorzuzie- 
hen. Nicht alle über den aktuellen Bedarf des Ar- 
beitsmarktes hinaus Ausgebildeten werden unmit- 
telbar nach Abschluß der Ausbildung einen Arbeits- 
platz finden. Dennoch ist an der Politik offener Bil- 
dungswege festzuhalten, zumal eine abgeschlos- 
sene Berufsausbildung für die Teilhabe am berufli- 
chen und gesellschaftlichen Leben eine wesentliche 
Voraussetzung ist. Hinzu kommt, daß die Arbeits- 


marktchancen beruflich qualifizierter Jugendlicher 
im Vergleich zu nicht ausgebildeten Jugendlichen 
eindeutig besser sind. 

Das Offenhalten aller Bildungswege dient nicht nur 
der qualifizierten Ausbildung aller Jugendlichen, 
sondern wahrt gleichzeitig die Freiheit des einzel- 
nen, über seinen Bildungsweg zu entscheiden. Einer 
staatlichen Einflußnahme hierauf sind verfassungs- 
rechtliche Grenzen gesetzt. Dadurch ist eine Bil- 
dungs- und Berufslenkung ausgeschlossen. Einfluß 
auf die Ausbildungsentscheidung der Jugendlichen 
kann im wesentlichen nur durch Information und 
Beratung, durch die Bereitstellung von Ausbil- 
dungskapazitäten und durch die Attraktivität der 
Bildungsangebote genommen werden. Die Wahl der 
Ausbildung und des Berufes bleibt letztlich in die 
Freiheit und Verantwortung des einzelnen gestellt. 
Ein Offenhalten der Bildungswege kann freilich 
eine Beschäftigung im Ausbildungsberuf nicht ga- 
rantieren. 

5. Die bestehenden Probleme Jugendlicher beim 
Übergang von der Ausbildung in das Arbeitsleben 
erfordern eine stärkere Orientierung der Bildungs- 
inhalte und Bildungsangebote an den Anforderun- 
gen des Beschäftigungssystems. Insofern ist eine 
Korrektur der Bildungspolitik der 70er Jahre, die 
teilweise zu einer Abkoppelung der Bildungsange- 
bote von den Entwicklungen des Beschäftigungssy- 
stems führte, erforderlich. Da Bildungsverläufe 
langfristiger Natur sind, scheidet eine Anpassung 
an kurzfristige Entwicklungen des Arbeitsmarktes 
jedoch aus. 

Genauere Vorhersagen der zukünftigen Entwick- 
lung des Beschäftigungssystems, insbesondere der 
Entwicklung der Arbeitsmarktchancen einzelner 
Berufe, sind nicht möglich. Es muß versucht wer- 
den, die zukünftige Entwicklung des Beschäfti- 
gungssystems zumindest in ihrer Tendenz zu ermit- 
teln und den dabei gewonnenen Erkenntnissen bei 
der quantitativen und inhaltlichen Gestaltung der 
Bildungsangebote Rechnung zu tragen. Der Abstim- 
mung zwischen Bildungs- und Beschäftigungssy- 
stem sind daher Grenzen gesetzt. 

6. Eine berufliche oder akademische Erstausbil- 
dung genügt heute nicht mehr den Anforderungen 
des gesamten Berufslebens. Die technologische 
Entwicklung wird neue Berufe und Tätigkeiten her- 
vorbringen. Alte Berufe werden an Bedeutung ver- 
lieren. In einer Vielzahl von Berufen wird die be- 
schleunigte Produktinnovation und die Umstellung 
auf neuartige Arbeitstechniken und Produktions- 
verfahren zum Nacherwerb von Qualifikationen 
und zur Einstellung auf neue Anforderungen zwin- 
gen. Berufliche Flexibilität und Mobilität sowie fort- 
dauernde Lernbereitschaft sind daher wichtige Vor- 
aussetzungen, um den Anforderungen des Arbeits- 
marktes auf Dauer entsprechen zu können. Das Bil- 
dungswesen muß dem schon in der Erstausbildung, 
vor allem aber in der Weiterbildung Rechnung tra- 
gen. Die Weiterbildung wird für die Sicherung der 
beruflichen Zukunft des einzelnen wie für die 
wirtschftliche Entwicklung insgesamt entschei- 
dende Bedeutung gewinnen. 
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III. Analyse der Ausgangslage 

1. Die für eine erfolgreiche Bildungspolitik not- 
wendige Analyse muß neben dem Bildungswesen 
auch die gegenwärtige Situation im Beschäfti- 
gungssystem, die dort festzustellenden Entwick- 
lungstendenzen und die sich daraus ergebenden 
Qualifikationsanforderungen des Beschäftigungs- 
systems an die Absolventen des Bildungswesens 
umfassen. Nur so können bildungspolitische Fehl- 
entwicklungen wie die Überbewertung der Hoch- 
schulbildung in den 70er Jahren vermieden wer- 
den. 

2. Die gegenwärtige Situation auf dem Lehrstel- 
lenmarkt ist durch die anhaltend hohe Nachfrage 
der geburtenstarken Jahrgänge gekennzeichnet. 
Nach 1985 wird die Zahl der Schulabgänger vor 
allem aus Haupt- und Realschulen erheblich zu- 
rückgehen. Die derzeit absehbaren Entwicklungs- 
tendenzen deuten jedoch darauf hin, daß die Nach- 
frage nach Ausbildung im dualen System weniger 
schnell abnehmen wird als bisher vermutet. Es ist 
zu erwarten, daß sich die Zahl der Bewerber um 
betriebliche Ausbildungsplätze in den nächsten 
Jahren wie folgt entwickeln wird: 1984: bis zu 
735 000, 1985: rd. 710 000, 1986: rd. 685 000 und 1987: 
rd. 640 000. 

3. An den Hochschulen ist bis zum Beginn der 
90er Jahre — ungeachtet des vorgesehenen Aus- 
baus — weiterhin mit einer starken Beanspruchung 
der Kapazitäten zu rechnen: Die Zahl der Jugendli- 
chen, die eine Hochschulberechtigung erwerben, 
wird in den Jahren 1984 und 1985 mit rd. 307 000 
ihren Höhepunkt erreichen. Bis 1995 wird sie auf 
knapp 200 000 zurückgehen. Dementsprechend wird 
die Zahl der Studienanfänger voraussichtlich bis 
1986/87 weiter zunehmen und dann mit rd. 254 000 
bis 276 000 ein Maximum erreichen. Die Gesamt- 
zahl der Studenten, die derzeit bei 1,2 Mio. liegt, 
wird — wenn keine wesentliche Änderung im Bil- 
dungsverhalten erreicht wird — auf 1,4 bis 1,6 Mio. 
Studenten im Jahre 1991 anwachsen und bis 1995 
nicht unter 1,15 Mio. Studenten zurückgehen. 

4. Die jährliche Zahl der Hochschulabsolventen, 
die bis 1982 auf 131 000 angestiegen war, wird bis in 
die 90er Jahre hinein auf über 200 000 weiter zuneh- 
men und voraussichtlich erst in der zweiten Hälfte 
des kommenden Jahrzehnts wieder deutlich unter 
200 000 im Jahr absinken. Dagegen wird die Zahl 
der Absolventen beruflicher Bildungsgänge nach 
den derzeitigen Erkenntnissen bereits ab Ende der 
80er Jahre rückläufig sein. Diese Entwicklung ist 
zum einen auf die unterschiedliche Länge der Bil- 
dungsgänge in Verbindung mit den starken demo- 
graphischen Schwankungen zurückzuführen. Dar- 
über hinaus beruht sie auf Veränderungen im Bil- 
dungsverhalten, die zu einer erheblichen Erhöhung 
des Anteils der Studenten am Altersj ahrgang ge- 
führt haben. Tritt diese Entwicklung ein, so wird für 
einen längeren Zeitraum ein stark unausgegliche- 
nes Verhältnis von Absolventen beruflicher Bil- 
dungsgänge zu Hochschulabsolventen, die neu auf 
den Arbeitsmarkt kommen, die Folge sein. Nach 
Auffassung der Bundesregierung muß dieser Ent- 


wicklung durch Beratung und Information sowie 
durch Bereitstellung geeigneter Bildungsangebote 
entgegengewirkt werden. 

5. Das höchste Risiko der Arbeitslosigkeit — aus- 
gedrückt in der ausbildungsspezifischen Arbeitslo- 
senquote — werden auch künftig mit deutlichem 
Abstand die Erwerbspersonen ohne abgeschlossene 
Ausbildung und Ungelernte tragen. Als Folge der 
generellen Ausweitung der Beschäftigungsproble- 
me hat allerdings auch das Arbeitsmarktrisiko von 
Gruppen mit qualifizierter Berufsausbildung zuge- 
nommen. Zwar ist die Arbeitslosequote der Absol- 
venten wissenschaftlicher Hochschulen derzeit 
noch vergleichsweise niedrig, sie weist aber unter 
den Quoten beruflich qualifizierter Arbeitsloser die 
höchsten Zuwachsraten auf und dies zu einem Zeit- 
punkt, in dem die Studenten der geburtenstarken 
Jahrgänge den Hochschulbereich noch nicht durch- 
laufen haben. 

6. Aus heutiger Sicht sind keinerlei Anzeichen da- 
für erkennbar, daß sich das auf dem Arbeitsmarkt 
bestehende Qualifikationsgefüge so grundlegend 
verändern wird, wie es erforderlich wäre, um die 
immer stärker anwachsende Zahl von Hochschul- 
absolventen entsprechend ihrer Ausbildung aufneh- 
men zu können. Künftige Hochschulabsolventen 
müssen daher damit rechnen, daß die in der 
Vergangenheit mit einem Studium verbundenen 
Arbeitsmarktchancen und gewohnten Besehäfti- 
gungs-, Status- und Einkommenserwartungen in 
Zukunft nicht mehr in dem bisherigen Maß erfüllt 
werden. 


IV. Weiterentwicklung der Berufsausbildung und 
Stärkung des dualen Systems 

1. Vorrangiges Ziel der Berufsbildungspolitik der 
Bundesregierung ist die Sicherung eines ausrei- 
chenden, regional möglichst ausgeglichenen und 
berufsfachlich vielfältigen Angebots an qualitativ 
guten Ausbildungsplätzen für alle Jugendlichen, die 
eine solide, Zukunftschancen eröffnende Berufsaus- 
bildung in Betrieben und Schulen wollen. Um ein 
der Nachfrage entsprechendes Ausbildungsangebot 
bereitstellen zu können, sind auch in den kommen- 
den Jahren außergewöhnliche Anstrengungen aller 
an der Berufsbildung Beteiligten erforderlich. Da- 
bei ist die Bereitstellung eines ausreichenden be- 
trieblichen Ausbildungsplatzangebotes in erster Li- 
nie Aufgabe der Wirtschaft. Die Bundesregierung 
vertraut darauf, daß die Wirtschaft, die Freien Be- 
rufe und die Verwaltungen im Bewußtsein ihrer 
Verantwortung diese Aufgabe aus eigener Kraft lö- 
sen werden. Dabei richtet sich der Blick gerade auf 
solche Unternehmen, die bisher keine Lehrlinge 
ausbilden, obwohl sie — zumindest mit Unterstüt- 
zung überbetrieblicher Ausbildungsstätten oder im 
Ausbildungsverbund — dazu in der Lage wären. 
Eine gesetzliche Umlagefinanzierung in der be- 
trieblichen Berufsausbildung wird es auch in Zu- 
kunft nicht geben. 

2. Die hohe Ausbildungsleistung im dualen Sy- 
stem und im Bereich der beruflichen Vollzeitschu- 


7 



Drucksache 10/1716 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


len muß in der zweiten Hälfte der 80er Jahre erhal- 
ten bleiben. Anstelle der Bewerber aus dem Sekun- 
darbereit I, deren Zahl zurückgeht, werden zuneh- 
mend Hochschulberechtigte eine Ausbildung im 
dualen System und in den beruflichen Vollzeitschu- 
len nachfragen. Um diese bildungs- und arbeits- 
marktpolitisch sinnvolle Umorientierung zu ermög- 
lichen, muß das Ausbildungsangebot in herkömmli- 
chen wie in neuen Ausbildungsberufen, die sich von 
ihren Ausbildungsinhalten und -zielen her in beson- 
dere Weise für Hochschulberechtigte eignen, weiter 
gesteigert werden. 

3. Die Qualität der Berufsausbildung muß im Hin- 
blick auf die steigenden Qualifikationsanforderun- 
gen des Beschäftigungssystems fortlaufend verbes- 
sert werden. Die Bundesregierung sieht dabei ihre 
vorrangige Aufgabe in der Neuordnung von Ausbil- 
dungsberufen und der kontinuierlichen Modernisie- 
rung bestehender Ausbildungsordnungen. Die 
schnelle technische Entwicklung erfordert eine zü- 
gige Aktualisierung der Ausbildungsinhalte. Darauf 
wird die Bundesregierung künftig verstärkt drän- 
gen. 

Zur Stärkung der Ausbildungskraft des dualen Sy- 
stems, insbesondere der Ausbildungskraft in den 
kleinen und mittleren Betrieben, wird die Bundes- 
regierung die überbetrieblichen Ausbildungsstätten 
als Ergänzung der betrieblichen Ausbildung auch 
weiterhin finanziell fördern. Die vorhandenen Mög- 
lichkeiten, in überbetrieblichen Ausbildungsstätten 
auf neue Fragen schnell und praxisbezogen Ant- 
worten zu finden, haben sich für die betriebliche 
Ausbildung zu einem Vorteil entwickelt, den es 
auch für die Zukunft zu sichern gilt 


V. Sicherung der Leistungsfähigkeit des 
Hochschulbereiches 

1. Die Bundesregierung tritt dafür ein, die Lei- 
stungsfähigkeit des Hochschulbereichs durch eine 
stärkere Differenzierung und eine Vestärkung des 
Wettbewerbs zu erhöhen. Das Anfang der 70er 
Jahre entwickelte Konzept, alle Hochschulen in ein 
umfassendes Gesamthochschulsystem zu integrie- 
ren, bietet keine Gewähr für die erforderliche Diffe- 
renzierung und wird daher aufgegeben. Zur Ver- 
wirklichung der hochschulpolitischen Zielvorstel- 
lungen der Bundesregierung wird eine Änderung 
des Hochschulrahmengesetzes (HRG) beitragen. 

2. Die Bundesregierung hält es für notwendig, die 
Hochschulen wie bisher offenzuhalten, um den ge- 
burtenstarken Jahrgängen angemessene Bildungs- 
chancen bieten zu können. Zulassungsbeschrän- 
kungen sind nur dort zulässig, wo die Kapazität 
auch bei größter Anstrengung der staatlichen Stel- 
len und der Hochschulen nicht mehr erweitert und 
die unverzichtbare Qualität von Studium, Lehre 
und Forschung auf andere Weise nicht mehr ge- 
währleistet werden kann. 

3. Im Hinblick auf die Gesamtzahl der Studenten, 
mit der auch noch in der zweiten Hälfte der 90er 
Jahre zu rechnen ist, hält die Bundesregierung an 


den grundsätzlichen Zielvorstellungen des Hoch- 
schulbaus fest, die längerfristig auf die Schaffung 
von 850 000 flächenbezogenen Studienplätzen ge- 
richtet sind. 

4. Bei der Weiterentwicklung des Studienangbotes 
setzt sich die Bundesregierung insbesondere für die 
Verkürzung der tatsächlichen Studienzeiten an wis- 
senschaftlichen Hochschulen auf die im Hochschul- 
rahmengesetz vorgesehenen Regelstudienzeiten, 
den weiteren Ausbau der Fachhochschulen sowie 
eine Ausweitung der Angebote des Postgraduier- 
tenstudiums ein. 

5. In der Forschung wird es in Zukunft verstärkt 
darauf ankommen, Schwerpunkte zu bilden, wie 
dies zur Zeit schon im Rahmen der Sonderfor- 
schungsbereiche und Schwerpunktprogramme der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft geschieht. 
Schwerpunktbildung in der Forschung ist ein we- 
sentliches Element zur Verstärkung des Wettbe- 
werbs im Hochschuisystem. 

Besondere Bedeutung kommt darüber hinaus dem 
Ausbau der Kooperation und des Wissens- und 
Technologietransfers zwischen Hochschule sowie 
Wirtschaft und Verwaltung zu. In diesem Bereich 
bestehende Hindernisse, seien sie gesetzlicher, ad- 
ministrativer, tarifrechtlicher oder haushaltsmäßi- 
ger Art, müssen soweit wie möglich abgebaut wer- 
den. 

Im Rahmen der vorgesehenen Novellierung des 
Hochschulrahmengesetzes sollen auch die Vor- 
schriften geändert werden, die sich für die For- 
schung als hemmend erwiesen haben. Außerdem 
bereitet die Bundesregierung einen Gesetzentwurf 
vor, mit dem die Möglichkeiten der befristeten Be- 
schäftigung von wissenschaftlichem Personal abge- 
sichert und erweitert werden sollen. 


VI. Stärkung der beruflichen Weiterbildung 

1. Durch den Ausbau und die Förderung der beruf- 
lichen Weiterbildung sollen jungen Menschen auch 
über praxisorientierte, außerschulische Bildungs- 
maßnahmen interessante berufliche Perspektiven 
eröffnet und ihre beruflichen Aufstiegschancen ver- 
bessert werden. Der Ausbau der beruflichen Weiter- 
bildung ist ein wichtiger Beitrag zur Anerkennung 
der beruflichen Bildung als eines im Vergleich zur 
schulischen und akademischen Bildung gleichwer- 
tigen Bildungsweges. 

2. Den unterschiedlichen Interessen und Bedürf- 
nissen kann nur durch ein vielfältiges, offenes und 
flexibles Weiterbildungsangebot Rechnung getra- 
gen werden. Die Pluralität der Trägerschaft ist da- 
her eine unverzichtbare Grundbedingung der Wei- 
terbildung. Unnötige Reglementierungen oder ein 
öffentliches Monopol darf es in diesem Bereich des 
Bildungswesens nicht geben. 

3. Die Hochschulen müssen sich künftig in stärke- 
rem Maße der wissenschaftlichen Weiterbildung 
widmen. Mit abnehmender Belastung durch die 
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Erstausbildung der Studenten aus den geburten- 
starken Jahrgängen können sie diese Aufgabe in 
den kommenden Jahren schrittweise in Angriff 
nehmen. Die Hochschulen sollten sich bei ihren An- 
geboten vor allem auf die Bereiche konzentrieren, 
in denen ein quantitativ und qualitativ ausreichen- 
des wissenschaftliches Weiterbildungsangebot bis- 
her noch nicht vorhanden ist. 


VII. Übergreifende bildungspolitische 
Aufgabenbereiche 

1. Hochbegabte junge Menschen sind in den ver- 
gangenen Jahren nicht immer in dem notwendigen 
und wünschenswerten Maße gefördert worden. Die 
Bundesregierung wird dieser Aufgabe in ihrem Ver- 
antwortungsbereich den erforderlichen Stellenwert 
einräumen. Sie begrüßt auch die Anstrengungen 
einzelner Länder um eine verstärkte Förderung be- 
sonderer Begabungen. 

2. Mit seinen finanziellen Hilfen zu den Ausbil- 
dungskosten sichert der Staat die Chancengerech- 
tigkeit in einer für die Zukunft der Jugendlichen 
entscheidenden Lebensphase. Die Familien sollen 
dadurch wirtschaftlich in den Stand gesetzt werden, 
den Kindern eine ihrer Begabung und Leistungsbe- 
reitschaft entsprechenden Ausbildung zu ermögli- 
chen. Um dieses Ziel zu erreichen, bedarf es in der 
kostenintensiven Phase der Berufsausbildung der 
Kinder einer steuerlichen Entlastung der Familien 
sowie im unteren Einkommensbreich, wo sich steu- 
erliche Maßnahmen nicht oder nicht hinreichend 
auswirken können, subsidiärer direkter Leistungen, 
wie sie derzeit schon nach dem Bundesausbildungs- 
förderungsgesetz, dem Arbeitsförderungsgesetz 
und dem Bundeskindergeldgesetz erbracht wer- 
den. 

3. Das Bildungswesen muß grundlegende Kennt- 
nisse und Fertigkeiten im Umgang mit den Infor- 
mations- und Kommunikationstechniken vermit- 
teln. Die Bundesregierung betrachtet eine informa- 
tionstechnische Grundbildung für alle als wesentli- 
chen Bestandteil einer zeitgemäßen Allgemeinbil- 
dung. Sie soll zum Umgang mit den neuen Informa- 
tions- und Kommunikationstechniken und zu deren 
vernünftiger Nutzung befähigen. Die Bemühungen 
zur Einbeziehung der Informations- und Kommuni- 
kationstechniken in die Bildungsgänge müssen da- 
her intensiv fortgesetzt werden. 

4. Brücken zum Ausland auszubauen, sie tragfä- 
hig zu halten und intensiv zu nutzen, ist für die 
Bundesrepublik Deutschland eine Aufgabe von exi- 
stenzieller Bedeutung. Sie muß daher ein besonde- 
res Interesse daran haben, daß möglichst viele Bür- 
ger zeitweise im Ausland lernen, forschen, Kon- 
takte knüpfen und Erfahrungen austauschen. Die 
Bundesregierung unterstützt und fördert in vielfäl- 
tiger Weise das Lernen und Forschen im Ausland. 


Sie räumt der Förderung von Auslandsaufenthalten 
auch weiterhin hohe Priorität ein und wird sich für 
eine Verbesserung der Rahmenbedingungen des 
Austausches sowie für die Anerkennung von im 
Ausland erbrachten gleichwertigen Ausbildungs- 
und Prüfungsleistungen einsetzen. 

5. Eine gute Berufsausbildung ist für Frauen 
ebenso wichtig wie für Männer. Die Bundesregie- 
rung ist daher bemüht, Mädchen und Frauen die 
gleichberechtigte Wahrnehmung der vorhandenen 
Angebote in allen Bildungsbereichen zu ermögli- 
chen. Kurz- und mittelfristig bestehen die größten 
Probleme im Bereich der beruflichen Bildung. 1983 
waren etwa zwei Drittel der unversorgten Bewerber 
um einen Ausbildungsplatz im dualen System Frau- 
en. Ihre Berufsbildungschancen sind zweifach ein- 
geengt: Es werden ihnen weniger Ausbildungs- 
plätze als Männern und zudem aus einem engeren 
Berufsspektrum angeboten. Die Bemühungen zur 
Verbesserung ihrer Ausbildungschancen müssen 
deshalb in beiden Bereichen ansetzen. 

Die Bundesregierung appelliert nachdrücklich an 
die ausbildenden Betriebe und die kommunalen 
Spitzenverbände, auch in den nächsten Jahren 
mehr Ausbildungsplätze für weibliche Bewerber 
bereitzustellen. Zur Ausweitung des Berufs- 
wahlspektrums junger Frauen setzt die Bundesre- 
gierung ihr Programm zur Erschließung gewerb- 
lich-technischer Berufe für Frauen fort. 

6. Die Voraussetzungen zur Integration der aus- 
ländischen Arbeitnehmer und ihrer Familien sind 
zu verbessern, gleichzeitig ist aber auch ihre Fähig- 
keit zur Rückkehr zu erhalten und zu stärken. Für 
die Eingliederung in Beruf und Gesellschaft in der 
Bundesrepublik Deutschland oder — im Falle der 
Rückkehr — im Herkunftsland ist die berufliche 
Qualifikation von entscheidender Bedeutung. Ziel 
der Bildungspolitik ist es deshalb, im Zusammen- 
wirken mit anderen Politikbereichen jungen Aus- 
ländern und Ausländerinnen die zur beruflichen 
Qualifizierung erforderlichen Schul- und Berufsbil- 
dungsabschlüsse zu ermöglichen. 

7. Benachteiligte und leistungsschwache Jugendli- 
che stehen gerade in der Phase der Ausbildung der 
geburtenstarken Jahrgänge sowie angesichts der 
schwierigen Arbeitsmarktsituation in der besonde- 
ren Gefahr, in die soziale Isolierung gedrängt zu 
werden. Jugendliche, die sozial benachteiligt sind, 
keinen qualifizierten Schulabschluß erreicht haben 
oder aus dem Ausland in die Bundesrepublik 
Deutschland kommen und vor allem mit Sprach- 
schwierigkeiten kämpfen müssen, haben es beson- 
ders schwer, eine qualifizierte Berufsausbildung zu 
absolvieren. Diese Jugendlichen brauchen zusätzli- 
che Hilfen. Die Bundesregierung wird daher ihre 
Anstrengungen sowohl im Bereich der ausbildungs- 
vorbereitenden Förderung (Bildungsbeihilfen) als 
auch im Bereich der ausbildungsbegleitenden Hil- 
fen (Benachteiligtenprogramm) verstärkt fortset- 
zen. 
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I. Einleitung 


1. Aufgabe des Berichtes 

Die Bundesregierung legt hiermit den in der Regie- 
rungserklärung vom 4. Mai 1983 angekündigten Be- 
richt über ihre bildungspolitischen Vorstellungen 
zur Sicherung der Zukunftschancen der Jugend in 
Ausbildung und Beruf dem Deutschen Bundestag 
vor. Die Rahmenbedingungen für das Bildungswe- 
sen sind schwieriger und die Probleme beim Über- 
gang von der Ausbildung in den Beruf größer ge- 
worden. Diese Veränderungen machen eine Neu- 
orientierung in der Bildungspolitik erforderlich, 
durch die das Bildungswesen und das Beschäfti- 
gungssystem wieder stärker aufeinander bezogen 
werden. 

Die Bildungspolitik allein kann die bestehenden 
wirtschaftlichen, sozialen und insbesondere be- 
schäftigungspolitischen Aufgaben nicht lösen. Die- 
ser Bericht soll zeigen, wie die Bildungspoitik in 
Zusammenarbeit mit anderen Politikbereichen zur 
Sicherung der Zukunftschancen der Jugend in Aus- 
bildung und Beruf beiträgt. Dabei steht die Bil- 
dungspolitik folgenden Problemen gegenüber: 

— In den kommenden Jahren werden weiterhin 
Jugendliche der geburtenstarken Jahrgänge in 
die berufliche Bildung, die Hochschulen und auf 
den Arbeitsmarkt drängen. Trotz der in der Ver- 
gangenheit beträchtlich gesteigerten Ausbil- 
dungskapazitäten sehen sich viele junge Mitbür- 
ger bei der Suche nach einem Ausbildungs- oder 
Studienplatz vor erhebliche Probleme gestellt. 

— Das Bildungswesen hat in der Phase der Ausbil- 
dung der geburtenstarken Jahrgänge eine er- 
hebliche Überlast zu tragen. Die Bewältigung 
dieser quantitativen Anforderungen erschwert 
es die notwendige Qualität aufrechzuerhalten. 
Die damit gestellten Aufgaben sind in einer Zeit 
zu erfüllen, in der die Finanzspielräume der öf- 
fentlichen Hände eng und die wirtschaftlichen 
Probleme zahlreicher Ausbildungsbetriebe groß 
sind. 

— Nach dem Abschluß der Schule und der Berufs- 
ausbildung treten die Jugendlichen der gebur- 
tenstarken Jahrgänge zu einem Zeitpunkt auf 
den Arbeitsmarkt, in dem zahlenmäßig ver- 
gleichsweise schwache Jahrgänge aus dem Er- 
werbsleben ausscheiden. Hierdurch hat sich das 
Arbeitskräfteangebot in den zurückliegenden 
Jahren fortlaufend erhöht und wird voraussicht- 
lich auch noch bis zum Ende dieses Jahrzehnts 
weiter ansteigen. Die Nachfrage nach Arbeits- 
kräften hat mit dieser Entwicklung seit 1980 
nicht mehr Schritt gehalten. Dies hat zu einer 
beträchtlichen Steigerung der Arbeitslosigkeit 
beigetragen, von der auch Jugendliche beim 
Übergang von der Ausbildung in den Beruf be- 
troffen sind. 


Die Jugendarbeitslosigkeit und die schlechteren 
Ausbildungs- und Berufschancen der geburten- 
starken Jahrgänge führen bei manchen jungen 
Mitbürgern zu Zukunftsangst und einem Gefühl 
persönlicher Chancenlosigkeit. Vor allem die Ju- 
gendlichen ohne Schulabschluß und Berufsaus- 
bildung befinden sich in einer schwierigenLage 
und sind besonders häufig von Arbeitslosigkeit 
betroffen. Die Sorge um die Ausbildungschance 
und um die berufliche Zukunft ist ein beherr- 
schendes Thema für die junge Generation. Bil- 
dungs- und Beschäftigungspolitik sind daher in 
besonderem Maße gefordert, jungen Menschen 
Ausbildungschancen zu geben sowie berufliche 
Perspektiven zu eröffnen, um damit Lebensziele 
in Staat und Gesellschaft aufzuzeigen. 

Bei der Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit, 
die nur im Rahmen einer allgemeinen Verbesse- 
rung der Beschäftigungssituation gelingen kann, 
stehen Maßnahmen der Wirtschafts-, Arbeits- 
markt-, Finanz- und Innenpolitik, die der Schaf- 
fung neuer Arbeitsplätze dienen, im Vorder- 
grund. Die Bildungspolitik muß zur Verringe- 
rung der Beschäftigungsrisiken durch die Aus- 
bildung möglichst aller Jugendlichen beitragen, 
da eine berufliche Qualifikation in zunehmen- 
dem Maße Voraussetzung für einen erfolgrei- 
chen Start in das Berufsleben ist, wenn sie auch 
keine Beschäftigung garantieren kann. 

— Die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Rah- 
menbedingungen der Bildungspolitik haben sich 
seit Anfang der 70er Jahre erheblich gewandelt. 
Die absehbare technologische, weltwirtschaftli- 
che und nicht zuletzt ökologische Entwicklung 
wird zu weiteren, zum Teil tiefgreifenden Verän- 
derungen führen. Auch auf diese Herausforde- 
rungen muß die Bildungspolitik Antworten ge- 
ben. Sie werden gerade von der Jugend erwar- 
tet. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß in den 
grundsätzlichen Fragen der Sicherung der Zu- 
kunftschancen der jungen Generation — wie 
auch hinsichtlich zahlreicher Einzelprobleme — 
ein breiter Konsens der politischen und gesell- 
schaftlichen Kräfte erreichbar ist. Dieser Be- 
richt soll einen Beitrag dazu leisten. 

2. Bildungspolitik des Bundes im kooperativen 
Föderalismus 

Nach dem Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland stehen wichtige Teile des Bildungswe- 
sens in der alleinigen Verantwortung der Länder. 
Ihre Zuständigkeit erstreckt sich insbesondere auf 
die allgemeinbildenden und berufsbildenden Schu- 
len sowie auf wesentliche Teile des Hochschulbe- 
reichs. 
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Der Bund hat vor allem konkurrierende Gesetzge- 
bungsbefugnisse im Bereich der betrieblichen Be- 
rufsbildung, in der die meisten Jugendlichen ausge- 
bildet werden (Artikel 74 Nr. 11 und 12 GG), für die 
Regelung der Ausbildungsförderung (Artikel 74 
Nr. 13 GG), für die Rahmengesetzgebung über die 
allgemeinen Grundsätze des Hochschulwesens (Ar- 
tikel 75 Nr. la GG) und für die Förderung der wis- 
senschaftlichen Forschung einschließlich der För- 
derung des wissenschaftlichen Nachwuchses (Arti- 
kel 74 Nr. 13 GG). Hinzu kommen Zuständigkeiten 
für die Berufszulassung zu Heil- und Heilhilfsberu- 
fen (Artikel 74 Nr. 19 GG), die Berufszulassung der 
Juristen (Artikel 74 Nr. 1 GG) sowie für die Rah- 
mengesetzgebung über die Rechtsverhältnisse der 
im öffentlichen Dienst Beschäftigten einschließlich 
der Lehrer (Artikel 75 Nr. 1 GG). 

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgaben des 
Grundgesetzes arbeitet die Bundesregierung eng 
mit den Ländern zusammen. So wirkt sie durch 
eine gemeinsame Rahmenplanung und Finanzie- 
rung beim Ausbau und Neubau von Hochschulen 
mit (Artikel 91a Nr. 1 GG). Instrumente dieser Zu- 
sammenarbeit sind der Planungsausschuß für den 
Hochschulbau sowie der Wissenschaftsrat als Bera- 
tungsgremium. 

Ferner nimmt die Bundesregierung die im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgaben eröffnete Möglichkeit 
zur Zusammenarbeit mit den Ländern bei der Bil- 
dungsplanung und der Forschungsförderung wahr 
(Artikel 91b GG). Für eine befriedigende Lösung der 
Bund und Länder gemeinsam berührenden Pro- 
bleme der Bildungs- und Forschungspolitik ist eine 
vertiefte Beratung auf fachlicher und politischer 
Ebene sowie eine eingehende Abstimmung mit 
wichtigen anderen Politikbereichen, insbesondere 
der Wirtschaft-, Arbeitsmarkt-, Sozial-, Familien-, 
Innen- und Finanzpolitik, unbedingt erforderlich. 
Diese Zusammenarbeit erfolgt aufgrund einer 1970 
abgeschlossenen Vereinbarung in der Bund-Län- 
der- Kommission für Bildungsplanung und For- 
schungsförderung (BLK). 

Die Bundesregierung sieht in der föderalistischen 
Staats Struktur einen wesentlichen Vorzug unseres 
Gemeinwesens. Die Verteilung staatlicher Macht 
auf verschiedene Ebenen sichert freiheitliche Ent- 
wicklungen — im Bildungswesen wie in anderen 
Politikbereichen — und ermöglicht den regionalen 
Verhältnissen angepaßte, bürgernahe Regelungen. 
Sie gewährleistet Vielfalt und Reichtum der Kultur 
und fördert den Wettbewerb um die jeweils besse- 
ren Lösungen. Die aus der Verteilung staatlicher 
Macht resultierende Notwendigkeit der Abstim- 
mung mit anderen Verantwortungsträgern begün- 
stigt zudem Stabilität und Kontinuität staatlichen 
Handelns. 

Die schwierigen, vor uns liegenden bildungspoliti- 
schen Aufgaben bedürfen in weiten Teilen der ge- 
meinsamen Lösung durch Bund und Länder. In der 
föderalistischen Ordnung des Grundgesetzes bleibt 
die Wahrung und die Förderung eines Mindestma- 
ßes an Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse im 
Interesse der Freizügigkeit, der Sicherung der 


Chancengerechtigkeit im Bildungswesen und der 
Mobilität, insbesondere im Beschäftigungssystem, 
eine ständig neu zu lösende Aufgabe. Es wirkte sich 
zum Nachteil der Bürger aus, würde diese Aufgabe 
mit der Folge grundlegend unterschiedlicher Ent- 
wicklungen vernachlässigt. Hier ist auch die Bun- 
desregierung gefordert, ihren Einfluß geltend zu 
machen und die ihr zur Verfügung stehenden In- 
strumente zu nutzen. Sie wird diese Aufgabe im 
Rahmen einer auf Kooperation ausgerichteten Bil- 
dungspolitik verantwortungsvoll wahrnehmen. Ihr 
Ziel ist dabei ein hohes Maß an Wettbewerb, Diffe- 
renzierung, Qualität und Leistung im Bildungswe- 
sen. Dies setzt — zur Sicherung der erforderlichen 
Übereinstimmung in wichtigen Fragen — abge- 
stimmte Rahmen- und Eckdaten voraus, innerhalb 
derer sich flexible Entwicklungen vollziehen kön- 
nen. 

Unter Beachtung dieser Grundsätze und auch im 
Hinblick auf den begrenzten Zuständigkeitsbereich 
des Bundes im Bildungswesen konzentriert sich der 
Bericht auf die Bereiche außerschulische Berufsbil- 
dung, Hochschule und berufliche Weiterbildung so- 
wie auf ausgewählte, einzelne Bildungsbereiche 
übergreifende Fragestellungen. Zur Verdeutlichung 
des bildungspolitischen Konzeptes der Bundesre- 
gierung ist es zum Teil notwendig, die Positionen 
der Bundesregierung im Zusammenhang der betre- 
tenden Bildungsbereiche auch umfassend darzu- 
stellen. 


3. Zusammenarbeit der Politikbereiche 

Die Bildungspolitik ist wie alle anderen Politikbe- 
reiche eingebettet in eine Vielzahl wirtschaftlicher, 
finanzpolitischer und gesellschaftlicher Rahmenbe- 
dingungen. Sie kann nur unter Berücksichtigung 
dieser Rahmenbedingungen erfolgreich gestaltet 
werden. Die nachfolgenden Beispiele zeigen, wie 
zahlreich die Berühungspunkte der Bildungspolitik 
mit anderen Politikbereichen sind, die eine inten- 
sive Zusammenarbeit und Abstimmung notwendig 
machen: 

Der Bildungsbereich steht bei den Ausgaben der 
Öffentlichen Hände an zweiter Stelle hinter der so- 
zialen Sicherung. Bildungspolitische Entscheidun- 
gen haben oftmals erhebliche finanzielle Auswir- 
kungen. Eine Vielzahl öffentlicher Leistungen aus 
unterschiedlichen Bereichen dient der Aus- und 
Weiterbildung unmittelbar. Schülerbeförderung, 
Schülertarife, Fahrtkostenerstattung, Lernmittel- 
freiheit, Unterstützung privater Schulträger, Ausbil- 
dungsförderung, Leistungen nach dem Arbeitsför- 
derungsgesetz, Kindergeld, Steuerfreibeträge und 
Anwärterbezüge sind Stichworte, die Berührungs- 
punkte der Bildungspolitik mit anderen Politikbe- 
reichen deutlich machen. Dieses System von Lei- 
stungen ist nur in enger Abstimmung der betroffe- 
nen Politikbereiche effizient zu gestalten. 

Die Ausbildungsförderung gehört ebenso wie das 
Kindergeld und die steuerlichen Ausbildungsfreibe- 
träge zu den Maßnahmen des Familienlastenaus- 


11 



Drucksache 10/1716 


Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


gleichs. Alle diese Maßnahmen staatlicher Förde- 
rung dienen dazu, Familien in die Lage zu verset- 
zen, für den Unterhalt ihrer Kinder während der 
Berufsausbildung aufkommen zu können. Änderun- 
gen im Bereich der Ausbildungsförderung sind da- 
her immer im Gesamtzusammenhang aller Leistun- 
gen des Familienlastenausgleichs zu sehen, um die 
Effizienz des Gesamtsystems des Familienlasten- 
ausgleichs nicht zu gefährden. 

Die Bundesregierung hält es für erforderlich, daß 
die in Zukunft zu erwartenden beruflichen Qualifi- 
kationsanforderungen stärker als bisher in Bildung 
und Ausbildung berücksichtigt werden. Um diesem 
Ziel näher kommen zu können, müßten der Wirt- 
schafts- und Arbeitsmarktpolitik die längerfristigen 
Anforderungen des Beschäftigungssystems an das 
Bildungswesen bekannt sein. Wegen der Unsicher- 
heiten, mit denen Prognosen der künftigen Wirt- 
schafts- und Arbeitsmarktentwicklung behaftet 
sind, können aber häufig nur Aussagen über die 
Entwicklungstendenzen gemacht werden. Der not- 
wendigen Abstimmung der Bildungs- mit der Wirt- 
schafts- und Arbeitsmarktpolitik sind insofern 
Grenzen gesetzt. 


Auch innenpolitische Entscheidungen berühren die 
Bildungspolitik nachhaltig. Dies gilt vor allem für 
Veränderungen des öffentlichen Dienstrechts, die 
den Zugang zu Ausbildungen und Berufen sowie 
den beruflichen Aufstieg im öffentlichen Dienst be- 
treffen und die erhebliche Auswirkungen auf die 
Nachfrage nach bestimmten Ausbildungsgängen 
haben. So kam zum Beispiel bei den Bemühungen 
der Bundesregierung, die Gleichwertigkeit der be- 
ruflichen Bildung und der allgemeinen Bildung zu 
fördern, der Bereich des öffentlichen Dienstrechtes 
und damit die Zusammenarbeit mit der Innenpoli- 
tik nicht ausgeklammert werden. 

In der Vergangenheit ist das wünschenswerte Maß 
an Abstimmung zwischen den Politikbereichen 
nicht immer erreicht worden. Sie ist jedoch zur 
Sicherung der Zukunftschancen der Jugend erfor- 
derlich. Ein wesentlicher Aspekt der Politik der 
Bundesregierung ist es deshalb, Probleme im Bil- 
dungswesen nicht losgelöst von ihren gesellschaftli- 
chen, wirtschaftlichen und beschäftigungspoliti- 
schen Bezügen aufzugreifen. Sie wird hierzu die 
erforderliche Zusammenarbeit intensivieren. 


II. Leitlinien einer zukunft&orientierten Bildungspolitik 


Bildung und Ausbildung sind Grundlage der Siche- 
rung der Zukunftschancen der Jugend. Bund und 
Länder haben in den vergangenen Jahren im Bil- 
dungsbereich durch große Anstrengungen viel ge- 
leistet. Die steigende Nachfrage nach Bildungs- und 
Ausbildungsmöglichkeiten machte einen erhebli- 
chen Ausbau der Kapazitäten des Bildungswesens 
erforderlich. Die dabei erreichte regionale und 
strukturelle Verbesserung des Bildungsangebotes 
entsprach nicht nur den Wünschen der Eltern und 
ihrer Kinder, sondern grundsätzlich auch den wirt- 
schaftlichen Notwendigkeiten. Bei den zu treffen- 
den bildungspolitischen Entscheidungen ist jedoch 
den Entwicklungen des Beschäftigungssystems 
nicht immer hinreichend Rechnung getragen wor- 
den. Auch wichtige erzieherische Gesichtspunkte 
wurden bisweilen nicht ausreichend berücksichtigt. 
Vor diesem Hintergrund sind die Leitlinien zu se- 
hen, an denen die Bundesregierung ihre Politik aus- 
richtet. 


1. Förderung der Entfaltung der 
Gesamtpersönlichkeit 

Erziehung und Bildung müssen mehr vermitteln als 
berufliches Rüstzeug und das Verstehen von Funk- 
tionszusammenhängen. Sie sollen den jungen Men- 
schen dazu befähigen, sein Leben und seine Um- 
welt verantwortungsvoll zu gestalten. Dafür ist es 
von besonderer Bedeutung, die schöpferischen 
Kräfte des Menschen, seinen Reichtum an Ideen 
und seine Gestaltungskraft zu erschließen. Der Er- 


ziehungsauftrag der Bildungseinrichtungen ist da- 
her nicht nur auf die Vermittlung beruflicher 
Kenntnisse und Fertigkeiten, sondern zugleich auf 
die Entfaltung der gesamten Persönlichkeit gerich- 
tet. Deshalb müssen neben der Wissensvermittlung 
auch musische, praktische, kreative und körperli- 
che Fähigkeiten und Begabungen sowie das Vermö- 
gen zu kommunikativem und sozialem Verhalten 
gefördert werden. 

Darüber hinaus besteht eine wesentliche Aufgabe 
des Bildungswesens darin, den heranwachsenden 
Bürgern Orientierung in Staat und Gesellschaft zu 
geben. Das Bildungswesen trägt dazu bei, indem es 
die für das Zusammenleben grundlegenden Werte 
und Normen vermittelt. Das Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland und die Verfassungen 
der Länder bieten hierfür Richtschnur und Rah- 
men. 

Der überwiegende Teil der Kinder und Jugendli- 
chen läßt eine bemerkenswerte Bereitschaft zu En- 
gagement, Leistung und Einsatz für die Gemein- 
schaft, ihre Grundwerte und die Sicherung der Le- 
bensgrundlagen der Gesellschaft deutlich werden. 
Ein Teil verharrt jedoch in Skepsis, Ablehnung und 
Pessimismus. Junge Menschen suchen nach Ant- 
worten auf Sinnfragen und brauchen Orientie- 
rungshilfen, um Vertrauen und Tatkraft zur Gestal- 
tung ihrer eigenen Zukunft zu gewinnen. 

Werte und Normen wollen und sollen über den Tag 
hinaus dem Denken und Verhalten Richtung geben. 
Sie müssen von den Jugendlichen aktuell erfahren 
und daher von den Erwachsenen vorgelebt werden. 
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Erwachsene prägen junge Menschen durch ihr Ver- 
halten und Vorbild mehr, als verbale Bekundungen 
im privaten oder öffentlichen Raum dies vermö- 
gen. 

Erziehung und Bildung sollen dazu beitragen, daß 
Kinder und Jugendliche lernen, Selbständigkeit zu 
entwickeln und eigenverantwortlich zu handeln. 
Das Bildungswesen muß sie auf dem Weg aus der 
Geborgenheit von Elternhaus und Schule in die 
Verantwortlichkeit des selbständigen Erwachsenen 
durch die Förderung eigenverantwortlichen Han- 
delns unterstützen. Die Bereitschaft, selbst Verant- 
wortung und Pflichten gegenüber Mitbürgern, Staat 
und Gesellschft zu übernehmen, ist dabei zu stär- 
ken. 

Kinder und Jugendliche müssen lernen, ihre eigene 
Meinung zu vertreten und die Meinung anderer zu 
respektieren. Sie müssen die grundlegenden Nor- 
men des Grundgesetzes und unseres Rechts ken- 
nen und verstehen, in religiösen und weltanschauli- 
chen Fragen persönliche Entscheidungen treffen 
und Verständnis und Toleranz gegenüber den Ent- 
scheidungen anderer entwickeln. Es ist erforder- 
lich, daß sie lernen, ihre eigenen Rechte zu wahren, 
die Rechte anderer zu respektieren und ihre Bezie- 
hungen zu anderen Menschen auf der Grundlage 
von Achtung und Solidarität zu gestalten. Sie sollen 
lernen, selbständig wie auch gemeinsam mit ande- 
ren Leistungen zu erbringen und soziale und politi- 
sche Mitverantwortung zu übernehmen. Sie müs- 
sen Verständnis für die Eigenart und das Existenz- 
recht anderer Völker und für die Gleichheit und das 
Lebensrecht aller Menschen entwickeln und lernen, 
mit der von der freiheitlich demokratischen Grund- 
ordnung der Bundesrepublik Deutschland eröffne- 
ten Freiheit verantwortlich umzugehen. 

Im Bildungswesen muß vor allem die Schule die 
Bindung des einzelnen und der Gemeinschaft an 
die Grundwerte und Pflichten verdeutlichen und 
nahebringen, wie sie sich aus dem Grundgesetz und 
den Verfassungen der Länder im einzelnen erge- 
ben. Diese Werte sind Ausdruck des gesellschaftli- 
chen Grundkonsenses, der der freiheitlichen, demo- 
kratischen, sozialen und rechtstaatlichen Verfas- 
sung der Bundesrepublik Deutschland zugrunde 
liegt. Die Bindung an Grundwerte gibt den Jugend- 
lichen notwendige und wichtige Orientierungen zur 
Gestaltung ihrer eigenen Zukunft. Die Bemühun- 
gen des Bildungswesens um die Vermittlung der 
Werte und Normen des Grundgesetzes und der Ver- 
fassungen der Länder müssen daher gestärkt wer- 
den. Die Schule braucht dazu die Unterstützung der 
Eltern und der Personen, die den jungen Menschen 
bei seiner Entwicklung begleiten. 

Viele der Fragen und Probleme, die sich den jünge- 
ren wie älteren Mitbürgern heute stellen, sind im 
Grunde nicht neu. Es ist wichtig zu wissen, wie und 
mit welchem Erfolg es die Menschen in der Vergan- 
genheit versucht haben, Probleme, die heute wieder 
aktuell sind, zu lösen. Die Kenntnis der Geschichte 
ist Voraussetzung für das Verstehen der politi- 
schen, wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen 
Gegebenheiten und ihre sinnvolle Weiterentwick- 


lung. Die Vermittlung geschichtlicher Kenntnisse 
ist daher unverzichtbarer Bestandteil des Unter- 
richts. 

Bildung und Ausbildung müssen nicht nur unter- 
schiedliche Fähigkeiten und Anlagen berücksichti- 
gen, sondern auch nachteilige Vorbedingungen aus- 
gleichen, um so jedem einzelnen eine gerechte 
Chance zur Entfaltung seiner Persönlichkeit zu ge- 
ben. Im Bildungsbereich gilt dies insbesondere für 
sozial Benachteiligte, Behinderte, ausländische Ju- 
gendliche und Jugendliche ohne abgeschlossene 
Schul- und Berufsausbildung. Sie bedürfen vor al- 
lem in Zeiten knapper Ausbildungs- und Arbeits- 
plätze besonderer Unterstützung, Beratung und 
Förderung. 

Darüber hinaus trägt die außerschulische Jugend- 
bildung und Jugendarbeit maßgeblich zur Entfal- 
tung der Gesamtpersönlichkeit bei; sie ergänzt und 
erweitert die Bildung in Familie, Schule und Beruf. 
Ihr Ziel ist es, einen Beitrag zu leisten zur Befähi- 
gung Jugendlicher zur Selbstfindung, Selbstbestim- 
mung und zu eigenverantwortlichem Handeln. Ju- 
gendarbeit in einer pluralistischen Gesellschaft soll 
durch die Vielfalt von Trägern, Inhalten und Metho- 
den wirken und von jungen Menschen soweit wie 
altersgemäß möglich mitbestimmt und mitg&staltet 
werden. Sie gründet auf der freiwilligen Mitarbeit 
junger Menschen und erfolgt in Veranstaltungen, 
Diensten und Einrichtungen freier und öffentlicher 
Träger der Jugendhilfe. Das breite Spektrum der 
Jugendarbeit reicht von der politischen, religiösen, 
kulturellen, sportlichen und sozialen Jugendbildung 
über die Jugendberatung und Jugendsozialarbeit 
bis zur internationalen Jugendarbeit. 

Mit dem Bundesjugendplan verfügt die Bundesre- 
gierung über ein geeignetes Instrument, das es ihr 
erlaubt, auf dem Gebiet der Jugendarbeit anregend 
und fördernd tätig zu werden. 


2. Zusammenwirken von Eltern und 
Bildungseinrichtungen 

In der Familie werden die Fundamente für das Ler- 
nen und die Erziehung geschaffen. Die Bildungsein- 
richtungen sind auf die Unterstützung der Familien 
angewiesen und dürfen nicht in einen Gegensatz zu 
ihnen geraten. Die Schule kann die Erziehung im 
Elternhaus nicht ersetzen. Das Elternhaus muß sich 
andererseits darauf verlassen können, daß die 
Schule ihren Bildungs- und Erziehungsauftrag er- 
füllt. Eine Pädagogik, die die Vermittlung von Sach- 
wissen, Werten und Normen und damit die Befähi- 
gung zu konstruktiver Kritik vernachlässigt, schafft 
vermeidbare Probleme zwischen Eltern und Kin- 
dern und beraubt die Kinder auch der notwendigen 
Sicherheit in der Familie. 

Es gehört zu den bedenklich stimmenden Entwick- 
lungen der Vergangenheit, daß bildungspolitische 
Entscheidungen nicht überall unter Berücksichti- 
gung des Elternwillens, teilweise sogar gegen ihn, 
getroffen wurden. Damit hängt zusammen, daß das 
Verhältnis und die je eigenständige Rolle und Auf- 


13 



Drucksache 10/1716 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


gäbe von Eltern und Bildungseinrichtungen zu we- 
nig reflektiert und definiert wurde. Schule kann 
und darf den Eltern ihre Verantwortung für die 
Erziehung der Kinder nicht abnehmen oder ihr ent- 
gegenarbeiten, andererseits trägt die Schule in ih- 
rem Bereich die Verantwortung für den Lernerfolg 
der Kinder. Es versteht sich von selbst, daß Eltern 
diese Verantwortung mittragen und nicht behin- 
dern dürfen. Es muß daher wieder mehr Miteinan- 
der, mehr Partnerschaft zwischen Elternhaus und 
Bildungseinrichtung geben. 

Das Zusammenwirken wird um so wichtiger, als die 
Zahl alleinerziehender Elternteile in den letzten 
Jahren gestiegen ist. Daher kommt es in Zukunft 
noch mehr als in der Vergangenheit darauf an, die 
vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen Kinder- 
garten, Schule und Eltern zu stärken und die Eltern 
bei der Erfüllung ihrer Erziehungsaufgabe zu un- 
terstützen. Dabei stehen die Entscheidungen über 
den individuellen Bildungsweg innerhalb des ge- 
gliederten, den unterschiedlichen Begabungen und 
Neigungen junger Menschen entsprechenden Bil- 
dungsangebotes in erster Linie den Eltern und ih- 
ren Kindern zu. 


3. Förderung von Leistung und Qualität im 
Bildungswesen 

Die Bundesrepublik Deutschland ist als rohstoffar- 
mes Industrieland in besonderem Maße auf einen 
hohen Leistungsstand in Wirtschaft, Technologie 
und Kultur angewiesen. Sie muß bei der weltweiten 
wirtschaftlichen und technologischen Entwicklung 
Anschluß halten und versuchen, in allen bedeuten- 
den Bereichen mit zur Spitzengruppe zu gehören. 
Nur so wird sie in der Lage sein, langfristig ihren 
Platz in dem zunehmend schärferen internationa- 
len Wettbewerb zu behaupten und Existenz und Zu- 
kunft ihrer Bürger zu sichern. 

Um die beschriebenen Herausforderungen beste- 
hen zu können, ist erste Voraussetzung ein hohes 
allgemeines Bildungs- und Leistungsniveau aller 
Bürger. Darüber hinaus ist das Gemeinwesen auf 
herausragende Leistungen einzelner angewiesen, 
also darauf, daß es Menschen gibt, die bereit und 
fähig sind, in Wissenschaft und Kunst, Wirtschaft, 
Handwerk und Industrie Außerordentliches zu lei- 
sten. Diese außerordentlichen Leistungen beruhen 
keineswegs nur auf intellektuellen und praktischen 
Fähigkeiten, sondern auf einem ganzen Qualifika- 
tionsbündel, zu dem auch Verantwortungsbewußt- 
sein, soziales Engagement, Mut zum Risiko und Ur- 
teilsvermögen gehören. 

Für die Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit 
ist Leistung ein unentbehrlicher Antrieb. Die ei- 
gene Leistungsfähigkeit zu erfahren, ist eine wich- 
tige Quelle menschlicher Lebenskraft. Leistung ist 
zudem der gerechteste Maßstab beruflicher und ge- 
sellschaftlicher Qualifikation; Herkunft und soziale 
Stellung der Eltern, Wohnort und Erziehungswille 
der Umwelt dürfen für den Lebensweg des einzel- 
nen nicht auschlaggebend sein. Die Anstrengungen 


der Bundesregierung zur Förderung von Leistung 
und Qualität im Bildungswesen müssen daher auch 
das besondere Bemühen um leistungsschwächere 
Gruppen in unserer Gesellschaft, zum Beispiel Aus- 
länder, Behinderte und Lernschwache umfassen. 

Die. damit gestellte Aufgabe, die Begabten heraus- 
zufordern und die Leistungsschwächeren zu för- 
dern, ist dem Bildungswesen gestellt Ihre Erfüllung 
setzt Qualität in Schule, beruflicher Bildung, Studi- 
um, Forschung und Weiterbildung voraus. Auch die 
Heranbildung offener Leistungseliten ist eine Auf- 
gabe des gesamten Bildungswesens. Private Schu- 
len und Hochschulen können dabei bereichernde 
Impulse für neue Formen des Lernens und Lehrens 
und für einen größeren Wettbewerb mit und zwi- 
schen staatlichen Bildungseinrichtungen geben. Sie 
bieten indessen keinen zu bevorzugenden Weg. 

Leistungsbereitschaft und Leistungsförderung im 
Bildungswesen setzen voraus, daß die erbrachten 1 
Leistungen anhand überzeugender und gerechter 
Maßstäbe differenziert und aussagekräftig bewer- 
tet werden. Eine solche pädagogisch richtige Lei- 
stungsbewertung dient allein dem Ziel, festzustel- 
len, inwieweit die Leistungen von Schülern, Auszu- 
bildenden oder Studenten den jeweiligen Lernzie- 
len, entsprechen. Die Leistungsbewertung ist damit 
zugleich ein Leistungsanreiz für den Lernenden 
und ein Indikator, der der Ausbildungsstätte eine 
gezielte Förderung und Herausforderung der unter- 
schiedlichen Begabungen und Fähigkeiten des ein- 
zelnen ermöglicht. 

Leistungsbewertung steht daher nicht in einem Ge- 
gensatz zu dem Ziel, die Schüler, Auszubildenden 
und Studenten entsprechend ihren individuellen 
Fähigkeiten und Neigungen bestmöglich zu fördern. 
Ganz im Gegenteil führt der Verzicht auf eine diffe- 
renzierte Leistungsbewertung zum Verlust von Lei- 
stungsanreizen und damit häufig zu einer Schwä- 
chung des Leistungswillens des einzelnen sowie der 
Möglichkeiten zu individueller und begabungsge- 
rechter Leistungsförderung. 


4. Sicherung der Biidungschancen durch 
Offenhalten aller Bildungswege 

In den 80er Jahren — bei einem Studium auch noch 
in der ersten Hälfte der 90er Jahre — werden die 
Jugendlichen der geburtenstarken Jahrgänge die 
berufliche Bildung und den Hochschulbereich 
durchlaufen. Es ist ein Gebot der Solidarität zwi- 
schen den Generationen, auch diesen Jugendlichen 
ausreichende Ausbildungs- und damit Berufschan- 
cen zu eröffnen. Die enormen Schwankungen der 
Geburtenjahrgänge — 1966: 1 050 000 Geburten, 
1978: 576 000 Geburten — stellen die Bildungspolitik 
dabei vor eine schwierige Aufgabe. 

Um auch in den kommenden Jahren jedem Jugend- 
lichen eine qualifizierte Ausbildung zu ermöglichen, 
müssen die Bildungswege auf allen Qualifikations- 
stufen soweit wie möglich offengehalten und ihre 
Kapazitäten auch über den kurz- und mittelfristi- 
gen Bedarf an qualifiziert ausgebildeten Arbeits- 
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kräften hinaus voll ausgeschöpft werden. Alle an 
der Ausbildung Beteiligten müssen darüber hinaus 
bereit sein, vorübergehend auch eine Überlast zu 
tragen, soweit dies zur Schaffung eines ausreichen- 
den Bildungsangebotes erforderlich ist und unver- 
zichtbare Qualitätsstandards der Bildung, Ausbil- 
dung, Forschung und Lehre nicht beinträchtigt wer- 
den. Eine zeitlich befristete Überlast ist der Einfüh- 
rung von Zulassungsbeschränkungen grundsätzlich 
vorzuziehen. 

Das Offenhalten der Bildungswege für die gebur- 
tenstarken Jahrgänge und die damit aufgrund der 
aktuellen wirtschaftlichen Situation verbundene 
Ausbildung über den kurz- und mittelfristigen Be- 
darf des Arbeitsmarktes hinaus führt zwangsläufig 
dazu, daß ein Teil der Jugendlichen nach dem Ab- 
schluß der Ausbildung nicht sofort einen der Aus- 
bildung entsprechenden Arbeitsplatz finden kann. 
Dennoch ist an der Politik offener Bildungswege 
festzuhalten. Die Arbeitsmarktchancen beruflich 
qualifizierter Jugendlicher sind im Vergleich zu 
nicht ausgebildeten Jugendlichen eindeutig besser. 
Junge Fachkräfte, die von ihrem Ausbildungsbe- 
trieb nicht weiterbeschäftigt werden können, finden 
wesentlich leichter einen neuen Arbeitsplatz als Ar- 
beitslose ohne Berufsausbildung. 

Nach den geburtenstarken Jahrgängen wird mit 
den geburtenschwachen Jahrgängen ein deutlicher 
Rückgang des Facharbeiter- und Fachangestellten- 
nachwuchses eintreten. Langfristig zeichnet sich 
daher eine Entspannung auf dem Arbeitsmarkt für 
Fachkräfte ab. Einer entsprechenden Entwicklung 
des Arbeitsmarktes für beruflich nicht qualifizierte 
Arbeitnehmer steht entgegen, daß der Bedarf an 
ungelernten Arbeitskräften wie schon in der Ver- 
gangenheit auch in Zukunft weiter abnehmen 
wird. 

Würde man heute mit Blick auf den kurzfristigen 
Arbeitsmarktbedarf einem Teil der geburtenstar- 
ken Jahrgänge keine Ausbildungschance gewähren, 
wäre diesen Jugendlichen langfristig auch die Teil- 
habe an den sich abzeichnenden verbesserten Ar- 
beitsmarktchancen verwehrt. Eine Berufsausbil- 
dung kann nicht in beliebigem Maße im späteren 
Berufsleben nachgeholt werden. Sie muß zumindest 
im Regelfall in der Jugend erfolgen. Ausbildung ist 
eine Investition für das gesamte Berufsleben. Der 
Nutzen der heute über den kurz- und mittelfristigen 
Bedarf des Arbeitsmarktes hinaus betriebenen 
Ausbildung kann daher nur bei einer langfristigen 
Betrachtungsweise zutreffend beurteilt werden. 

Die Politik des Offenhaltens aller Bildungswege ist 
zweifellos eine Gratwanderung, zu der es aber im 
Interesse der Zukunftschancen der Jugend keine 
Alternative gibt. Die qualifizierte Ausbildung mög- 
lichst aller Jugendlichen ist für die Eröffnung be- 
ruflicher Perspektiven unabdingbar. In einem 
Hochlohnland wie der Bundesrepublik Deutschland 
kann Vollbeschäftigung auf Dauer nur mit qualifi- 
zierten Arbeitskräften erreicht werden. 

Das Offenhalten aller Bildungswege dient nicht nur 
der qualifizierten Ausbildung aller Jugendlichen, es 
dient gleichzeitig der Wahrung der Freiheit der Bil- 


dungswegentscheidung des einzelnen. Einer staatli- 
chen Einflußnahme hierauf sind verfassungsrecht- 
liche Genzen gesetzt, die sich vor allem aus dem 
Recht auf freie Wahl von Ausbildungsstätte und Be- 
ruf (Artikel 12 Grundgesetz), dem Gleichheitsgrund- 
satz (Artikel 3 GG) und dem Elternrecht (Artikel 6 
GG) ergeben. Diese vom Grundgesetz gezogenen 
Grenzen schließen eine staatliche Bildungs- und 
Berufslenkung aus. Einfluß auf die Bildungs- und 
Berufsentscheidung der Jugendlichen kann im we- 
sentlichen nur durch Information und Beratung, 
durch die Bereitstellung von Ausbildungskapazitä- 
ten und durch die Attraktivität der Bildungsange- 
bote genommen werden. 

Die Wahl einer bestimmten Ausbildung und des Be- 
rufes bleibt letztlich in die Freiheit und Verantwor- 
tung des einzelnen gestellt. Die Bemühungen der 
Bundesregierung um ein Offenhalten aller Bil- 
dungswege und die Schaffung einer ausreichenden 
Zahl von Ausbildungs- und Studienplätzen dienen 
dem Ziel, die Freiheit der Ausbildungswahl des ein- 
zelnen möglichst zu gewährleisten und jedem Ju- 
gendlichen die Chance einer qualifizierten Berufs- 
ausbildung zu geben. Ein Offenhalten der Bildungs- 
wege kann dagegen keine Garantie der Beschäfti- 
gung im Ausbildungsberuf beinhalten. Dem Grund- 
recht des einzelnen, seinen Beruf und seine Berufs- 
ausbildung frei zu wählen, entspricht auf der ande- 
ren Seite die vor dem einzelnen und nicht dem 
Staat zu tragende Verantwortung für die getroffene 
Entscheidung. 

Um die zu treffende Ausbildungs- und Berufsent- 
scheidung überschaubar zu machen, müssen die Ju- 
gendlichen frühzeitig über die Chancen und Risi- 
ken der zur Wahl stehenden Berufswege, über die 
Ausbildungsangebote insbesondere in der berufli- 
chen Bildung und die sich hier bietenden Aufstiegs- 
und Weiterbildungsmöglichkeiten sowie darüber in- 
formiert werden, daß die mit einem Studium ver- 
bundenen Beschäftigungs- und Einkommenserwar- 
tungen künftig nicht mehr in dem bisherigen Maße 
erfüllt werden können. Die bestehenden Beratungs- 
und Informationsmöglichkeiten müssen hierzu wei- 
ter verbessert werden. Unverzichtbar ist auch die 
Befähigung junger Menschen zu einer sachgerech- 
ten Ausbildungs- und Berufsentscheidung durch 
Schule und Elternhaus. 


5. Orientierung der Angebote des 

Bildungswesens an den Anforderungen des 
Beschäftigungssystems 

Die wachsenden Probleme, denen die jungen Men- 
schen beim Übergang vom Bildungswesen in das 
Arbeitsleben gegenüberstehen, erfordern eine stär- 
kere Orientierung der Bildungsangebote an den An- 
forderungen des Beschäftigungssystems. Dies setzt 
jedoch eine genauere Kenntnis der quantitativen 
Entwicklung des Arbeitsmarktes und der sich ver- 
ändernden Qualifikationsanforderungen voraus. Da 
Bildungsverläufe langfristiger Natur sind, dürfen 
Entscheidungen im Bildungswesen nicht an ledig- 
lich kurzfristigen Entwicklungen im Beschäfti- 
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gungssystem orientiert werden. Ständige Verände- 
rungen im Bildungsbereich sind auch aus pädagogi- 
schen Gründen zu vermeiden. Mittel- und langfri- 
stige Trends des Beschäftigungssystems dürfen da- 
gegen nicht außer acht gelassen werden. 

Präzise Vorhersagen der zukünftigen Entwicklung 
des Beschäftigungssystems sind nicht möglich. Die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung läßt sich weder 
mittel- noch langfristig genau prognostizieren. 
Ebensowenig können der technologische Wandel 
und die damit zusammenhängenden Änderungen 
der Arbeitsmarktstruktur zuverlässig vorausgesagt 
werden. Darüber hinaus bestehen erhebliche Unter- 
schiede in der beruflichen Flexibilität der Absolven- 
ten der verschiedenen Ausbildungsgänge des Bil- 
dungswesens. Die Unmöglichkeit exakter Progno- 
sen der quantitativen Entwicklung des Arbeits- 
marktes und der zukünftig zu erwartenden Qualifi- 
kationsanforderungen stellt daher eine ganz we- 
sentliche Schwierigkeit für eine zukunftsorientierte 
Bildungspolitik dar. Das Bemühen, die Bildungsan- 
gebote stärker an den Anforderungen des Arbeits- 
marktes zu orientieren, stößt daher an Grenzen. Es 
muß aber versucht werden, die zukünftige Entwick- 
lung zumindest in ihrer Tendenz zu beschreiben. 

Die Bundesregierung wird sich darum bemühen, 
durch eine genauere Analyse der bestehenden An- 
forderungen und eine trendmäßige Beschreibung 
zukünftiger Entwicklungen die Grundlagen für die 
Bildungsplanung und für eine stärkere Orientie- 
rung der Angebote des Bildungswesens an den An- 
forderungen des Beschäftigungssystems zu verbes- 
sern. 

Bund und Länder sind sich in der Auffassung einig, 
daß der rasche technische Wandel, beispielsweise in 
den Bereichen der Datenverarbeitung, der Mikro- 
prozessortechnik und der neuen Informations- und 
Kommunikationsmedien, zu neuen und insgesamt 
steigenden Anforderungen an die Qualifikation der 
Arbeitskräfte führen wird. Bei der Berufsausbil- 
dung muß dieser Entwicklung stärker Rechnung 
getragen werden, indem sie häufiger, als dies früher 
erforderlich war, der aktuellen Entwicklung qualita- 
tiv angepaßt wird. Dies gilt nicht nur für die Überar- 
beitung bestehender Lehrpläne und Ausbildungs- 
ordnungen, sondern auch für die Entwicklung 
neuer Ausbildungsberufe und Studienangebote, für 
die Aus- und Fortbildung der Lehrkräfte und der 
Ausbilder in den Betrieben sowie für die Verbesse- 
rung der Ausstattung der Bildungseinrichtungen. 

Die Aktualisierung der Inhalte der Berufsausbil- 
dung darf jedoch nicht zu einer Überforderung der 
Ausbildungsbetriebe führen. Technische Neuerun- 
gen können erst dann berücksichtigt werden, wenn 
ein Großteil der Betriebe das Neue bereits über- 
nommen hat oder durch entsprechende Angebote in 
überbetrieblichen Ausbildungsstätten bzw. im Wege 
des Ausbildungsverbundes sichergestellt ist, daß 
die Betriebe die Ausbildungsforderungen erfüllen 
können. Eine gewisse Zeitverzögerung bei der An- 
passung der Ausbildungsordnungen an neue techni- 
sche Entwicklungen ist daher unvermeidlich. In die- 
sem Zusammenhang zeigt sich ein wesentlicher 


Vorzug des dualen Systems der Ausbildung in Be- 
rufsschule und Betrieb. Bereits in der Phase der all- 
mählichen Einführung neuer Technologien in den 
Unternehmen kann ein zunehmender Teil der Lehr- 
linge in den Betrieben an neuesten Maschinen aus- 
gebildet werden, deren Anschaffung nur für Ausbil- 
dungszwecke wegen der damit verbundenen hohen 
Kosten vielfach nicht oder sehr viel später möglich 
ist. 


6. Förderung beruflicher Flexibilität und 
Mobilität im Bildungswesen 

Eine berufliche oder akademische Erstausbildung 
reicht heute nicht mehr aus, um den Anforderungen 
eines ganzen Berufslebens zu genügen. Dies gilt 
selbst dann, wenn die Erstausbildung den bestehen- 
den und — soweit sie bereits absehbar sind — künf- 
tigen Qualifikationsanforderungen weitgehend 
Rechnung trägt. Im Gefolge technologischer Neue- 
rungen werden neue Berufe und Tätigkeiten entste- 
hen und alte an Bedeutung verlieren. Die schon 
heute zu beobachtende Entwicklung, derzufolge ein 
erheblicher Teil der Erwerbstätigen im Laufe des 
Berufslebens Tätigkeiten auch außerhalb des zu- 
nächst erlernten Berufes aufnimmt, wird sich in 
Zukunft weiter fortsetzen. Aber auch im einmal er- 
lernten Beruf werden die beschleunigte Produktin- 
novation, die Umstellung auf neuartige Produkti- 
onsverfahren und die Einführung bisher unbekann- 
ter Arbeitstechniken zum Nacherwerb von Qualifi- 
kationen und zur Einstellung auf neue Anforderun- 
gen zwingen. Anders als in der Vergangenheit, als 
sich der technische Fortschritt primär im Bereich 
der Produktion auswirkte, wird er in Zukunft in 
allen Bereichen des Berufslebens, also auch im 
Büro- und Dienstleistungsbereich, zu grundlegen- 
den Veränderungen führen. Berufliche Flexibilität 
und Mobilität sowie die Bereitschaft zum Lernen 
sind daher wichtige Voraussetzungen, um den An- 
forderungen des Arbeitsmarktes auf Dauer entspre- 
chen zu können. 

Hierauf hat sich das Bildungswesen mit seinen An- 
geboten nicht nur im Bereich der Weiterbildung, 
sondern auch im Bereich der Erstausbildung einzu- 
stellen. Die Bereitschaft und die Fähigkeit des ein- 
zelnen zur Umstellung auf neue Anforderungen im 
Beruf müssen bereits in der Phase der Erstausbil- 
dung gefördert und gestärkt werden. Das Bildungs- 
wesen kann hierzu durch breite berufliche Grund- 
bildung, qualifizierte Fachausbildung, aufeinander 
aufbauende Bildungsgänge, Vielfalt in den Ausbil- 
dungsangeboten und eine Erziehung zur fortdau- 
ernden Lernbereitschaft beitragen. 

Neben fachspezifischen Kenntnissen werden in Zu- 
kunft vielfältig einsetzbare, fachübergreifende Qua- 
lifikationen zunehmend gefragt sein. Derartige 
Schlüsselqualifikationen müssen in der beruflichen 
Erstausbildung im Rahmen der Vermittlung fach- 
spezifischer Kenntnisse mehr als bisher berück- 
sichtigt werden. Nach einer im Auftrag des Bundes- 
ministers für Bildung und Wissenschaft durchge- 
führten Untersuchung zählen zu den wichtigsten 
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Schlüsselqualifikationen die Fähigkeit zur Abstrak- 
tion, planerisches Denken, Kreativität, Kommuni- 
kationsfähigkeit, Entscheidungsbereitschaft und 
die Fähigkeit zur Teamarbeit 

Die Notwendigkeit zur Anpassung der in der Aus- 
bildung erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten 
an die einem beschleunigten Wandel unterworfe- 
nen Anforderungen des Beschäftigungssystems 
führt dazu, daß Erwerbstätige in steigendem Maße 
auf Weiterbildung angewiesen sein werden, um 
durch Zusatz-, Ergänzungs- oder Nachqualifizierun- 
gen ihre berufliche Flexibilität erhalten zu können. 


Die Weiterbildung wird daher für die Sicherung der 
beruflichen Zukunft des einzelnen wie für die wirt- 
schaftliche Entwicklung insgesamt entscheidende 
Bedeutung gewinnen. 

Die Bereitstellung entsprechender Bildungs- und 
Weiterbildungsangebote reicht jedoch allein nicht 
aus. Ebenso wichtig ist die Förderung der Bereit- 
schaft des einzelnen zur Umstellung auf neue An- 
forderungen. Dies schließt die Stärkung der Lern- 
und Weiterbildungsbereitschaft, der Bereitschaft, 
sich auch örtlich zu verändern sowie Ausländser- 
fahrungen zu sammeln, ein. 


III. Rahmenbedingungen und Analyse der Ausgangslage 


Bildungspolitik kann nur erfolgreich sein, wenn sie 
unter Berücksichtigung der wesentlichen bildungs- 
politischen Rahmenbedingungen und auf der 
Grundlage einer sorgfältigen Analyse der Aus- 
gangslage und der sich hieraus ergebenden Pro- 
bleme gestaltet wird. Da die Ausbildung in einem 
Beruf für die Sicherung der Zukunftschancen der 
Jugend von besonderer Bedeutung ist, muß die Ana- 
lyse der Ausgangslage neben dem Bildungswesen 
auch das Beschäftigungssystem, die dort festzustel- 
lenden Entwicklungstendenzen und die sich daraus 
ergebenden Qualifikationsanforderungen an die 
Absolventen des Bildungswesens umfassen. Nur so 
können bildungspolitische Fehlentwicklungen wie 
die Überbewertung der Hochschulbildung in den 
70er Jahren von vornherein vermieden werden. 


1. Rahmenbedingungen der Bildungspolitik 

Wichtige Rahmenbedingungen der Bildungspolitik 
haben sich in den vergangenen Jahren grundlegend 
verändert. In erster Linie sind hierfür die demo- 
graphische Entwicklung, die entstandene hohe 
Arbeitslosigkeit, der wirtschaftlich-technologische 
Wandel, die drastisch verschlechterte Lage der 
öffentlichen Haushalte sowie die Auswirkungen 
eines sozialen und kulturellen Wertewandels ver- 
antwortlich. 


1.1 Demographische Entwicklung 

Entscheidende Einflüsse gehen von der demogra- 
phischen Entwicklung aus. Die geburtenstarken 
Jahrgänge der 60er Jahre mit 900 000 bis über 
1 000 000 Neugeborenen pro Jahr gegenüber 650 000 
Neugeborenen im Durchschnitt der 70er Jahre ha- 
ben inzwischen ein Alter erreicht, in dem eine erste 
berufsqualifizierende Ausbildung begonnen oder 
abgeschlossen wird. Bereits jetzt und in den näch- 
sten zehn Jahren werden sie in das Beschäftigungs- 
system eintreten und dort — zusätzlich zu der ho- 
hen Zahl von Arbeitslosen — Dauerarbeitsplätze 
nachfragen. 


Der Ersatzbedarf für Personen, die wegen des Ein- 
tritts in den Ruhestand, Invalidität oder Tod aus 
dem Erwerbsleben ausscheiden, wird voraussicht- 
lich bis Ende der 80er Jahre unter dem neu hinzu- 
tretenden Angebot an jungen Erwerbspersonen lie- 
gen. Die Integrationsanforderungen an den Arbeits- 
markt werden also lange anhalten und nur erfüllt 
werden können, wenn in erheblichem Umfang zu- 
sätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden. 


1.2. Wirtschaftlich-technologischer Wandel 

Die wirtschaftlichen, strukturellen und technologi- 
schen Rahmenbedingungen der Gesellschaft unter- 
lagen im Laufe des letzten Jahrzehnts einschnei- 
denden Veränderungen. 

Die Preise für herkömmliche Energieträger und für 
Rohstoffe sind seit Anfang der 70er Jahre um ein 
Vielfaches gestiegen. Trotz verstärkter Exploration 
und sparsamer Verwendung von Energie und Roh- 
stoffen ist eine Rückkehr zu den früheren, niedri- 
gen Preise nicht zu erwarten. Bei traditionellen In- 
dustrieprodukten wird die Konkurrenzsituation auf 
dem Weltmarkt durch das Hinzutreten neuer 
Schwellenländer verschärft, die aufgrund eines 
niedrigen Lohnniveaus Kostenvorteile haben. 
Gleichzeitig wächst der Bedarf der ärmsten Länder 
der Dritten Welt an Unterstützung — nicht zuletzt 
als Folge der führenden Industrienationen nimmt 
der Wettstreit um anwendungsbezogene Forschung 
und die marktreife Erzeugung von technologiein- 
tensiven Spitzenprodukten weiter zu. Neben einer 
Reihe von Sektoren, die in ihren Produkten ver- 
gleichsweise beständig sind (z. B. Landwirtschaft 
und Bergbau), die jedoch auch immer stärker me- 
chanisiert und automatisiert und damit kapitalin- 
tensiver werden, ist ein wachsender Teil der Wirt- 
schaft auf eine schnelle Produktinnovation ange- 
wiesen. 

Die Technologie der Mikroelektronik muß wegen 
ihrer universellen Einsatzmöglichkeit besonders 
hervorgehoben werden. Durch ihre enorme Lei- 
stungsfähigkeit und ihre hohe Zuverlässigkeit er- 
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öffnet sie vielfältige Chancen für neue Produkte 
und Produktionsverfahren und damit zur Schaffung 
neuer und sicherer Arbeitsplätze. Die Technologie 
der Mikroelektronik ermöglicht aber auch eine be- 
schleunigte Automatisierung und Rationalisierung, 
die zum Fortfall zahlreicher, nicht mehr wettbe- 
werbsfähiger Arbeitsplätze führen wird. In den Be- 
reichen der Bürotechnik, Text- und Sprachverarbei- 
tung, des Fernmeldedienstes und der neuen Medien 
wird der Bürger künftig verstärkt mit der Mikro- 
elektronik nicht nur im Berufs-, sondern auch 
im Alltagsleben konfrontiert werden. Die Fähig- 
keit zum Umgang mit Informationsverarbeitungs- 
und Informationsübermittlungsdiensten wird daher 
zu einer Standardanforderung für nahezu jeden 
Bürger. 


1.3 Konsolidierung der öffentlichen Haushalte 

Die finanzpolitischen Rahmenbedingungen haben 
sich seit 1970 erheblich verändert. Die Lage der 
öffentlichen Haushalte verschlechterte sich bis 1982 
Jahr für Jahr. Zu viele ausgabenwirksame Gesetze 
und Programme, die sich an der Vorstellung eines 
immerwährenden, hohen stetigen Wachstums 
orientierten, überforderten die Finanzkraft des 
Staates. Zusätzlich hat das gegenüber früheren 
Jahrzehnten geringere wirtschaftliche Wachstum 
— 1981 und 1982 gab es sogar einen Rückgang des 
realen Bruttosozialproduktes um 0,3% bzw. 1,1% — 
zu wachsender Arbeitslosigkeit und zu einem nicht 
hinnehmbaren Anstieg der Staatsverschuldung ge- 
führt. 

Die jährliche Neuverschuldung des Bundes ist zwi- 
schen 1970 und 1982 von 1,1 Mrd. DM auf 37,2 Mrd. 
DM gestiegen, die Gesamtverschuldung des Bundes 
wuchs in dieser Zeit von 47,8 Mrd. DM auf 308,5 
Mrd. DM an. Allein für die Zinszahlungen mußte 
der Bund 1982 rd. 23,0 Mrd. DM aufbringen. 1970 
hatten dafür noch 2,8 Mrd. DM ausgereicht. Die 
Zinslast hatte damit 1982 ein Finanzvolumen er- 
reicht, das etwa den Ausgaben der Einzelhaushalte 
des Bundes für Bildung und Wissenschaft, For- 
schung und Technologie, Wohnungsbau und Ent- 
wicklungshilfe zusammen entsprach. Sie wird auch 
in den kommenden Jahren zu einer erheblichen 
Einengung des finanzpolitischen Spielraumes füh- 
ren. 

Eine Fortsetzung staatlicher Neuverschuldung im 
bisherigen Ausmaß und Tempo hätte weitere nega- 
tive Auswirkungen auf die wirtschaftliche Entwick- 
lung zur Folge gehabt. Sie hätte die private Investi- 
tionstätigkeit durch hohe Finanzierungskosten wei- 
ter beeinträchtigt, bestehende Arbeitsplätze gefähr- 
det und die Schaffung neuer Arbeitsplätze behin- 
dert. Von dieser Entwicklung wären Jugendliche, 
die beim Eintritt in das Erwerbsleben erstmals ei- 
nen Arbeitsplatz suchen, in besonderem Maße be- 
troffen. 

Die Fortsetzung der staatlichen Neuverschuldung 
im bisherigen Umfang wäre auch im Hinblick auf 
einen gerechten Ausgleich der finanziellen Lasten 
zwischen den Generationen nicht vertretbar. Die 


heute bestehenden Aufgaben dürfen nicht weiter 
durch eine wachsende Neuverschuldung auf Kosten 
der jungen Generation bewältigt werden. 

Die Bundesregierung hat deshalb mit den Bundes- 
haushalten für die Jahre 1983 und 1984 wichtige 
Schritte zur Gesundung der öffentlichen Finanzen 
und der Wirtschaft eingeleitet. Sie hat das Ausga- 
benwachstum des Bundeshaushalts auf zwei bis 
drei Prozent jährlich beschränkt. Die Nettoneuver- 
schuldung des Bundes fällt nach dem Haushaltsan- 
satz für 1984 mit rd. 33,6 Mrd. DM um 18% niedriger 
aus als im Haushaltsansatz für 1983. Das Ist-Ergeb- 
nis der Nettoneuverschuldung im Jahre 1983 lag 
sogar um 9,5 Mrd. DM unter dem Haushaltsansatz. 
Bis 1987 ist in der mittelfristigen Finanzplanung ein 
weiterer Abbau der Nettoneuverschuldung auf rd. 
22 Mrd. DM beabsichtigt. 

Zugleich hat die Bundesregierung gegenüber dem 
bisherigen Finanzplan die Mittel für den Hoch- 
schulbau und die Schaffung von Ausbildungsplät- 
zen erheblich verstärkt. Auch die Entscheidung, im 
Haushalt für das Jahr 1984 keine lineare Planstel- 
lenkürzung mehr vorzusehen, entspricht dem Inter- 
esse der jungen Menschen, die Ausbildungs- und 
Arbeitsplätze nicht zuletzt im öffentlichen Dienst 
suchen. 

Die Bundesregierung hat im Rahmen der Haus- 
haltsbegleitgesetze für die Jahre 1983 und 1984 die 
Weichen für eine Wiederbelebung der Wirtschaft 
gestellt. Sie hat gleichzeitig eine Verlagerung der 
Mittelverwendung von konsumtiven zu investiven 
Ausgaben sowie steuerliche Entlastungen für Un- 
ternehmen eingeleitet. Ohne eine Wiederbelebung 
der Wirtschaft kann dem in den 80er Jahren wach- 
senden Bedarf an Ausbildungs- und Arbeitsplätzen 
nicht entsprochen werden. 

Finanzielle Aufwendungen für die Verbesserung 
von Bildung, Ausbildung, Wissenschaft und For- 
schung sind wichtige Investitionen für den einzel- 
nen wie auch für die wirtschaftliche Zukunft der 
Gesellschaft. Dies gilt in besonderem Maße für die 
Bundesrepublik Deutschland, die als exportabhän- 
gige Industrienation ihre Leistungsfähigkeit im in- 
ternationalen Wettbewerb erhalten und ausbauen 
muß. 

Die Bundesregierung wird die von ihr eingeleitete 
Verbesserung der finanzwirtschaftlichen Situation, 
die auch für die Sicherung der Zukunftschancen 
der Jugend von grundlegender Bedeutung ist, in 
den kommenden Jahren fortsetzen. Sie wird sich 
hierbei vor allem an folgenden Grundsätzen orien- 
tieren: 

— Mittelfristige Begrenzung des Ausgabenrah- 
mens auf einen Anstieg, der deutlich unter der 
Erhöhung des nominalen Bruttosozialprodukts 
liegt, und weitere Rückführung der staatlichen 
Defizite, 

— Vorrang zukunftswirksamer Ausgaben mit 
Wachstums- und beschäftigungsfördernden Ef- 
fekten und Einschränkung konsumtiver, aus- 
schließlich die Gegenwart begünstigender Mit- 
telverwendung sowie 
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— leistungsfördernde Ausgestaltung der Steuer- 
politik. 


1.4 Sozialer und kultureller Wertewandel 

In den sozialen und kulturellen Wertvorstellungen 
vieler Bürger, insbesondere der jungen Generation, 
sind Veränderungen festzustellen. Diese Entwick- 
lung kann und soll hier nicht in ihrer gesamten 
Tragweite dargestellt werden. Einige für die Bil- 
dungspolitik bedeutsame Aspekte verdienen jedoch 
angesprochen zu werden, dazu zählen: die Einstel- 
lung der Jugend zum Staat, der Wandel in der 
Einstellung zur Arbeit, die Einschätzung des techni- 
schen Fortschritts durch die Jugend und — damit 
eng zusammenhängend — das Engagement für den 
Schutz der Umwelt. 

Die junge Generation bejaht in ihrer überwiegen- 
den Mehrzahl den demokratischen Staat. Gleichzei- 
tig kritisieren viele Jugendliche jedoch die Un- 
durchschaubarkeit der Politik und einen Mangel an 
konkreten Mitwirkungsmöglichkeiten im staatli- 
chen und gesellschaftlichen Bereich. Jugendliche 
praktizieren daher in zunehmendem Maße neue 
Formen der Mitwirkung und eigenverantwortlichen 
Tätigkeit, beispielsweise in Bürgerinitiativen und in 
Selbsthilfegruppen. 

Der Wandel der Wertvorstellungen vieler, insbeson- 
dere junger Mitbürger wirkt sich auch auf die 
Einstellung zur Arbeit aus. Noch in der ersten 
Hälfte dieses Jahrhunderts war das Leben für die 
meisten Menschen weitgehend von ihrer Erwerbs- 
tätigkeit geprägt. Erst der enorme wirtschaftliche 
Aufschwung der Nachkriegsjahre hat eine spürbare 
Verkürzung der Wochenarbeitszeit, eine stetige 
Verlängerung des Urlaubs und eine Herabsetzung 
der Lebensarbeitszeit ermöglicht und so zur Auf- 
spaltung des Lebens in Arbeits- und Freizeit ge- 
führt. Unter dem Motto „Arbeiten, um zu leben“ 
sank dabei der Wert der Arbeit in der Einschätzung 
eines Teils der Mitbürger auf ein notwendiges Übel 
zur materiellen Sicherung des Lebensunterhaltes 
herab. Dabei geriet bisweilen in Vergessenheit, daß 
die Arbeit mehr ist als reiner Broterwerb. Erst die 
Erfahrungen der letzten Zeit, in der zahlreiche Mit- 
bürger längere Zeit von Arbeitslosigkeit betroffen 
sind, haben auch den hohen immateriellen Wert der 
Arbeit, der sich mit dem Kontakt der Arbeitskolle- 
gen, Leistungsanforderungen, Erfolgserlebnissen 
und der Vermittlung von Selbstvertrauen und 
Selbstbestätigung verbindet, wieder bewußter ge- 
macht 

Auch in Zukunft werden Arbeit und Beruf zu den 
wesentlichen und zentralen Lebensbereichen des 
Menschen gehören. Der Wandel in der Einstellung 
zur Arbeit wird daher — soweit absehbar — nicht 
zu einer generellen Abwertung der Arbeitszeit als 
„verlorene Zeit“ im Verhältnis zur Freizeit führen. 
Die Wertorientierung, insbesondere der Jugendli- 
chen, wird sich nicht so sehr in Richtung auf eine 
weitere Steigerung materieller Ansprüche verän- 
dern, vielmehr werden Werte wie Selbständigkeit, 
Eigenverantwortlichkeit, Sinnhaftigkeit und soziale 


Nützlichkeit der eigenen Arbeit an Bedeutung ge- 
winnen. Arbeit wird daher eine weitere Definition 
über den Bereich der Erwerbsarbeit hinaus erhal- 
ten müssen. Auch ehrenamtliche Arbeit, Arbeit in 
der Familie, in der Weiterbildung, in der Kunst und 
im Bereich des Sports bietet wie die bezahlte Er- 
werbsarbeit Möglichkeiten zu qualifizierter Tätig- 
keit, zur Selbstverwirklichung und zu sozialem Ein- 
satz. 

Die Einstellung der Jugend zum technischen Fort- 
schritt hat sich in den letzten Jahren verändert. Sie 
ist weder von uneingeschränkter Zustimmung noch 
von unbedingter Ablehnung geprägt. Mehrere Un- 
tersuchungen haben den pauschalen Vorwurf einer 
Technikfeindlichkeit ebenso widerlegt, wie ein an- 
gebliches generelles Desinteresse der Jugendlichen 
an Technik. In ihrer überwiegenden Mehrheit inter- 
essieren sie sich vielmehr für technische Funk- 
tionsweisen und sind sich bewußt, daß sie in Zu- 
kunft privat oder beruflich verstärkt mit Technik 
umgehen werden. Gleichzeitig ist aber die Sensibili- 
tät für Risiken und Gefahren technischer Entwick- 
lungen gestiegen. Jugendliche setzen sich kritisch 
mit den Folgen der Technik auseinander. Sie unter- 
scheiden zwischen möglichen negativen und positi- 
ven Wirkungen technischer Neuerungen. 

Durch zu früh eingesetzte oder nicht ausreichend 
kontrollierte Technik haben sich in der Vergangen- 
heit Unfälle ereignet, die die Gefährdung der Um- 
welt und die Verletzlichkeit der Organisation gesell- 
schaftlichen Zusammenlebens deutlich ins Bewußt- 
sein gerückt haben. „Contergan“, Giftgasunglück 
„Seveso“, Atomreaktorunfall „Three Miles Island“ 
und Tankerunglück „Amoco-Cadiz“ sind hierfür nur 
einige Stichworte. Seit Anfang der 70er Jahre ist 
daher die Notwendigkeit eines verstärkten Umwelt- 
schutzes zur Erhaltung der natürlichen Lebens- 
grundlagen und des ökologischen Gleichgewichtes 
zunehmend erkannt worden. Die Bereitschaft, für 
den Schutz der Umwelt einzutreten, ist gerade in 
der jungen Generation in besonderem Maße vor- 
handen. 


1.5 Gesellschaftliche Perspektive 

Bei dem Versuch der Beschreibung langfristiger 
bildungspolitischer Entwicklungen und Ziele geht 
dieser Bericht davon aus, daß die Gesellschaft der 
Bundesrepublik Deutschland in Zukunft von folgen- 
den Merkmalen geprägt sein wird: 

— Die Technisierung wird in allen Lebensberei- 
chen weiter voransschreiten. Im Interesse der 
wirtschaftlichen Entwicklung, der Verbesserung 
der Lebensbedingungen und der Erhaltung und 
Wiederherstellung der Umwelt dort, wo sie Scha- 
den gelitten hat, müssen neue Technologien 
konsequent nutzbar gemacht werden. 

— Die Gesellschaft wird in besonderem Maße auf 
Leistung und Qualität angewiesen sein, um so 
den Herausforderungen eines schärferen welt- 
weiten Wettbewerbs, der Verknappung von Res- 
sourcen, den sich weltweit aus der Bevölke- 
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rungsentwicklung stellenden Problemen und 
den Gefährdungen der natürlichen Lebens- 
grundlagen wirksam begegnen zu können. 

— Auf Grund des technologischen und wirtschaftli- 
chen Wandels wird der einzelne mehr Freizeit 
genießen und mehr Verantwortung in von ihm 
überschaubaren Lebenseinheiten übernehmen. 

— Wegen der Veränderung ihres Altersaufbaus, 
der hohen Zahl von Alleinlebenden, Alleinerzie- 
henden und von Ein-Kind- Familien wird sich die 
Gesellschaft sehr viel stärker der Aufgabe un- 
terziehen müssen, gemeinschaftsbezogenes 
Denken und solidarisches Verhalten zu üben 
und den Schwächeren und Einsamen die not- 
wendige Hilfe und Unterstützung zu geben. 


2. Ausgangslage im Bildungswesen 

Die nachfolgende Darstellung zeigt, wie sich das 
Bildungswesen seit den 60er Jahren quantitativ und 


strukturell entwickelt hat und mit welcher weiteren 
Entwicklung bis Mitte der 90er Jahre gerechnet 
werden kann. Bei den Vorausschätzungen, die in 
die Darstellung Eingang gefunden haben, handelt 
es sich überwiegend um Status-quo-Prognosen, die 
aussagen, wie sich die betreffenden Größen unter 
gleichbleibenden Bedingungen, das heißt ohne Be- 
rücksichtigung zukünftiger bildungspolitischer Ent- 
scheidungen sowie gegenwärtig nicht vorhersehba- 
rer Entwicklungen, verändern werden. 


2.1 Demographische Entwicklung 

Der Altersaufbau der Bevölkerung in der Bundesre- 
publik Deutschland ist gekennzeichnet durch die 
geburtenstarken Jahrgänge 1960 bis 1968 mit Jahr- 
gangsstärken von ca. 1 Million und die nachfolgen- 
den geburtenschwachen Jahrgänge mit Jahrgangs- 
stärken von rd. 600 000 Lebendgeborenen im Durch- 
schnitt der Jahre 1974 bis 1983. 

Die „demographische Welle“ zieht sich im Zeitab- 
lauf mit ihren geburtenstarken und den darauffol- 
genden geburtenschwachen Jahrgängen durch das 


Graphik 1 


Bevölkerung in der Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1983 nach Alter 


nto 



Quelle: Statistisches Bundesamt 
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gesamte Bildungssystem hindurch. Dies stellt an 
die Anpassungsfähigkeit des Bildungsangebotes 
sehr hohe Anforderungen: Mußte beispielsweise im 
Jahre 1983 ein Angebot für über 1 Million 16jährige 
sichergestellt werden, so wird in zehn Jahren eine 
nur noch gut halb so große Zahl von 16jährigen aus- 
gebildet werden müssen. Hinzu kommt, daß die de- 
mographische Entwicklung regional unterschied- 
lich verläuft Die geburtenstarken Jahrgänge sind 
in den ländlichen Regionen besonders stark ausge- 
prägt. Das führt zu einer Verschärfung der Ausbil- 
dungsprobleme der Jugendlichen in diesen Gebie- 
ten. 


Tabelle 1 

Wohnbevölkerung im Alter von 16 Jahren 
von 1960 bis 1994 


Jahr 

16jährige Wohnbevölkerung 
in 1 000 

1960 

764 

1970 

815 

1980 

1 083 

1984 

985 

1985 

918 

1990 

, 625 

1994 

592 


Quelle: BMBW, Grund- und Strukturdaten 1983/84 


Die quantitativen Auswirkungen auf die einzelnen 
Bildungsbereiche macht die nachfolgende Graphik 
deutlich: 


Graphik 2 



21 






Drucksache 10/1716 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


2.2 Entwicklung der Schülerzahlen 

Die Entwicklung der Schülerzahlen steht maßgeb- 
lich unter dem Einfluß der oben beschriebenen Be- 
völkerungsentwicklung. Nachdem die geburtenstar- 
ken Jahrgänge Anfang der 70er Jahre die Grund- 
schulen und anschließend die Haupt- und Realschu- 
len sowie die unteren Klassen der Gymnasien 


durchlaufen haben, befinden sie sich jetzt in den 
oberen Klassenstufen der Gymnasien sowie in den 
Berufsschulen. In der Zeit von 1970 bis 1982 ist die 
Zahl der Schüler an den Gymnasien um 49% gestie- 
gen (in den Klassen 11 bis 13 sogar um 112%), wäh- 
rend sich in den Grundschulen bereits das Gebur- 
tental ausgewirkt hat 


Tabelle 2 

Schüler an allgemeinbildenden und beruflichen Schulen von 1970 bis 1995 

in 1 000 


Schulart 

Schüler 

1970 

1980 

1982 

1985 

1990 

1995 

Grundschulen 

3 977 

2 818 

2 437 

2 385 

2 572 

2 751 

Hauptschulen 

2 370 

2 227 

2 063 

1 666 

1 483 

1 594 

Sonderschulen 

322 

354 

319 

276 

263 

280 

Realschulen 

864 

1 351 

1 278 

1 033 

847 

901 

Gymnasien insgesamt 

1 379 

2 118 

2 050 

1 824 

1 443 

1 448 

davon in 







Klasse 5 bis 10 

1 062 

1 544 

1 378 

1 116 

935 

996 

Klasse 11 bis 13 . 

317 

574 

672 

708 

508 

452 

Gesamtschulen 

— 

221 

226 

186 

180 

188 

Abendschulen und Kollegs 

25 

39 

42 

39 

39 

38 

Allgemeinbildende 







Schulen zusammen 

8 937 

9 128 

8 415 

7 409 

6 827 

7 200 

Berufsschulen 

1 600 

1 863 

1 789 

1 633 

1 097 

974 

Berufsgrundbildungsjahr 

— 

107 

128 

187 

207 

210 

Berufsaufbauschulen 

40 

22 

21 

21 

17 

15 

Berufsfachschulen 

205 

352 

397 

373 

273 

258 

Fachoberschulen 

59 

137 

159 

157 

117 

102 

Fachschulen 

168 

192 

207 

205 

190 

175 

Berufliche Schulen zusammen 

2 072 

2 673 

2 701 

2 576 

1 901 

1 734 

Alle Schulen zusammen 

11 009 

11 801 

11 116 

9 985 

8 728 

8 934 


Quelle: BMBW, Grund- und Strukturdaten 1983/84; KMK, Dokumentation Nr. 85, Vorausberechnung der Schüler- und 
Absolventenzahlen 1981 bis 1995 


Aber nicht nur die Bevölkerungsentwicklung ist für 
die Strukturverschiebungen innerhalb des Schulsy- 
stems ursächlich, ein entscheidender Einfluß geht 
auch von der gestiegenen Bildungsnachfrage aus. 
Dieser Prozeß wird deutlich, wenn man die Bil- 
dungsbeteiligung beispielhaft für eine Altersstufe 
betrachtet: Während von den 13jährigen 1960 noch 
70% in die Hauptschule gingen, machte dieser An- 
teil 1980 nur noch 39% aus. Dementsprechend er- 
höhte sich der Anteil an den weiterführenden Schu- 
len: 1960 wurden die Realschulen von 11% der 
13jährigen besucht; im Jahr 1980 stieg dieser Anteil 


auf 25%; an den Gymnasien war ein Sprung von 15 
auf 27 % festzustellen. 

Nach der Prognose der Kultusministerkonferenz 
über die zukünftige Entwicklung werden die Schü- 
lerzahlen ab 1985 auch im Sekundarbereich II der 
Gymnasien sinken. In den Grundschulen wird ab 
1986 die Schülerzahl wieder leicht zunehmen, mit 
zeitlicher Verzögerung vollzieht sich diese Entwick- 
lung auch an den Haupt- und Realschulen und den 
Gymnasien. Ob diese Entwicklung längere Zeit an- 
halten wird, ist allerdings fraglich, da die Zahl der 
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Lebendgeborenen, die in den Jahren 1979, 1980 und 
1981 angestiegen war, seither erneut rückläufige 
Tendenz zeigt. 


Graphik 3 


Schüler an allgemeinbildenden 
und beruflichen Schulen 

mo 



I960 1966 1970 1976 1980 1966 1990 1996 

Progno»« 


Betrachtet man die zahlenmäßige Entwicklung der 
Schulabgänger, so spiegeln sich hier die oben be- 
schriebenen quantitativen und qualitativen Effekte 


wider: Mit zeitlicher Verschiebung ist aufgrund der 
Bevölkerungsentwicklung auch die Zahl der Schul- 
abgänger, die einen entsprechenden Abschluß er- 
reicht haben, gestiegen. Weiterhin wirkt sich eine 
Änderung des Bildungsverhaltens in einem Trend 
zu höheren Bildungsabschlüssen aus: Der Anteil 
der Jugendlichen mit Hauptschulabschluß an der 
gleichaltrigen Bevölkerung ist im Zeitraum von 
1970 bis 1982 um ein gutes Viertel zurückgegangen; 
bei denen, die die Hochschul- oder Fachhochschul- 
reife erreicht haben, ist dieser Anteil im gleichen 
Zeitraum um mehr als das Doppelte gestiegen. 

Graphik 4 


Abgänger aus allgemeinbildenden 
i97o - 100 und beruflichen Schulen 

Logv i ihp i »eher 



© BMBW 1984 

Quelle: BMBW, Grund- und Strukturdaten 1983/84; KMK, 
Dokumentation Nr. 83, Vorausberechnung der Schüler- und 
Absolventenzahlen bis 1995 
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Tabelle 3 

Abgänger aus allgemeinbildenden und beruflichen Schulen 1970 bis 1990 

in 1 000 


Abschlußart 


Abgänger 


1980 



1990 

1995 

Mit Hauptschulabschluß 


349 

391 

363 

306 

218 

218 

% i ) 

43,2 

37,8 

35,6 

37,5 

36,2 

36,2 

Ohne Hauptschulabschluß 

Anzahl 

140 

109 

97 

92 

67 



17,4 

10,6 

9,5 

11,3 

u.i 


Mit Realschulabschluß 

Anzahl 

200 

427 

436 

439 

319 

299 

“/o 1 ) 

24,8 

41,0 

42,8 

53,7 

52,9 

49,6 

Mit Hochschul- 

und Fachhochschulreife 

Anzahl 

92 

221 

286 

307 

253 

199 

o/o 1 ) 

11,3 

22,0 

26,3 

30,0 

35,9 

33,1 


*) in % der gleichaltrigen Bevölkerung 

Quelle: BMBW, Grund- und Strukturdaten 1983/84; KMK, Dokumentation Nr. 85, Vorausberechnung der Schüler- und 
Absolventenzahlen 1981 bis 1995 


2.3 Angebot und Nachfrage nach Ausbildungsplätzen 
im dualen System 

Auch im Bereich der beruflichen Bildung haben die 
geburtenstarken Jahrgänge zu einer deutlichen Ex- 
pansion geführt. Bezieht man die Zahlen der neu 
abgeschlossenen Ausbildungsverträge auf den 
Durchschnittsjahrgang der 15- bis unter 17jährigen 
Bevölkerung, so zeigt sich darüber hinaus eine im 
Laufe der Jahre steigende Quote der im dualen Sy- 
stem der beruflichen Bildung ausgebildeten Ju- 
gendlichen. 


Tabelle 4 


Auszubildende, neu abgeschlossene Ausbildungs- 
verträge und bestandene Abschlußprüfungen 
1976 bis 1983 


Jahr 

Auszu- 
bildende 
ins- 
gesamt *) 

Neu abgeschlossene 
Ausbildungs- 
verträge 2 ) 

Bestan- 

dene 

Abschluß- 

prüfun- 

gen 1 ) 

ins- 

gesamt 

Anteil am 
Durch- 
schnitts- 
jahrgang 
der 15- 
bis unter 
17 jährigen 

in 1000 

in 1000 

% 

in 1000 

1976 

1 316,6 

495,8 

50,3 

477,1 

1977 

1 397,4 

558,4 

55,6 

470,4 

1978 

1 517,3 

601,7 

58,5 

483,6 

1979 

1 644,6 

640,3 

60,2 

503,7 

1980 

1 715,5 

650,0 

60,7 

567,3 

1981 

1 676,9 

605,6 

57,0 

603,4 

1982 

1 675,8 

631,1 

60,8 

620,4 

1983 

— 

677,7 

67,7 

— 


x ) Stand: jeweils 31. Dezember 
2 ) Stand: jeweils 30. September 
Quelle: BMBW, Berufsbildungsbericht 1984 
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Graphik 5 



Quelle: BMBW, Berufsbildungsbericht 1984 


Die nachfolgende Tabelle 5 zeigt, daß das Ausbil- 
dungsplatzangebot der zum Teil sprunghaften 
Nachfrageentwicklung weitgehend gefolgt ist. Die 
1983 erreichte Steigerung des Ausbildungsplatzan- 
gebotes um gut 7 % auf insgesamt 697 300 Plätze 
reichte jedoch nicht aus, um allen Lehrstellenbe- 
werbern einen Platz in der betrieblichen Berufsaus- 
bildung zu sichern. Durch die Fortsetzung der in- 
tensiven Bemühungen um die zu Beginn des Aus- 
bildungsjahres nicht vermittelten Bewerber konnte 
aber ihre Zahl bis zum 31. März 1984 auf rd. 18 900 
(Vorjahr: rd. 20 000) verringert werden. 

Die gegenwärtige Situation auf dem Lehrstellen- 
markt ist durch die anhaltend hohe Nachfrage der 
geburtenstarken Jahrgänge gekennzeichnet. Bis 
1985 werden weiterhin starke Jahrgänge den Se- 
kundarbereich I verlassen. Danach wird zwar die 
Zahl der Schulabgänger aus Sonder-, Haupt- und 
Realschulen erheblich zurückgehen. Doch deuten 
die derzeit absehbaren Entwicklungstendenzen 
darauf hin, daß die Nachfrage nach Ausbildung im 
dualen System weniger schnell abnehmen wird, als 


Tabelle 5 


Angebot und Nachfrage nach Ausbildungsplätzen 
1976 bis 1983 

(Stand: jeweils 30. September) 


Jahr 

Angebot 

an 

Ausbil- 

dungs- 

plätzen 

Nachfrage 

nach 

Ausbil- 

dungs- 

plätzen 

Angebotsüberhang 

Anzahl 

Anzahl 

Anzahl 

% 

1976 

513 900 

523 500 

- 9 600 

- 1,8 

1977 

583 900 

585 400 

+ 1 500 

- 0,3 

1978 

624 000 

625 500 

- 1 500 


1979 

677 200 

660 000 

+ 17 200 

+2,6 


694 600 

667 300 

+ 27 300 

+4,1 

1981 

642 900 

627 700 

+ 15 200 

+2,4 

1982 

651 400 

665 500 

-14 100 

- 2,1 

1983 

697 300 

725 100 

-27 800 

- 3,8 


Quelle: BMBW, Beruf sbÜdungsbericht 1984 


bisher vermutet. Dies liegt zum Teil daran, daß sich 
die Nachfrage zeitlich verschiebt, weil Jugendliche 
vorher an vollzeitschulischen beruflichen Angebo- 
ten teilnehmen. Auch schaffen Jugendliche, die in 
den vergangenen Jahren keinen Ausbildungsplatz 
gefunden haben, neben den jeweils neuen Schulab- 
solventen zusätzliche Nachfrage nach Ausbildungs- 
plätzen. In zunehmendem Maße bemühen sich auch 
Hochschulberechtigte um Ausbildungsplätze; ge- 
genwärtig beginnen jährlich rund 60 000 eine duale 
oder schulische Berufsausbildung (rd. 40 000 im 
dualen System). Über 150 000 Ausbildungsplätze 
werden zur Zeit von Studienberechtigten genutzt: 
rd. 120 000 Plätze in der dualen Ausbildung, die üb- 
rigen Plätze in Sonderausbildungsgängen der Wirt- 
schaft, im Berufsfachschul- und Fachschulwesen 
der Länder und der beruflichen Fortbildung. 

Nach den gemeinsam von Bund und Ländern erar- 
beiteten Vorausschätzungen ist zu erwarten, daß 
sich die Zahl der Bewerber um betriebliche Ausbil- 
dungsplätze in den nächsten Jahren wie folgt ent- 
wickeln wird: 1984: bis zu 735 000, 1985: rd. 710 000, 
1986: rd. 685 000 und 1987: rd. 640 000. 

Aus heutiger Sicht ergibt sich demnach ab 1985 ein 
allmählicher Rückgang der Bewerberzahl, der erst 
ab 1987 deutlicher ausfallen wird. 


2.4 Quantitative Entwicklung im Hochschulbereich 

Die nachstehende Tabelle und Graphik zeigen, daß 
auch der Hochschulbereich durch eine enorme Ex- 
pansion — vor allem in den 70er Jahren — gekenn- 
zeichnet ist. Diese Expansion wird sich im Hoch- 
schulbereich in den 80er Jahren weiter fortsetzen. 
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Tabelle 6 Hochschulberechtigte, Studienanfänger, Studenten und Hochschulabsolventen 

1960 bis 1995 


Jahr 

Hochschul- 
berechtigte : ) 

Studienanfänger 

Studenten 

Hochschul- 

absolventen 


in 1 000 

in % 

in 1 000 

in % 


in % 

in 1 000 

in % 

1960 

56,7 

5,9 

79,4 

8,3 

291,1 

4,3 

47,8 

6,0 

1970 

91,5 

11,2 

125,7 

15,4 


9,5 

87,0 

11,5 

1980 


21,8 

195,0 

19,3 


15,9 

122,1 

14,1 

1982 

286,3 

27,1 

225,1 

21,3 

1 203,1 

17,2 

131,0 

14,5 

1985 


29,0 

253 bis 274 

24 bis 26 

1 290 bis 1350 

17 bis 18 

138 

14 

1987 


30,4 

251 bis 276 

25 bis 27 

1 420 bis 1 520 

19 bis 21 

166 bis 168 

16 

1990 

253 

31,0 

218 bis 247 


1 440 bis 1560 

21 bis 23 

191 bis 203 

18 bis 19 

1993 


31,8 

180 bis 206 

28 bis 32 

1 260 bis 1 430 

22 bis 26 

193 bis 213 

19 bis 21 

1995 

199 

32,1 

168 bis 192 

27 bis 31 

1 150 bis 1310 

23 bis 27 


20 bis 22 


*) Schulabgänger mit Hochschul- und Fachhochschulreife einschließlich Absolventen von Vorbereitungsklassen an Fachhoch- 
schulen und Ausländem mit an deutschen Inlandsschulen erworbener Studienberechtigung 

2 ) Anteil am Durchschnittsjahrgang der 18- bis unter 22jährigen Bevölkerung 

3 ) Anteil an der 19- bis unter 26jährigen Bevölkerung 

4 ) Anteil am Durchschnittsj ahrgang der 25- bis unter 28jährigen Bevölkerung 

Quelle: BMBW, Grund- und Strukturdaten; KMK, Dokumentation Nr. 86, Studienanfänger, Studenten und Hochschul- 
absolventen bis 1995; eigene Berechnungen 


Graphik 6 
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Quelle: BMBW Grund- und Strukturdaten; KMK, Doku- 
mentation Nr. 86 


Die Zahl der Hochschulberechtigten wuchs in den 
60er Jahren um 61%, von 1970 bis 1980 ist sie insge- 
samt sogar um 141% gestiegen. Ebenso hat sich der 
Anteil der Hochschulberechtigten am Durch- 
schnittsjahrgang der 18- bis unter 22jährigen von 
5,9% im Jahre 1960 auf 27,1% im Jahre 1982 er- 
höht. 

Neben einem Anstieg der Bildungsnachfrage aus 
rein demographischen Gründen zeigt die Entwick- 
lung der Vergangenheit und zeigen Vorausschät- 
zungen für die Zukunft einen deutlichen Trend zu 
einem weiteren Anstieg der Bildungsbeteiligung 
und damit zu einer zusätzlichen Erhöhung der 
Nachfrage nach Studienplätzen. 

Nach der Schüler- und Absolventenprognose der 
Kultusministerkonferenz (Dokumentation Nr. 85) 
muß mit einer weiteren Steigerung der Zahl der 
Hochschulberechtigten gerechnet werden. Das Ma- 
ximum wird danach in den Jahren 1984 und 1985 
mit rd. 307 000 Hochschulberechtigten erreicht wer- 
den. Erst um 1988 ist mit einem Absinken ihrer 
Zahl unter 300 000 zu rechnen. Bis zum Jahre 1995 
wird sie auf knapp 200 000 zurückgehen. Die Hoch- 
schulberechtigtenquote wird dann bei 32% liegen. 

Eine ähnliche Entwicklung zeigt sich bei der Zahl 
der Studienanfänger, jedoch verläuft ihr. Anstieg 
seit den 70er Jahren etwas gedämpfter als bei den 
Hochschulberechtigten. Hier kommt zum einen die 
zeitliche Verzögerung der Studienaufnahme nach 
dem Schulabschluß und zum anderen aber auch die 
größer gewordene Attraktivität von alternativen 
Ausbildungswegen — und sei es zunächst nur als 
Durchgangsstadium zum späteren Studium — zum 
Ausdruck. Nach einer vorübergehenden Stagnation 
der Studienanfängerzahlen in den Jahren 1975 und 
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1977 ist jedoch zu Beginn der 80er Jahre wieder ein 
kräftiger Schub zu beobachten; dies ist der Beginn 
der „Welle der geburtenstarken Jahrgänge“. 

Nach der Prognose der Studienanfänger, Studenten 
und Hochschulabsolventen der Kultusministerkon- 
ferenz (Dokumentation Nr. 86) wird die Zahl der 
Studienanfänger bis 1986/87 weiter zunehmen und 
mit rd. 254 000 bis 276 000 Erstimmatrikulierten ein 
Maximum erreichen. Danach wird ihre Zahl erst 
langsam, in den 90er Jahren bedingt durch die de- 
mographische Entwicklung beschleunigt abneh- 
men. Die Studienanfängerquote (Studienanfänger 
in % der gleichaltrigen Bevölkerung) wird im Vor- 
ausschätzungszeitraum zunehmen und im Jahre 
1993 einen Wert von 28 bis 32% erreichen. 

Die Bandbreite der Prognose ergibt sich durch al- 
ternative Annahmen über das Übergangsverhalten 
von der Schule ins Studium. Der oberen Variante 
liegt eine über den Prognosezeitraum konstante 
Übergangsquote von 82% zugrunde, während die 
untere Variante mit abnehmenden Quoten (bis 70% 
im Jahre 1995) berechnet wurde. 

Die Gesamtzahl der Studenten stieg von rd. 290 000 
im Jahre 1960 auf über 1,2 Mio. im Jahre 1982 an. 
Sie hat sich damit innerhalb von gut 20 Jahren 
mehr als vervierfacht. 

Damit ist die Zunahme der Studentenzahlen noch 
stärker ausgefallen als die der Studienanfänger. 
Dies ist auf einen Anstieg der Verweildauer der 
Studenten zurückzuführen, die wegen gestiegener 
Fachstudiendauer, vermehrtem Fachwechsel und 
häufigerer Aufnahme eines Zweitstudiums länger 
als früher an den Hochschulen verbleiben. 

Nach der Vorausschätzung der Kultusministerkon- 
ferenz wird sich die Gesamtzahl der Studenten im 
Prognosezeitraum zunächst noch weiter erhöhen 
und Ende der 80er Jahre mit rd. 1,36 bis 1,48 Mio. 
Studenten ein Maximum erreichen. Danach wird 
ihre Zahl zunächst langsam, später beschleunigt ab- 
nehmen. Für das Jahr 1995 wird mit rd. 1,0 bis 
1,14 Mio. Studenten gerechnet. Dieser Vorausschät- 
zung liegt die Annahme zugrunde, daß die durch- 
schnittliche Verweildauer für die Studenten an wis- 
senschaftlichen Hochschulen von zwölf Semestern 
(1984) auf elf Semester (1990) reduziert werden 
kann. 

Sollte die angenommene Verkürzung der Verweil- 
dauer jedoch nicht eintreten und auch weiterhin 
sechs Jahre und mehr betragen, wofür die Erfah- 
rungen der Vergangenheit sprechen, ist bei im übri- 
gen unveränderten Bedingungen mit 1,43 bis 
1,60 Mio. Studenten im Jahre 1991 und mit 1,15 bis 
1,31 Mio. im Jahre 1995 zu rechnen. 


2.5 Absolventen aus beruflichen Bildungsgängen und 
Hochschulen 

Die Gesamtzahl der Personen, die mit einer ersten 
beruflichen Qualifikation auf den Arbeitsmarkt tre- 
ten, wird aus demographischen Gründen bis in die 


zweite Hälfte der 80er Jahre weiter ansteigen, in 
den 90er Jahren aber wieder rasch zurückgehen. 

Eine Differenzierung nach Ausbildungsabschlüssen 
zeigt, daß die Entwicklung der Zahl der Absolven- 
ten beruflicher Bildungsgänge einerseits und der 
Hochschulabsolventen andererseits dabei unter- 
schiedlich verläuft. Die Zahl der Hochschulabsol- 
venten wird bis in die 90er Jahre hinein erheblich 
zunehmen und voraussichtlich erst in der zweiten 
Hälfte des kommenden Jahrzehnts wieder deutlich 
unter 200 000 im Jahr zurückgehen. Dagegen wird 
die Zahl der Absolventen beruflicher Bildungs- 
gänge nach den derzeitigen Erkenntnissen bereits 
ab Ende der 80er Jahre rückläufig sein. Diese Ent- 
wicklung ist zum einen auf die unterschiedliche 
Länge der Bildungsgänge in Verbindung mit den 
starken demographischen Schwankungen zurück- 
zuführen und beruht darüber hinaus auf den be- 
reits beschriebenen Veränderungen im Bildungs- 
verhalten. Sie hat zur Folge, daß die Zahl der Hoch- 
schulabsolventen dann ein Maximum erreichen 
wird, wenn die geburtenstarken Jahrgänge das 
duale System bereits verlassen haben. 

Die Anteile der Absolventen beruflicher Bildungs- 
gänge und der Hochschulabsolventen an den ent- 
sprechenden Altersgruppen (Absolventenquoten) 
werden in den kommenden Jahren weiter zuneh- 
men. Das bedeutet, daß die steigende Nachfrage 
nach Studienplätzen nicht zu Lasten der berufli- 
chen Bildungsgänge gehen wird. Vielmehr ist davon 
auszugehen, daß es auch in Zukunft gelingen wird, 
den Anteil der Jugendlichen, die gar keine berufli- 
che Qualifikation erhalten, weiter zu senken. 


3. Ausgangslage im Beschäftigungssystem 

3.1 Derzeitige Situation des Arbeitsmarktes 

Der Arbeitsmarkt in der Bundesrepublik Deutsch- 
land befindet sich nach J ahren wirtschaftlicher Re- 
zession gegenwärtig in einer Phase des konjunktu- 
rellen Übergangs. Dies hat sich zuerst bei den ar- 
beitslosen Jugendlichen unter 20 Jahren ausge- 
wirkt. Ende April 1984 waren 15% weniger Jugendli- 
che dieser Altersgruppe arbeitslos gemeldet als im 
Vergleichsmonat des Vorjahres. Zu dieser günsti- 
gen Entwicklung trugen u. a. bildungs- und arbeits- 
marktpolitische Maßnahmen, die wieder wach- 
sende Arbeitskräftenachfrage und der verlang- 
samte Zuwachs des Erwerbspersonenpotentials in 
dieser Altersgruppe bei. 

Trotz dieser insgesamt positiven Entwicklungsten- 
denz stehen die Jugendlichen aus den geburtenstar- 
ken Jahrgängen bei der Suche nach Arbeitsplätzen 
gegenwärtig noch vor großen Problemen. Dies wird 
besonders deutlich an der Entwicklung der Zahl dei* 
Arbeitslosen unter 25 Jahren, die von rd. 50 000 
Ende September 1973 auf über 600 000 Ende Sep- 
tember 1983 angestiegen ist. 

Zu der derzeitigen Lage des Arbeitsmarktes haben 
folgende Entwicklungen geführt: Die Zahl der Er- 
werbstätigen, die nach einem Rückgang Mitte der 
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70er Jahre bis 1980 wieder angestiegen war, weist 
seither erneut rückläufige Tendenz auf. Demgegen- 
über ist die Gesamtzahl der arbeitenden und ar- 
beitssuchenden Erwerbspersonen kontinuierlich 
gestiegen. Wie Tabelle 7 zeigt, hat die Zahl der Er- 
werbspersonen in dem Zeitraum 1970 bis 1983 um 
rd. 700 000 zugenommen, die der Erwerbstätigen da- 
gegen um 1,4 Mio. abgenommen. Die dabei entstan- 
dene Lücke kommt in den hohen Arbeitslosenzah- 
len Anfang der 80er Jahre zum Ausdruck. 


Tabelle 7 

Erwerbspersonen, Erwerbstätige und Arbeitslose von 
1970 bis 1983 


Jahr 

Erwerbs- 

personen 

Erwerbs- 

tätige 

Arbeitslose 

1970 

26 817 000 

26 668 000 

149 000 

1975 

26 884 000 

25 810 000 

1 074 000 

1980 

26 993 000 

26 104 000 

889 000 

1982 

27 455 000 

25 622 000 

1 833 000 

1983 

27 526 000 

25 268 000 

2 258 000 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


Wesentlicher Bestimmungsfaktor für die Zunahme 
der Zahl der Erwerbspersonen ist die demographi- 
sche Komponente. Seit etwa 1977 treten die Jugend- 
lichen der geburtenstarken Jahrgänge, die das er- 
werbsfähige Alter erreicht haben, in das Beschäfti- 
gungssystem ein. Der Anstieg der Zahl der Er- 
werbspersonen wird sich wahrscheinlich bis Ende 
der 80er Jahre — wenn auch mit sich verringernden 
Zuwachsraten — fortsetzen. Gleichzeitig scheiden 
wesentlich schwächer besetzte ältere Jahrgänge 
aus dem Berufsleben aus. Dies bedeutet: der Ersatz- 
bedarf ist relativ gering, für eine Beschäftigungs- 
verbesserung müssen daher zusätzliche Arbeits- 
plätze geschaffen werden. In welchem Umfang dies 
gelingt, wird vor allem von der Entwicklung des 
Wirtschaftswachstums und der Arbeitsproduktivi- 
tät abhängen, da hiervon die Arbeitskräftenach- 
frage und damit die Zahl der Erwerbstätigen in 
erster Linie bestimmt wird. 

Tabelle 8 


Der Hauptschlüssel für die Bewältigung des Un- 
gleichgewichts zwischen Arbeitsplatzangebot und 
-nachfrage liegt — was die staatlichen Handlungs- 
möglichkeiten anbetrifft — im Abbau von Wachs- 
tumshemmnissen und in einer die Wettbewerbsfä- 
higkeit der deutschen Wirtschaft stärkenden Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik sowie in einer Arbeits- 
markt- und Sozialpolitik, die die Schaffung zusätzli- 
cher Arbeitsplätze durch eine flexiblere Gestaltung 
der Arbeitszeit ermöglicht. Die Bildungspolitik 
kann den veränderten Anforderungen des Arbeits- 
marktes nur insofern Rechnung tragen, als sie die 
individuellen Chancen des einzelnen beim Über- 
gang in das Berufsleben verbessert. 

Ausbildungsplatzwachstum und Arbeitsplatzwachs- 
tum vollziehen sich z. Z, in besonderem Maße in 
kleinen und mittleren Betrieben. Für die Integra- 
tion der nachwachsenden Generation erhalten sie 
somit eine besondere Bedeutung. Ihren spezifi- 
schen Entwicklungsbedingungen muß daher beson- 
dere Aufmerksamkeit gewidmet werden. 


Qualifikationsspezifische Arbeitslosigkeit 

Das höchste Risiko der Arbeitslosigkeit — ausge- 
drückt in der ausbildungsspezifischen Arbeitslosen- 
quote — tragen mit deutlichem Abstand die Er- 
werbspersonen ohne abgeschlossene Ausbildung 
und Ungelernte. Als Folge der großen Beschäfti- 
gungsprobleme hat allerdings auch das Arbeitslo- 
senrisiko von Erwerbspersonen mit qualifizierter 
Berufsausbildung zugenommen. Innerhalb der 
Gruppe der beruflich qualifizierten sind Frauen er- 
heblich stärker von Arbeitslosigkeit betroffen als 
Männer. 

Bei der Einschätzung der Arbeitsmarktprobleme ist 
es wichtig zu wissen, daß über die Hälfte der Ar- 
beitslosen mit abgeschlossener Berufsausbildung 
weniger als sechs Monate arbeitslos sind, d. h. ein 
größerer Teil dieser Arbeitslosigkeit ist als Such- 
oder Übergangsarbeitslosigkeit, z. B. von Berufsan- 
fängern, zu bezeichnen. Demgegenüber bleiben fast 
60% der Arbeitslosen ohne abgeschlossene Berufs- 


Arbeitslose nach Ausbildungsniveau 



Arbeitslose 
September 1983 
insgesamt 

Arbeitslosenquoten *) 

Ausbildungsniveau 

1983 

1982 

1980 

1975 


in % 

Ohne Ausbildungsabschluß 

1 084 450 

17,4 

13,8 

5,3 

6,7 

Betriebliche Ausbildung, Berufsfachschule 

885 100 

5,9 

5,1 

2,4 

34 

Fach-, Meister-, Technikerschule 

59 000 

4,3 

3,5 

1,8 

2,2 

Fachhochschule 

35 050 

5,0 

4,2 

2,2 

3,2 

Wissenschaftliche Hochschule 

70 300 

4,5 

3,6 

2,1 

1,5 

Insgesamt . . . 

2 133 900 

8,6 

7,3 

3,4 

4,4 


*) bezogen auf alle Erwerbspersonen des entsprechenden Ausbildungsniveaus 

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, Strukturanalyse September 1983; Manfred Tessaring, Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung 
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ausbildung sechs Monate und länger ohne Beschäf- 
tigung. 

Noch vergleichsweise niedrig ist die Arbeitslosen- 
quote der Absolventen wissenschaftlicher Hoch- 
schulen. Sie weist aber unter den Quoten beruflich 
qualifizierter Arbeitsloser die höchsten Zuwachsra- 
ten auf. Sie gleicht sich daher zunehmend dem 
durchschnittlichen Beschäftigungsrisiko aller Er- 
werbspersonen mit abgeschlossener Berufsausbil- 
dung an. Es ist damit zu rechnen, daß sich diese 
Entwicklung auch in den kommenden Jahren fort- 
setzen wird, da die geburtenstarken Jahrgänge den 
Hochschulbereich erst in der 2. Hälfte der 80er 
Jahre und Anfang der 90er Jahre verlassen wer- 
den. 

Die Arbeitslosigkeit von Hochschulabsolventen ist 
zu über einem Drittel Arbeitslosigkeit von Lehr- 
amtsbewerbern. Die Zahl der arbeitslosen Lehrer 
nahm innerhalb eines Jahres um 37,5% auf 24 858 
im September 1983 zu. Dennoch liegt die Arbeitslo- 
senquote der Lehrer mit etwa 3% noch unter der 
durchschnittlichen Arbeitslosenquote aller Absol- 
venten wissenschaftlicher Hochschulen. Wegen der 
stark rückläufigen Schülerzahlen besteht aber in 
den kommenden Jahren bei den Ländern kaum 
noch Bedarf an neu einzustellenden Lehrern. 

Die Ausbildungskapazitäten in den Lehramtsstu- 
diengängen wurden daher in den vergangenen Jah- 
ren eingeschränkt. Weitere, z. T. erhebliche Redu- 
zierungen sind in den Ländern vorgesehen. Wegen 
der Länge der Ausbildungsgänge wirkt sich die Ein- 
schränkung der Lehrerausbildung allerdings ge- 
genwärtig noch nicht bei den Absolventenzahlen 
aus. 

Der Bund ist bestrebt, den Ländern, die für die Aus- 
bildung und Einstellung von Lehrern zuständig 
sind, beim Abbau der Lehrerarbeitslosigkeit zu hel- 
fen. Die Bundesregierung unterstützt daher Bun- 
desratsinitiativen zur Erweiterung von Teilzeitar- 
beit und Beurlaubungen, um hierdurch weitere, im 
Hinblick auf die Gesamtproblematik allerdings nur 
begrenzte Beschäftigungsmöglichkeiten zu eröff- 
nen. Ein weiterer Beitrag kann von einer freiwilli- 
gen Pflichtstundenabsenkung mit anteiliger Redu- 
zierung der Bezüge erwartet werden, wie sie z. Z. in 
einzelnen Bundesländern angeboten wird. Der 
Bund sieht weitere Möglichkeiten in einer Ein- 
schränkung von Nebentätigkeiten und bereitet ent- 
sprechende gesetzliche Regelungen vor. 

Diese Maßnahmen reichen jedoch keinesfalls aus, 
um allen beschäftigungslosen Lehrern Arbeits- 
plätze im Schulbereich bieten zu können. Über die 
Anstrengungen der Länder hinaus bemüht sich die 
Bundesregierung in Zusammenarbeit mit den Spit- 
zenverbänden der Wirtschaft, alternative Tätig- 
keitsfelder für Lehrer in der Wirtschaft zu eröffnen. 
Der Bund fördert gemeinsam mit den Ländern Mo- 
dellversuche, die der Entwicklung von beruflichen 
Alternativen für Lehrer in der Wirtschaft dienen. 

Ähnlich problematisch wie für Lehrer ist die Be- 
schäftigungssituation für Psychologen und in den 
sozialpflegerischen Berufen. Aber auch in anderen 


akademischen Berufen bestanden — wie die nach- 
folgende Tabelle 9 für das Jahr 1982 zeigt — zum 
Teil erhebliche Beschäftigungsprobleme. 


Tabelle 9 


Erwerbstätige und arbeitslose Absolventen 
wissenschaftlicher Hochschulen nach Fachrichtungen 
1982 


Fachrichtung 

Er- 
werbs- 
tätige 1 ) 2 ) 
in 1 000 

Arbeits- 

lose 3 ) 

in 1 000 

Arbeits- 
losen- 
quote 1 ) 4 ) 2 ) 
in % 

Agrar-, Forst-, Ernäh- 
rungswissenschaften . . . 

20,0 

1,7 

7,8 

Ingenieurwissenschaften, 
Architektur 

140,4 

6,0 

4,1 

Naturwissenschaften . . . 

137,3 

3,9 

2,8 

Rechtswissenschaft .... 

109,2 

2,2 

2,0 

Wirt schafts-, 
Sozialwissenschaften . . 

166,9 

6,4 

3,7 

Sozialpflege, -pädagogik 

12,5 

1,1 

8,1 

Psychologie 

15,5 

2,2 

12,4 

Medizin, Pharmazie .... 

220,0 

3,6 

1,6 

Lehrämter, 

Geisteswissenschaft . . . 

661,4 

23,6 

3,4 

Kunst, 

Kunstwissenschaft .... 

35,9 

1,3 

3,5 

sonstige Fächer/ohne An- 
gabe 

62,5 

2,5 

3,8 

Insgesamt . . . 

1 581,6 

54,5 

3,3 


x ) Schätzung 

2 ) einschließlich Selbständiger und mithelfender Familien- 
angehöriger 

3 ) jeweils Ende September 1982 

4 ) bezogen auf alle Erwerbspersonen mit entsprechender Aus- 
bildung 

Quelle: Tessaring, Manfred, Akademikerbeschäftigung im 
Wandel, Schriften des Vereins für Sozialpolitik, Neue Folge 
Band 137, 1983 


Wandel der Erwerbstätigkeit nach Qualifikationen 

Das formale Ausbildungsniveau ist in der Vergan- 
genheit beständig gestiegen. Gleichzeitig sank der 
Anteil der Ungelernten. Während 1957 noch 42% der 
Erwerbstätigen keinen Ausbildungsabschluß besa- 
ßen, waren es 1982 nur noch 29,8%. 

Zwischen der Qualifikationsstruktur der männli- 
chen und weiblichen Erwerbstätigen bestehen er- 
hebliche Unterschiede. Das Ausbildungsniveau der 
Frauen hat sich jedoch in den zurückliegenden Jah- 
ren überdurchschnittlich erhöht. Dies zeigt z. B. der 
höhere Anteil der weiblichen Erwerbspersonen, die 
über eine Berufsausbildung verfügen — insbeson- 
dere über einen Hochschulabschluß — •, in der Al- 


29 




Drucksache 10/1716 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


tersgruppe der 30- bis 40jährigen (1982: 72,5%) ge- 
genüber der Altersgruppe der über 50- bis ßOjähri- 
gen (1982: 48,8%). 

Zwischen 1961 und 1980 stieg die Zahl der erwerbs- 
tätigen Hochschulabsolventen (ohne Fachhoch- 
schulabsolventen) von 772 500 auf 1,5 Mio. an. In 
dieser Zeit hat sich der Akademisierungsgrad x ) der 
Erwerbstätigen von 2,9% auf 5,8% erhöht. Unter 
Einbeziehung der Absolventen der Fachhoch- 
schulen und Ingenieurschulen lag der Akademisie- 
rungsgrad 1980 bei 8,4%. Die Beschäftigung der Er- 
werbstätigen mit Abschluß an einer wissenschaftli- 
chen Hochschule konzentriert sich auf den öffentli- 
chen Dienst, vor allem auf den Bereich von Bildung 
und Wissenschaft. Rund 68% der Absolventen wis- 
senschaftlicher Hochschulen waren im Jahre 1980 
bei Bund, Ländern und Gemeinden beschäftigt. Der 
Akademisierungsgrad im öffentlichen Dienst stieg 
zwischen 1961 und 1980 von 12,2% auf 19,2%. Dage- 
gen erhöhte er sich in der Privatwirtschaft nur von 
1,3 auf 2,3%. 


3.2 Entwicklungstendenzen des 
Beschäftigungssystems 

Die Auswirkungen künftiger Entwicklungen des 
Beschäftigungssystems auf das Bildungswesen wa- 
ren Gegenstand intensiver Beratungen des Bundes 
und der Länder in der Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung und Forschungsförderung. 2 ) 
Die folgende Analyse beruht im wesentlichen auf 
den dabei gewonnenen Erkenntnissen. 


Langfristige globale Arbeitsmarktperspektive 

Für globale, d. h. nicht nach Wirtschaftszweigen, 
Branchen oder Regionen unterscheidende Arbeits- 
marktprognosen sind für den Bedarf an Arbeits- 
plätzen (Arbeitsplatzangebot) einerseits und das 
Angebot an Erwerbspersonen (Arbeitskräfteange- 
bot) auf der anderen Seite insbesondere Annahmen 
bzw. Setzungen über folgende gesamtwirtschaftli- 
chen Größen wichtig: 

— für das Arbeitsplatzangebot: 

O reale Wachstumsrate des Bruttosozialprodukts 
O Wachstumsrate der Produktivität 
O Umfang der Arbeitszeit 

— für das Erwerbspersonenangebot (Arbeitsplatz- 
nachfrage): 

O demographische Entwicklung 
O Erwerbsverhalten 
O Zahl der ausländischen Arbeitskräfte 


! ) Anteil der Arbeitskräfte mit Abschluß an einer wissen- 
schaftlichen Hochschule an allen Erwerbstätigen 
2 ) Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und 
Forschungsförderung, Strukturprobleme im Verhältnis 
von Bildungssystem und Beschäftigungssystem und 
ihre Konsequenzen für die Bildungspolitik, K 7/83 und 
K 25/83 


Es liegt auf der Hand, daß die Ergebnisse bei der 
Bedeutung der genannten Einflußgrößen je nach 
den gewählten Prämissen ganz unterschiedlich aus- 
f allen. Verläßliche, längerfristige Projektionen des 
Arbeitskräftebedarfs sind daher nicht möglich. 

Was das Wirtschaftswachstum betrifft, so besteht 
weitgehend Einigkeit darüber, daß die durchschnitt- 
lichen Zuwachsraten der Jahre 1960 bis 1973 (plus 
4,5%) in absehbarer Zukunft nicht wieder erreicht 
werden können. Der Fächer der zur Zeit bekannten 
Wachstumsprognosen reicht für die Bundesrepu- 
blik in den 80er Jahren von etwa 2 bis 3% per 
annum. 

Hinreichend zuverlässig kann allein die künftige 
Entwicklung des demographisch bedingten Er- 
werbspersonenangebots vorausgeschätzt werden. 
Es gibt an, wie sich die Zahl der Erwerbspersonen 
unter der Annahme unveränderter Erwerbsbeteili- 
gung aufgrund der Bevölkerungsentwicklung ver- 
ändern wird. Das Erwerbspersonen angebot wird 
nach den zugrunde liegenden Modellrechnungen — 
demographisch bedingt — im Zeitraum von 1981 bis 
1990 um rd. 0,5 Mio. zunehmen und von 1990 bis zum 
Jahr 2000 um rd. 2 Mio. (jeweils deutsche Erwerbs- 
personen) abnehmen. Wegen der Vielfalt und Unsi- 
cherheit der Bestimmungsgründe der Erwerbsbe- 
teiligung muß offen bleiben, inwieweit das effektive 
von dem demographisch bedingten Erwerbsperso- 
nenangebot abweicht. Dennoch muß man davon 
ausgehen, daß das Arbeitsplatzangebot bis zum 
Jahre 1990 gegenüber 1981 allein um etwa 0,5 Mio. 
Arbeitsplätze steigen muß, damit die Arbeitslosig- 
keit 1990 nicht über der des Jahres 1981 (1,3 Mio.) 
liegt. Eine entsprechend größere Steigerung des Ar- 
beitsplatzangebotes ist erforderlich, um in den 
nächsten Jahren das Ziel der Vollbeschäftigung zu 
erreichen. 


Technologischer Fortschritt und Wandel der 
Qualifikationsanforderungen 

Gesicherte Erkenntnisse über die Qualifikations- 
struktur des zukünftigen Arbeitskräftebedarfs lie- 
gen bisher nicht vor. Insbesondere für den Dienst- 
leistungsbereich, der in der Vergangenheit im pro- 
duktiven Bereich freigesetzte Arbeitskräfte aufge- 
nommen hat, gibt es nur wenige empirisch abgesi- 
cherte Aussagen über die Beschäftigungsentwick- 
lung. Aufgrund der bisher vorliegenden Erkennt- 
nisse können aber folgende, generelle Aussagen ge- 
macht werden: 

Durch den verstärkten Einsatz neuer Technologien, 
insbesondere der Mikroprozessoren, gewinnen ne- 
ben den fachlichen Qualifikationen die fachüber- 
greifenden Qualifikationen (u. a. breite naturwis- 
senschaftlich-technische Kenntnisse, Fähigkeiten 
zur Analyse, Abstraktion und Synthese) an Bedeu- 
tung. 

Der Arbeitskräftebedarf für angelernte und unge- 
lernte Tätigkeiten wird weiter zurückgehen. Die 
Wiederbeschäftigungschancen für beruflich qualifi- 
zierte Kräfte werden auch in Zukunft günstiger als 
für beruflich nichtqualifizierte sein. Daher muß das 
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Bildungswesen seine Bestrebungen fortsetzen, den 
Anteil der Jugendlichen ohne ausreichende Qualifi- 
zierung weiter zu verringern. Insgesamt kann ge- 
sagt werden, daß eine qualifizierte Ausbildung und 
der Wille, sich auch durch Weiterbildung flexibel an 
neue Erfordernisse anzupassen, die individuellen 
Beschäftigungschancen erhöht Neben die fachliche 
Flexibilität muß freilich auch die Bereitschaft zur 
regionalen Mobilität treten. 

Angesichts der bisherigen Qualifikationsstruktur 
im Beschäftigungssystem wird vielfach die Frage 
aufgeworfen, ob der Arbeitsmarkt das bis Anfang 
der 90er Jahre auf über 190 000 pro Jahr weiter 
wachsende Angebot an jungen Hochschulabsolven- 
ten wird aufnehmen können. Die hohe Aufnahme- 
fähigkeit zu Beginn der 70er Jahre war vor allem 
auf den Ausbau des öffentlichen Dienstes und hier 
wiederum des Bereiches Bildung und Wissenschaft 
zurückzuführen. Die Aufnahmequote des öffentli- 
chen Dienstes für Hochschulabsolventen insgesamt 
betrug 1970 etwa 70%, 1973 bis 1975 noch etwa 50%. 
Sie ist inzwischen weiter gesunken. Der öffentliche 
Dienst wird als Arbeitgeber für Hochschulabsolven- 
ten auch in den kommenden Jahren weiter zurück- 
treten. Es ist damit zu rechnen, daß in vielen Berei- 
chen nur noch so viele Hochschulabsolventen ein- 
gestellt werden, wie dies dem Ersatzbedarf ent- 
spricht, der aufgrund der derzeitigen Altersstruktur 
der öffentlich Bediensteten mit Hochschulabschluß 
in den kommenden Jahren relativ gering sein 
wird. 


Die wissenschaftliche und technologische Entwick- 
lung wird zu neuen, auch höheren Qualifikationsan- 
forderungen und damit zu einem weiter zunehmen- 
den Bedarf an Hochschulabsolventen führen. Es ist 
aber zu bezweifeln, daß dieser Bedarf mit der stei- 
genden Zahl der Hochschulabsolventen Schritt hal- 
ten wird. Der Ausbildungsweg über die berufliche 
Bildung und Fortbildung kann daher sehr viel 
zweckmäßiger sein und breitere Aufstiegschancen 
eröffnen, als dies bei zahlreichen Hochschulstu- 
diengängen der Fall ist. Es erscheint deshalb gebo- 
ten, das Augenmerk der Abiturienten verstärkt auf 
alternative Ausbildungs- und Berufswege außer- 
halb der Hochschule zu lenken. 

Aus heutiger Sicht sind keinerlei Anzeichen dafür 
erkennbar, daß sich das auf dem Arbeitsmarkt be- 
stehende Qualifikationsgefüge so grundlegend ver- 
ändert, wie dies erforderlich wäre, um die immer 
stärker anwachsende Zahl von Hochschulabsolven- 
ten entsprechend ihrer Ausbildung aufnehmen zu 
können. Auch Maßnahmen zur Verkürzung oder 
zur flexibleren Gestaltung der Arbeitszeit, die dazu 
dienen, kurzfristig zusätzliche Arbeitsplätze zu 
schaffen, würden die Struktur des derzeitigen Qua- 
lifikationsgefüges nur unwesentlich verändern. 
Künftige Hochschulabsolventen müssen daher da- 
mit rechnen, daß die in der Vergangenheit mit ei- 
nem Studium verbundenen Beschäftigungs-, Status- 
und Einkommenserwartungen in Zukunft nicht 
mehr in dem bisherigen Maße erfüllt werden kön- 
nen. 


IV. Sicherung der Zukunftschancen durch Bildung und Ausbildung 


1. Weiterentwicklung der Berufsausbildung und 
Stärkung des dualen Systems 

1.1 Zielsetzungen der Bundesregierung 

O Vorrang in der Berufsbildungspolitik der 
Bundesregierung hat heute und in den kom- 
menden Jahren die Sicherung eines ausrei- 
chenden, regional möglichst ausgeglichenen 
und berufsfachlich vielfältigen Angebots an 
qualitativ guten Ausbildungsplätzen, um allen 
interessierten Jugendlichen eine solide, Zu- 
kunftsperspektiven eröffnende Berufsausbil- 
dung in Betrieben und Schulen bieten zu kön- 
nen. 

O Unternehmen, die bisher keine Lehrlinge 
ausbilden, obwohl sie dazu — zumindest mit 
Unterstützung überbetrieblicher Ausbildungs- 
stätten oder im Ausbildungsverbund — in der 
Lage wären, sollen für die Ausbildung gewon- 
nen werden. 

O Die ausbildenden Betriebe müssen im Inter- 
esse der Berufs- und Lebenschancen der Ju- 
gendlichen, aber auch im Hinblick auf die Lei- 
stungs- und Konkurrenzfähigkeit der Wirt- 
schaft nachhaltig in ihrer Ausbildungsbereit- 


schaft und anerkennenswerten Ausbildungslei- 
stung unterstützt werden. 

OZur Erweiterung des Lehrstellenangebots 
wird die Bundesregierung auch weiterhin aus- 
bildungsrelevante Vorschriften überprüfen und 
gegebenenfalls ändern. 

O Der Vermittlungserfolg der Arbeitsämter ist 
durch Initiativen wie Ausbildungsplatzbörsen, 
Intensivierung der Zusammenarbeit mit Schule 
und Wirtschaft sowie durch die Verbesserung 
der Informationen über die jeweilige Lehrstel- 
lensituation weiter zu erhöhen. 

ODer Zugang zum dualen System der berufli- 
chen Bildung soll für die Abgänger aus allen 
Schularten offengehalten werden. 

O Die Gleichwertigkeit von beruflicher und all- 
gemeiner Bildung muß schrittweise verwirk- 
licht werden. Dem Aufstieg aufgrund berufli- 
cher Leistung ist der gleiche Stellenwert einzu- 
räumen wie dem Aufstieg aufgrund von Be- 
rechtigungen, die im Schul- und Hochschulbe- 
reich erworben werden. 

O Die Bundesregierung begrüßt die Bemühun- 
gen der Länder um eine Verbesserung der 
schulischen Vorbereitung auf die Berufsbil- 
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düng. Das betrifft vor allem die Kenntnisse in 
Rechnen und Rechtschreibung sowie die Vor- 
bereitung auf die Arbeitswelt. 

O Die Bundesregierung wird sich im besonde- 
ren Maße für die Erweiterung des Ausbildungs- 
angebotes für junge Frauen und die Förderung 
benachteiligter Jugendlicher einsetzen. 

O Die Qualität der Berufsbildung muß im Hin- 
blick auf die steigenden Qualifikationsanforde- 
rungen des Beschäftigungssystems kontinuier- 
lich verbessert werden. 


1.2 Leitlinien der Berufsbildungspolitik der 
Bundesregierung 

Die berufliche Bildung leistet einen ganz wesentli- 
chen Beitrag zur Sicherung der Zukunftschancen 
der jungen Generation. Sie muß gleichwertig neben 
anderen Ausbildungsgängen in Schule und Hoch- 
schule stehen. Die fachliche Qualifikation für den 
Beruf wie auch die Entfaltung der Persönlichkeit 
des jungen Menschen werden gerade durch eine 
berufliche Ausbildung und praktische Tätigkeit im 
Betrieb hervorragend gefördert. Deshalb hat die 
praxisorientierte Berufsausbildung in der Bildungs- 
politik der Bundesregierung besonderes Gewicht. 

Akademische Ausbildungsgänge, theoretische Bil- 
dungsinhalte und wissenschaftliche Lehr- und 
Lernmethoden sind in der Vergangenheit in ihrem 
Nutzen für die persönliche Entfaltung junger Men- 
schen überbewertet worden, insofern als ihnen bis- 
weilen unabhängig von den Begabungen und Fähig- 
keiten des einzelnen der Vorrang vor beruflichen 
Bildungsgängen eingeräumt wurde. Dabei wurde 
übersehen, daß die Berufsausbildung wie keine an- 
dere Ausbildung der praktischen Begabung und 
dem praktisch orientierten Lern- und Leistungswil- 
len vieler junger Menschen entgegenkommt. 

1. Sicherung des Ausbildungsplatzangebots 

Ziel der Berufsbildungspolitik der Bundesregierung 
ist die Sicherung eines ausreichenden, regional 
möglichst ausgeglichenen und berufsfachlich viel- 
fältigen Angebots an qualitativ guten Ausbildungs- 
plätzen für alle Jugendlichen, die eine solide, Zu- 
kunftschancen eröffnende Berufsausbildung in Be- 
trieben und Schulen wollen. Um ein der Nachfrage, 
insbesondere der Abgänger aus dem Sekundarbe- 
reich I, entsprechendes Ausbildungsangebot bereit- 
stellen zu können, sind auch in den kommenden 
Jahren außergewöhnliche Anstrengungen aller an 
der Berufsbildung Beteiligten erforderlich. Dabei 
ist die Bereitstellung eines ausreichenden betriebli- 
chen Ausbildungsplatzangebotes in erster Linie 
Aufgabe der Wirtschaft, der Freien Berufe und der 
Verwaltungen. Sie tragen damit unmittelbare Ver- 
antwortung für die Ausbildungs- und Berufschan- 
cen der Jugend. An diesem ordnungspolitischen 
Grundsatz darf nicht gerüttelt werden. 

Die Wirtschaft muß im Interesse der Zukunftsper- 
spektiven der Jugendlichen, aber auch im Hinblick 
auf ihre Leistungs- und Konkurrenzfähigkeit vom 
Staat und von der öffentlichen Meinung politisch 


nachhaltig in ihrer Ausbildungsbereitschaft und 
Ausbildungsleistung unterstützt werden. Die Bun- 
desregierung vertraut darauf, daß die Wirtschaft 
sich ihrer Verantwortung bewußt ist und diese Auf- 
gabe aus eigener Kraft und ohne direkte Ausbil- 
dungssubventionen des Bundes lösen wird. Die 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen hierfür ent- 
wickeln sich günstig. Für 1984 ist mit einem zuneh- 
menden Wirtschaftswachstum und einer Entspan- 
nung auf dem Arbeitsmarkt zu rechnen. Eine ge- 
setzliche Umlagefinanzierung in der betrieblichen 
Berufsbildung wird es auch in Zukunft nicht geben, 
da sie zu einem Rückzug der Betriebe aus ihrer 
Verantwortung und einer Schwächung ihrer Ausbil- 
dungsleistung führen würde. 

In der Zeit geburtenstarker Jahrgänge bleibt es not- 
wendig, Ausbildungsplätze auch über den eigenen 
Bedarf an Fachkräften hinaus bereitzustellen. Die 
Chance, eine Ausbildung zu erhalten, muß im Inter- 
esse der Jugendlichen Vorrang vor einer Beschäfti- 
gungsgarantie im Ausbildungsbetrieb haben (vgl. 
hierzu auch Kapitel II.4). 

Die gegenwärtig erreichte hohe Ausbildungslei- 
stung im dualen System und im Bereich der berufli- 
chen Vollzeitschulen muß auch in der zweiten 
Hälfte der 80er Jahre erhalten bleiben. Zwar wird 
die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen in der be- 
ruflichen Bildung durch Haupt- und Realschulab- 
gänger ab 1987 beträchtlich abnehmen, da dann ge- 
burtenschwächere Jahrgänge den Sekundarbe- 
reich I verlassen werden. Wegen der sich ver- 
schlechternden Berufsaussichten für Hochschulab- 
solventen ist aber damit zu rechnen, daß Hoch- 
schulberechtigte in noch höherem Maße als bisher 
Ausbildungsalternativen in den verschiedenen Be- 
reichen der beruflichen Bildung suchen werden. Ein 
solcher Trend zeichnet sich bereits heute ab und 
wird sich im Laufe der 80er Jahre voraussichtlich 
weiter verstärken. 

Anstelle der zurückgehenden Zahl der Bewerber 
aus Haupt- und Realschulen werden daher zuneh- 
mend Hochschulberechtigte, die eine berufliche Bil- 
dung nicht ausschließlich als Vorstufe zu einem 
Studium ansehen, eine Ausbildung im dualen Sy- 
stem und in beruflichen Vollzeitschulen aufneh- 
men. Damit diese bildungs- und arbeitsmarktpoli- 
tisch sinnvolle Umorientierung vollzogen werden 
kann, muß das Ausbildungsangebot in herkömmli- 
chen wie in neuen Ausbildungsberufen, die sich von 
ihren Ausbildungsinhalten und -zielen her in beson- 
derer Weise für Hochschulberechtigte eignen, wei- 
ter gesteigert werden. 

Interesse und Motivation von Abiturienten für be- 
rufspraktische Bildungswege werden allerdings da- 
von abhängen, inwieweit praxisorientierte Bil- 
dungsgänge hinsichtlich Berufseinstieg und Auf- 
stiegsmöglichkeiten nicht einem schematischen 
Denken in formalen Berechtigungen unterworfen 
werden, sondern einen Aufstieg in sonst von Hoch- 
schulabsolventen besetzte Positionen auch auf- 
grund beruflicher Bewährung ermöglichen. Nur 
dann werden aus unterschiedlichen Bildungswegen, 
auf denen sich die verschiedenen Begabungen der 
jungen Menschen adäquat und voll entfalten kön- 
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nen, nicht unterschiedliche Lebenschancen. Beson- 
dere Bedeutung kommt dabei der beruflichen Wei- 
terbildung zu, die durch geeignete Angebote und 
Abschlüsse die Aufstiegschancen verbessern und 
damit die Attraktivität der berufspraktischen Bil- 
dungswege erhöhen kann. 

Der Übergang von der Schule in die Arbeitswelt, 
der in vielen Industrieländern ein schwerwiegendes 
Problem darstellt, vollzieht sich im dualen System 
der Berufsausbildung in der Bundesrepublik 
Deutschland vergleichsweise reibungslos. Das 
duale System der Ausbildung in Betrieb und Schule 
bietet eine gute Grundlage, die derzeit und in den 
kommenden Jahren bestehenden Schwierigkeiten 
beim Übergang von der Bildung in den Beruf zu 
lösen. Das duale System liegt mit seiner Praxis- 
orientierung nicht nur im Interesse der Jugendli- 
chen, sondern entspricht in besonderer Weise auch 
den Anforderungen der Arbeitswelt. Die Bundesre- 
gierung wird sich daher auch weiterhin für die Fort- 
entwicklung und Stärkung des dualen Systems ein- 
setzen. 

Die berufliche Bildung ist auf Kooperation ihrer 
Träger und aller Beteiligten angelegt und angewie- 
sen. Das gilt für die Bundes- und Landesebene 
ebenso wie für die regionale und lokale Ebene. Das 
gilt aber vor allem für die Zusammenarbeit in der 
Selbstverwaltung, von Arbeitnehmervertretung und 
Unternehmensleitung, von Schulen und Betrieben 
wie von Ausbildern und Lehrern in der konkreten 
Ausgestaltung der Ausbildung. Kooperation in der 
Berufsbildung bedeutet auch, daß alle Beteiligten 
aufeinander zugehen und — unter Wahrung eige- 
ner Grundsatzpositionen — kompromißfähig blei- 
ben. Die Bundesregierung wird die bewährte Zu- 
sammenarbeit mit den Ländern und den anderen 
Beteiligten fortführen. 

Die Berufswahl ist für viele Jugendliche eine 
grundlegende eigene Lebensentscheidung. Informa- 
tion und Beratung sollen den jungen Menschen hel- 
fen, ihren Berufswunsch zu finden, aber auch Alter- 
nativen zu erkennen. Die Entscheidung über einen 
Ausbildungsberuf legt den Berufsweg nicht ab- 
schließend fest. Ein vielfältiges berufliches Weiter- 
bildungsangebot bietet nach der Erstausbildung zu- 
sätzliche Chancen im Berufsleben. Jugendliche, die 
eine Ausbildung im ersten Wunschberuf nicht auf- 
nehmen können, sollten nicht resignieren, sondern 
Ausbildungsalternativen nutzen, da eine qualifi- 
zierte Berufsausbildung in jedem Falle mehr und 
bessere Chancen im späteren Berufsleben eröffnet. 

Die Bundesregierung ist sich ihrer besonderen Ver- 
antwortung in der beruflichen Bildung und gegen- 
über der jungen Generation bewußt. Sie wird daher 
keine vernünftige Maßnahme versäumen, um auch 
für die geburtenstarken Jahrgänge genügend Aus- 
bildungsplätze zu sichern. 


Maßnahmen zur Sicherung des 
Ausbüdungsplatzangebotes 

1. Die Bundesregierung wird ihre bereits 1983 er- 
folgreichen Bemühungen um eine Stärkung 


der Ausbildungsbereitschaft von Industrie und 
Handel, Handwerk, öffentlichem Dienst, Land- 
wirtschaft und Freien Berufen weiter fortset- 
zen. Sie wird in enger Zusammenarbeit mit al- 
len für die berufliche Bildung Verantwortlichen 
darauf hinwirken, daß die Wirtschaft — vor al- 
lem die mittleren und größeren Betriebe — , die 
Gewerkschaften, die Länder und die Kommu- 
nen ihre Anstrengungen zur Verbesserung des 
Lehrstellenangebotes, insbesondere für Mäd- 
chen, noch einmal steigern. Dabei richtet sich 
der Blick gerade auch auf solche Unternehmen, 
die bisher keine Lehrlinge ausbilden, obwohl 
sie — jedenfalls mit Unterstützung überbe- 
trieblicher Ausbildungsstätten oder im Ausbil- 
dungsverbund — dazu in der Lage wären. Sie 
handeln gegen ihr eigenes Interesse. Auch ver- 
halten sie sich unsolidarisch gegenüber der 
jungen Generation wie gegenüber den ausbil- 
denden Betrieben, die oft über den eigenen Be- 
darf hinaus und mit erheblichem Aufwand für 
den Fachkräfte nnachwuchs der gesamten Wirt- 
schaft, also auch der bisher nicht ausbildenden 
Betriebe, sorgen. 

2. Für die Bundesregierung wird der Bundesmini- 
ster für Bildung und Wissenschaft gemeinsam 
mit den Persönlichen Beauftragten der Mini- 
sterpräsidenten der Länder alle Maßnahmen 
koordinieren, die im Jahre 1984 zur Verbesse- 
rung der Ausbildungsplatzsituation erforder- 
lich sind. 

3. Die Bundesregierung appelliert an die Tarifver- 
tragsparteien, bei den Tarifabschlüssen die 
schwierige Situation auf dem Ausbildungsstel- 
lenmarkt und die Notwendigkeit zu berücksich- 
tigen, zusätzliche Ausbildungsplätze zu schaf- 
fen. Dabei sollten auch die tarifvertraglichen 
Möglichkeiten des Vorruhestandes zugunsten 
zusätzlicher Ausbildungsplätze genutzt wer- 
den. 

4. Die Bundesregierung appelliert an die Betrie- 
be, ihre Ausbildungs- und Einstellungsentschei- 
dungen frühzeitig zu treffen und alle Ausbil- 
dungsplätze den Arbeitsämtern zu melden. 

5. Die Bundesregierung wird die Ausweitung des 
Ausbildungsverbundes von Betrieben fördern, 
um dadurch zusätzliche Betriebe für die Ausbil- 
dung zu gewinnen. Zu diesem Zweck sollen ver- 
stärkt Berater für die Organisation von Ausbil- 
dungen im Verbund auch im Rahmen von Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) einge- 
setzt werden. Ausbildungsverbünde schaffen 
nicht nur zusätzliche Ausbildungsplätze, son- 
dern können auch zur Verbesserung der Aus- 
bildungsqualität beitragen. 

6. Die Arbeitsämter tragen nach dem gesetzli- 
chen Auftrag die Verantwortung für die regio- 
nale wie überregionale Vermittlung von Ausbil- 
dungsstellen. Um einen bestmöglichen Aus- 
gleich von Angebot und Nachfrage zu errei- 
chen, arbeiten die Arbeitsämter mit Kammern, 
Wirtschaftsverbänden und Gewerkschaften bei 
der Vermittlung von Ausbildungsplätzen un- 


33 



Drucksache 10/1716 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


konventionell und flexibel zusammen. Dabei ist 
auch privates Engagement hilfreich, sofern es 
sich um uneigennützige Initiativen handelt. Die 
Bundesregierung wird dafür sorgen, daß die 
personelle wie sächliche Ausstattung der Ar- 
beitsämter der Bedeutung der Aufgabe ent- 
sprechend weiter verbessert wird. 

Initiativen vor Ort wie Ausbildungsplatzbörsen 
und Ausbildungsmarktkonferenzen, eine en- 
gere Zusammenarbeit von Kommunen, Innun- 
gen, Kreishandwerkerschaften, Gewerkschaf- 
ten, Verbänden, Kommunalverwaltungen, Be- 
rufsbildungsausschüssen und Schulen mit den 
Arbeitsämtern sowie eine Verbesserung der In- 
formation über das jeweilige Lehrstellenange- 
bot tragen dazu bei, den Vermittlungserfolg der 
Arbeitsämter zu erhöhen. Sie schaffen mehr 
Klarheit über die regionale und überregionale 
Ausbildungsplatzsituation und erleichtern es, 
rechtzeitig die jeweils erforderlichen Maßnah- 
men zur Vermittlung von Ausbildungsplatzsu- 
chenden zu ergreifen. 

7. Der Bund wird 1984 28 500 Ausbildungsplätze 
in Berufen nach dem Berufsbildungsgesetz an- 
bieten, das sind rd. 1 000 Ausbildungsplätze 
oder ca. 4 % mehr als im Vorjahr. Damit können 
auch die bei der Deutschen Bundesbahn ver- 
fügbaren, für den eigenen Nachwuchsbedarf 
nicht benötigten gewerblich-technischen Aus- 
bildungsplätze besetzt werden. 

Bund, Länder und Gemeinden müssen alle An- 
strengungen unternehmen, um zur Versorgung 
der Jugendlichen der geburtenstarken Jahr- 
gänge mit Ausbildungsplätzen in ihrem Be- 
reich beizutragen. Auch die öffentlichen Ver- 
waltungen sollten weiterhin Ausbildungsplätze 
über den eigenen Bedarf hinaus zur Verfügung 
stellen. 

8. Zur Verbesserung der Ausbildungssituation der 
Jugendlichen wird die Bundesregierung auch 
durch die Prüfung und Änderung solcher Vor- 
schriften beitragen, die sich als praxisfern und 
nachteilig für die Jugendlichen erwiesen ha- 
ben. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung hat in einem ersten Schritt bereits mit 
Wirkung für das Ausbildungsjahr 1983/84 
durch die Verordnung zur Verbesserung der 
Ausbildung Jugendlicher vom 1. August 1983 
(BGBL I, S. 1057) die Arbeitszeitvorschriften für 
Auszubildende besser an die Erfordernisse der 
Berufsausbildung angepaßt. 

Die Bundesregierung hat nunmehr in ihrer 
Stellungnahme im Zusammenhang mit der Be- 
ratung des Bundesratsentwurfes eines Ersten 
Gesetzes zur Änderung des Jugendarbeits- 
schutzgesetzes (Drucksache 10/340) Ände- 
rungsvorschläge gemacht, die darauf abzielen, 
die Arbeitszeitvorschriften des Jugendarbeits- 
schutzgesetzes besser als bisher an den Anfor- 
derungen des Gesundheitsschutzes auszurich- 
ten und im Rahmen dieses Gesundheitsschut- 
zes eine praxisnähere Ausbildung und Beschäf- 
tigung Jugendlicher zu ermöglichen. Die Vor- 


schläge sollen die Unübersichtlichkeit der bis- 
herigen Regelung weitgehend beseitigen und 
zudem den Tarifvertragsparteien auf dem Ge- 
biet des Jugendarbeitsschutzes mehr Befug- 
nisse und mehr Verantwortung übertragen. 

Das Schwerbehindertengesetz soll nach Auf- 
fassung der Bundesregierung so geändert wer- 
den, daß Auszubildende bei der Berechnung 
der Zahl der Pflichtplätze nicht mehr mitge- 
zählt werden. Gleichzeitig sollen die Chancen 
schwerbehinderter Auszubildender durch flan- 
kierende Maßnahmen verbessert werden (vgl. 
im einzelnen S. 72 f.). 

Außerdem sieht die Bundesregierung die Ände- 
rungen solcher Regelungen vor, die zu Nachtei- 
len für die Ausbildungsbetriebe bei der Einstel- 
lung zusätzlicher Auszubildender führen. Zum 
Beispiel sollen Alleinhandwerker auch bei 
mehr als einem Lehrling in den Genuß von Bei- 
tragsvergünstigungen in der Rentenversiche- 
rung kommen, Auszubildende sollen bei den 
betrieblichen Voraussetzungen des Kurzarbei- 
tergeldes nicht mehr mitgezählt werden und im 
Vermögensbildungsgesetz sollen Auszubil- 
dende nicht mehr auf die Beschäftigtenzahl 
kleiner Unternehmen angerechnet werden. 

9. Die Bundesregierung setzt sich gegenüber den 
Ländern dafür ein, die Ausbildungsangebote an 
berufsbildenden Schulen, einschließlich voll- 
zeitschulischer Berufsausbildungsgänge mit 
Kammerabschlußprüfungen in Engpaß-Berei- 
chen, vorübergehend auszuweiten. Das gilt vor 
allem für strukturschwache Regionen, in denen 
das Ausbildungsplatzangebot im dualen Sy- 
stem nicht entsprechend der Nachfrage gestei- 
gert werden kann. Darüber hinaus wird die 
Bundesregierung mit den Ländern Verhand- 
lungen über die Verbesserung der Berufsinfor- 
mation in den Schulen führen. 

10. Die Bundesregierung wird sich bei den zustän- 
digen Stellen dafür einsetzen, die Absolventen 
vollzeitschulischer Berufsausbildungsgänge 
möglichst weitgehend zu den externen Ab- 
schlußprüfungen der Kammern nach § 40 
Abs. 3 des Berufsbildungsgesetzes zuzulassen. 

11. Die Bundesregierung fordert die Jugendlichen 
auf, sich schon frühzeitig um einen Ausbil- 
dungsplatz zu bemühen und dabei die Arbeits- 
ämter einzuschalten. Sie fördert die regionale 
Mobilität insbesondere der älteren Jugendli- 
chen durch eine verstärkte Nutzung der Mobili- 
tätshilfen der Bundesanstalt für Arbeit und der 
Angebote der Jugendhilfe. 

12. Die Bundesregierung appelliert an die Jugend- 
lichen, sich untereinander solidarisch zu ver- 
halten und nicht durch Mehrfachvertragsab- 
schlüsse Ausbildungsplätze zu blockieren. Sie 
appelliert an die Länder, durch „Annahmekar- 
ten“ oder andere geeignete Maßnahmen (z. B. 
Vorlage von besonders gekennzeichneten Ori- 
ginal-Unterlagen) zur weiteren Ausschöpfung 
des Ausbildungsplatzangebotes beizutragen. 
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13. Die Bundesregierung wirkt mit konkreten Vor- 
schlägen darauf hin, daß Hochschulberechtig- 
ten mehr Ausbildungsplätze im dualen System 
zur Verfügung gestellt werden. Sie setzt sich 
für eine Ausweitung des Angebots an attrakti- 
ven Ausbildungsgängen in der Wirtschaft ein. 
Dies gilt auch für Modelle, die in Kooperation 
von Wirtschaft und Fachhochschule Abiturien- 
ten praxisbezogen für eine berufliche Tätigkeit 
qualifizieren (wie das sog. Mittelrhein-Modell 
in Rheinland-Pfalz) sowie für den weiteren 
Ausbau beruflicher Fortbildungsangebote bis 
in den tertiären Bereich außerhalb der Hoch- 
schulen. Ferner unterstützt die Bundesregie- 
rung die Maßnahmen der Länder zur Auswei- 
tung der bereits entwickelten Angebote der Be- 
rufsfachschulen und Berufsakademien, die in 
besonderem Maße für die Ausbildung von Ab- 
iturienten außerhalb der Hochschulen geeignet 
sind. Insbesondere die Berufsakademie, wie sie 
in Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein 
eingeführt ist, bietet Abiturienten einen berufs- 
qualifizierenden Bildungsgang mit guten beruf- 
lichen Perspektiven an, der sich durch eine 
enge Verzahnung von wissenschaftsbezogener 
Theorie und betrieblicher Praxis auszeichnet. 
Die Berufsakademie führt in einem dualen 
Ausbildungsgang in Studienakademie und Be- 
trieb zu einem Abschluß, der einem berufsqua- 
lifizierenden Hochschulabschluß gleichwertig 
ist. Die Nachfrage von Hochschulberechtigten 
nach Ausbildungsplätzen in den bestehenden 
Berufsakademien ist groß. 

14. Die Bundesregierung tritt für den Abbau un- 
zeitgemäßer Rollenvorstellungen und Verhal- 
tensmuster auch in der beruflichen Ausbildung 
ein. Gerade junge Frauen haben immer noch 
besondere Schwierigkeiten, einen Ausbildungs- 
platz im Beruf ihrer Wahl zu finden. Oft beste- 
hen vorgefaßte Meinungen, etwa die, daß 
Frauen den Anforderungen gewerblich-techni- 
scher Berufe weniger gewachsen seien als 
Männer. Es ist aber erwiesen, daß Frauen für 
derartige Berufe ebenso geeignet sind wie 
Männer. Die Chancen junger Frauen, in allen 
Berufsfeldern eine Ausbildung zu finden, las- 
sen sich nur durch ein Bündel von Maßnahmen 
verbessern. Die Bundesregierung wird weiter- 
hin, z. B. auch mit Hilfe von Modellversuchen, 
überprüfen, wie Hemmnisse abgebaut werden 
können, die unter anderem aus den Frauenar- 
beitsschutzbestimmungen resultieren und 
nicht mehr den Gegebenheiten der Arbeitswelt 
von heute entsprechen. Als erster Schritt ist 
durch eine Änderung der Arbeitsstättenverord- 
nung der Zugang von Mädchen zu gewerblich- 
technischen Berufen erleichtert worden. 

Die Bundesregierung wird sich außerdem dafür 
einsetzen, daß das Ausbildungsangebot auch in 
traditionellen „Frauenberufen“ weiter vergrö- 
ßert wird. Sie prüft daher, wie die Ausbildungs- 
möglichkeiten in den nichtärztlichen Berufen 
des Gesundheitswesens ausgeweitet und wie 
ein steuersystematisch vertretbarer Weg gefun- 
den werden kann, um durch eine verbesserte 


steuerliche Berücksichtigung der Ausbildungs- 
kosten das Ausbildungsangebot im Bereich der 
ländlichen Hauswirtschaft zu erhöhen (vgl. im 
einzelnen zur Verbesserung der Ausbildungs- 
chancen von Mädchen und Frauen Kapitel 
IV .4.5). 

15. Benachteiligte und schwächer begabte Jugend- 
liche brauchen während ihrer Ausbildung eine 
besondere sozialpädagogische Betreuung und 
Unterstützung. Dies gilt erst recht in Zeiten 
knapper Ausbildungsplätze. Die Bundesregie- 
rung hat daher ihr Programm zur Berufsausbil- 
dung benachteiligter Jugendlicher erheblich 
ausgebaut und wird es auf hohem Finanzni- 
veau fortführen. 

Die Bundesregierung will die Betriebe stärker 
als bisher in die Fördermaßnahmen des Pro- 
gramms einbeziehen. Konkrete Neuordnungs- 
vorhaben im Bereich der Ausbildungsordnun- 
gen für die betriebliche Berufsbildung sollen 
daraufhin geprüft werden, welche Möglichkei- 
ten bestehen, die Ausbildung benachteiligter 
Jugendlicher flexibler und wirkungsvoller zu 
gestalten (vgl. im einzelnen zur Förderung be- 
nachteiligter Jugendlicher Kapitel IV.4.7). 

16. Die Bundesregierung hat darüber hinaus ein 
einmaliges Sonderprogramm in Höhe von rd. 
160 Mio. DM für Ausbildungsplatzbewerber ge- 
schaffen, die am 30. September 1983 als noch 
nicht vermittelt gemeldet waren. Hiermit wird 
vorrangig die Ausbildung von Mädchen und die 
Ausbildung von Jugendlichen in Regionen mit 
unzureichendem Ausbildungsplatzangebot 
oder überdurchschnittlicher Jugendarbeitslo- 
sigkeit gefördert. Insgesamt wurden damit 
etwa 7 000 zusätzliche über- und außerbetriebli- 
che Ausbildungsplätze geschaffen. Eine Über- 
leitung in die betriebliche Ausbildung soll so 
früh wie möglich erfolgen. 

Mit diesem Sonderprogramm und seiner Fi- 
nanzierung ist keine direkte Subventionierung 
von Betrieben verbunden. Die Arbeitgeber wer- 
den von der Bundesregierung nicht aus ihrer 
Verantwortung für die Finanzierung der be- 
trieblichen Berufsausbildung entlassen. 

2. Freier Zugang zum dualen System 

Die berufliche Bildung ist der Bildungsweg der 
Mehrheit der Jugendlichen und muß grundsätzlich 
jedem offenstehen. Gut 60 % der Jugendlichen eines 
Altersjahrgangs lernen heute einen anerkannten 
Ausbildungsberuf im dualen System. 

Die duale Berufsbildung in Betrieb und Schule muß 
jedem, ob Hauptschul- oder Realschulabgänger, ob 
Abiturient oder Jugendlicher mit besonderen Lern- 
schwierigkeiten, eine Ausbildungschance bieten. 
Zwar sind die Anforderungensprofile der anerkann- 
ten Ausbildungsberufe aus der Arbeitspraxis abge- 
leitet und müssen daher sehr unterschiedlich sein. 
Die Bundesregierung hält aber daran fest, daß die 
Ausbildungsgänge des dualen Systems grundsätz- 
lich für alle Absolventen des allgemein- und berufs- 
bildenden Schulwesens offenbleiben müssen. 
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Förmliche Zugangsvoraussetzungen würden zu ei- 
ner Erstarrung im dualen System führen. Sie hät- 
ten auch zur Folge, daß die Wahl der Schulart allzu 
sehr durch den angestrebten Wunschberuf be- 
stimmt und die Entscheidung über den zukünftigen 
Bildungs- und Ausbildungsweg unnötig vorverlegt 
würde. Eine solche Entwicklung brächte die Gefahr 
mit sich, daß vor allem die Hauptschule weiter an 
Gewicht verlöre. 


Maßnahmen 

1. Bei der Überarbeitung der Ausbildungsordnun- 
gen für die betriebliche Ausbildung wird die 
Bundesregierung daran festhalten, daß für Be- 
rufsausbildungen im dualen System keine förm- 
lichen Zugangsvoraussetzungen eingeführt wer- 
den. 

2. Die Bundesregierung wirkt darauf hin, daß auch 
in der Einstellungspraxis keine sachfremden Zu- 
gangsvoraussetzungen eingeführt werden. Wirt- 
schaft und Verwaltungen sind aufgefordert, be- 
rufliche Bildungswege auch tatsächlich für Ab- 
gänger aller Schularten offenzuhalten und die 
Offenheit der Bildungswege durch ein hohes 
Ausbildungsplatzangebot auch für die geburten- 
starken Jahrgänge zu sichern. 


3. Gleichwertigkeit von beruflicher und 
allgemeiner Bildung 

Die Gleichwertigkeit von beruflicher und allgemei- 
ner Bildung ist bisher erst teilweise verwirklicht 
Zwar können heute bereits sämtliche Berechtigun- 
gen, die das allgemeinbildende Schulwesen verleiht, 
grundsätzlich auch in der beruflichen Bildung, vor 
allem im schulischen Bereich der beruflichen Bil- 
dung, erworben werden (z. B. qualifizierter Sekun- 
darabschluß I, Fachhochschulreife, Hochschulreife). 
In der Praxis verleihen berufliche Bildungsab- 
schlüsse vielfach aber nur unter besonderen Vor- 
aussetzungen weiterführende schulische Berechti- 
gungen. Berufliche Bildung mit ihrem ausgepräg- 
ten Praxisbezug ist zwar andersartig, aber die in 
der beruflichen Bildung erworbenen Qualifikatio- 
nen sind deshalb nicht geringer zu schätzen. Gleich- 
wertigkeit bedeutet nicht formale und inhaltliche 
Gleichartigkeit Deshalb verdient die berufliche Bil- 
dung Anerkennung ihrer Gleichwertigkeit im Ver- 
gleich zu anderen Bildungsgängen. Wahlmöglich- 
keiten und weitere Qualifizierungsgänge auch im 
schulischen Bildungswesen für die Absolventen be- 
ruflicher Bildungsgänge offenzuhalten, bedeutet, 
die Entscheidung für eine Ausbildung im dualen 
System zu erleichtern und damit insgesamt die At- 
traktivität der beruflichen Bildung zu steigern. 

Bei der Einschätzung des Wertes beruflicher Bil- 
dung im Vergleich zu anderen Bildungsgängen ist 
die Breite der Vorbildung, die besondere Lebenser- 
fahrung in einem sozialen Umfeld, ihre Verwend- 
barkeit für allgemeine und berufliche weiterfüh- 
rende Bildungsgänge sowie die durch sie vermit- 
telte berufliche Aufstiegsmöglichkeit zu berücksich- 


tigen. Zu berücksichtigen sind aber auch die in den 
vergangenen Jahren erreichten Verbesserungen 
der Qualität der Berufsbildung, beispielsweise 
durch moderne Ausbildungsordnungen und Rah- 
menlehrpläne, durch die bessere Qualifizierung der 
Ausbilder und zunehmend durch die Einbeziehung 
neuer Technologien. 

Die Gleichwertigkeit der beruflichen Bildung im 
Bildungswesen wird heute vor allem daran gemes- 
sen, welche Möglichkeiten weiterführender Bildung 
Haupt- und Realschülern mit abgeschlossener Be- 
rufsausbildung offenstehen. Dabei geht es nicht al- 
lein um eine weitere Öffnung aufbauender schuli- 
scher Bildungsgänge, vielmehr gerade auch um 
eine stärkere Nutzung der von den Ländern bisher 
in diesem Bereich geschaffenen Möglichkeiten. 

Die Anerkennung der Gleichwertigkeit allgemeiner 
und beruflicher Bildung entscheidet sich aber nicht 
allein im Bildungswesen. Auch die privaten und öf- 
fentlichen Arbeitgeber müssen hierzu ihren Beitrag 
leisten, daß der Aufstieg im Beruf aufgrund berufli- 
cher Qualifikation und Leistungen in Zukunft einen 
gleichen Stellenwert erhält wie der Aufstieg auf- 
grund von Berechtigungen, die im Schul- und Hoch- 
schulwesen erworben werden. Deshalb ist auch der 
Ausbau der beruflichen Weiterbildung von aus- 
schlaggebender Bedeutung, da durch sie die in der 
Erstausbildung erworbenen beruflichen Qualifika- 
tionen ergänzt und zielgerichtet weitergeführt wer- 
den können. Entscheidendes Kriterium des berufli- 
chen Aufstiegs muß sein, daß der Bewerber die für 
die neue Tätigkeit erforderliche berufliche Qualifi- 
kation besitzt. Dagegen sollte es unerheblich sein, 
auf welchem Wege er diese Qualifikation erlangt 
hat. 

Für das Verhältnis von beruflicher und allgemeiner 
Bildung ist nicht zuletzt auch die Gestaltung des 
Hochschulzugangs von Bedeutung. Viele Anhalts- 
punkte sprechen dafür, daß junge Menschen sich 
auch deshalb für den Besuch des Gymnasiums ent- 
scheiden, weil sie sich ungeachtet ihrer eigentlichen 
beruflichen Zielvorstellungen jedenfalls die Mög- 
lichkeit eines Hochschulbesuchs offenhalten wol- 
len. Im Interesse der Förderung der Attraktivität 
beruflicher Bildung und im Interesse der Gleich- 
wertigkeit der Bildungsgänge können die bestehen- 
den Möglichkeiten für Absolventen der beruflichen 
Bildung, unter bestimmten anspruchsvollen Vor- 
aussetzungen ein Hochschulstudium auch ohne tra- 
ditionelle Hochschulzugangsberechtigung aufneh- 
men zu können, noch stärker genutzt werden. Dabei 
geht es nicht darum, den Zugang zur Hochschule 
durch mindere Qualifikationsanforderungen zu er- 
leichtern oder auf die notwendigen allgemeinbil- 
denden Vorkenntnisse zu verzichten. Vielmehr ist 
es das Ziel der Bundesregierung, denen, die auf- 
grund ihrer beruflichen Erfahrungen und der erfor- 
derlichen Kenntnisse für ein Hochschulstudium 
qualifiziert sind, eine Chance zu geben. 

Bereits jetzt gibt es in den Ländern zahlreiche Mög- 
lichkeiten, in der Regel nach einer Berufsausbil- 
dung oder Berufstätigkeit durch besondere Ergän- 
zungsprüfungen die allgemeine Hochschulreife, die 
fachgebundene Hochschulreife oder die Fachhoch- 
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schulreife zu erwerben. Die Kultusministerkonfe- 
renz hat am 27./2Ö. Mai 1982 eine Vereinbarung 
über den Hochschulzugang von besonders befähig- 
ten Berufstätigen verabschiedet, nach der eine all- 
gemeine Hochschulzugangsberechtigung erworben 
werden kann. Diese Vereinbarung soll bis zum 

1. August 1985 in den Ländern umgesetzt werden. 
Die Diskussion dieser Fragen sollte damit jedoch 
nicht abgeschlossen sein. 


Maßnahmen zur Förderung der Gleichwertigkeit 

von beruflicher und allgemeiner Bildung 

1. Der Bund wird sich bei den Ländern dafür ein- 
setzen zu prüfen, ob weitere Möglichkeiten zur 
Wahrnehmung weiterführender Bildungsange- 
bote, die traditionell einen mittleren allgemein- 
bildenden Abschluß voraussetzen, für Haupt- 
schüler mit abgeschlossener Berufsausbildung 
geschaffen werden können. Soweit für die ange- 
strebte schulische Höherqualifizierung allge- 
meinbildende Kenntnisse erforderlich sind, 
müssen sie gegegebenenfalls nachgeholt wer- 
den. 

2. Grundsätzlich gilt für den Einstieg in die mitt- 
lere Laufbahn des Öffentlichen Dienstes, daß 
nicht nur Bewerber mit einem mittleren Bil- 
dungsabschluß, sondern auch mit Hauptschulab- 
schluß und einer förderlichen Berufsausbildung 
zugelassen werden. Insofern gibt es eine prinzi- 
pielle Gleichstellung von mittlerem allgemeinen 
und beruflichem Abschluß. In der personalwirt- 
schaftlichen Praxis sind die Bemühungen wei- 
terhin darauf auszurichten, diese Gleichwertig- 
keitsregelung sowohl in den Laufbahn-, Ausbil- 
dungs- und Prüfungsordnungen des mittleren 
Dienstes als auch in der tatsächlichen Handha- 
bung umzusetzen. 

3. Die Bundesregierung wird bei den Ländern dar- 
auf hinwirken, daß Meistern der Zugang zur 
Fachlehrerausbildung eröffnet wird und daß die 
Meisterprüfung — evtl, mit ergänzenden Maß- 
nahmen — der Fachhochschulreife gleichgesetzt 
wird. Entsprechende Beratungen sind in der 
Kultusministerkonferenz aufgenommen wor- 
den. 

4. Die Bundesregierung setzt sich für den weiteren 
Ausbau der Angebote der beruflichen Weiterbil- 
dung ein. Sie sind wichtige Voraussetzungen zur 
Anerkennung der beruflichen Bildung als eines 
gleichwertigen Bestandteils des Bildungswe- 
sens. Die bildungspolitischen Ziele und Maßnah- 
men der Bundesregierung im Bereich der Wei- 
terbildung werden in Kapitel IV.3. ausführlich 
dargestellt. 


4. Verbesserung der Vorbereitung auf die 
Berufsausbildung 

Die Vorbereitung der Jugendlichen auf die Berufs- 
ausbildung, wie sie gegenwärtig in den allgemein- 
bildenden Schulen erfolgt, wird in Untersuchungen 
und von den Ausbildern in Betrieben und Berufs- 


schulen vielfach als nicht ausreichend bezeichnet. 
Vor allem werden Mängel in der Rechtschreibung, 
in Grundkenntnissen der Mathematik, aber auch in 
der Persönlichkeitsentwicklung genannt. Viele Ju- 
gendliche sind nach diesen Feststellungen nicht 
hinreichend motiviert, resignieren beim Auftreten 
von Ausbildungsproblemen zu schnell oder erken- 
nen nicht den Wert und die Bedeutung einer Be- 
rufsausbildung. In diesem Zusammenhang wird 
auch berichtet, daß bei einem Teil der Jugendlichen 
das Leistungsstreben unterentwickelt und daß un- 
verzichtbare Arbeitstugenden nicht immer in dem 
für eine erfolgreiche Ausbildung erforderlichen 
Maß vorhanden seien. 

Soweit diese Kritik zutrifft, bemühen sich die Län- 
der, bestehende Defizite auszugleichen und da- 
durch die Erfolgschancen in der Berufsausbildung 
zu verbessern. Die Bundesregierung begrüßt diese 
Bemühungen. Die Vorbereitung der Jugendlichen 
auf die Berufswahl, die Arbeitswelt und die Praxis 
der Berufsausbildung sollte nach Auffassung der 
Bundesregierung in allen Schulformen weiter ver- 
bessert werden. Dabei geht es nicht um eine wei- 
tere inhaltliche Befrachtung des Schulunterrichts 
mit zusätzlichem Lernstoff. Die allgemeinbildenden 
Schulen — auch die Hauptschulen — stehen ohne- 
hin schon vor einer Vielzahl von Aufgaben, die nur 
schwer zu bewältigen sind. Ebensowenig geht es 
um eine vorgezogene Berufsausbildung, vielmehr 
darum, die Jugendlichen im Rahmen des spezifi- 
schen Bildungsauftrages der jeweiligen Schule nä- 
her und früher an die Berufs- und Arbeitspraxis 
heranzuführen. 

Betriebserkundungen und Betriebspraktika 
(„Schnupperlehre“) tragen zur Veranschaulichung 
und Verbesserung der Berufsinformation bei und 
erleichtern die Berufswahl. Sie sind daher ein wich- 
tiger Bestandteil einer wirklichkeitsnahen Vorbe- 
reitung auf Arbeit und Beruf und sollten trotz der 
damit verbundenen beträchtlichen schul- und be- 
triebsorganisatorischen Probleme von den Schulen 
in Zusammenarbeit mit den Betrieben und der Bun- 
desanstalt für Arbeit organisiert und in stärkerem 
Maße als bisher angeboten werden. 

Da Hochschulberechtigte in zunehmendem Maße 
statt eines Studiums Ausbildungsalternativen in 
der beruflichen Bildung wählen, ergibt sich für die 
gymnasiale Oberstufe mehr als in der Vergangen- 
heit die Notwendigkeit der Orientierung über die 
Anforderungen der Berufs- und Arbeitswelt sowie 
über berufliche Bildungsgänge außerhalb der Hoch- 
schulen. Dies darf jedoch die Wissenschaftsorientie- 
rung der gymnasialen Oberstufe nicht beeinträchti- 
gen. 

Es hat sich als erforderlich erwiesen, daß Lehrer 
den Schülern einen realistischen Eindruck von der 
Arbeitswelt vermitteln. In der Lehrerfortbildung 
sollte daher durch entsprechende Weiterbildungs- 
angebote ein stetiger Erfahrungsaustausch zwi- 
schen Schule und Arbeitswelt ermöglicht werden. 

Durch eine engere Kooperation und Intensivierung 
der bestehenden Zusammenarbeit von Schule und 
Berufsberatung ist die Berufswahlvorbereitung der 
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Schüler weiter zu verbessern. Die Weiterentwick- 
lung der Berufsberatung zielt dabei in folgende 
Richtung: Verbesserung und Beschleunigung der 
organisatorischen Abläufe unter anderem durch 
Einsatz der elektronischen Datenverarbeitung, Wei- 
terentwicklung der Schriften und übrigen Medien 
zur Vorbereitung der Berufswahl, Verbreiterung 
des Beratungsangebotes durch Gruppenberatung, 
systematische Fortbildung der Berufsberater, Ver- 
besserung der Zusammenarbeit mit den Schulen 
und Hochschulen und den übrigen an der Berufs- 
wahl und der beruflichen Bildung Beteiligten, Aus- 
bau des Netzes an Selbstinformationseinrichtungen 
der Berufsberatung. Die Bundesanstalt für Arbeit 
unternimmt mit Unterstützung der Bundesregie- 
rung in diesem Bereich große Anstrengungen. Trotz 
der angespannten Lage der öffentlichen Finanzen 
wurde die Zahl der Planstellen in der Berufsbera- 
tung im Jahr 1984 erhöht. 

Jugendliche, die einen Schulabschluß nicht erreicht 
haben, stehen bei der Suche nach einem Ausbil- 
dungs- und Arbeitsplatz vor den größten Proble- 
men. Die Fördermaßnahmen zum Erreichen des 
Hauptschulabschlusses sollten von den Ländern 
wie schon bislang weitergeführt werden. Dies gilt 
insbesondere für ausländische Jugendliche. 


5. Weiterentwicklung der Qualität der Berufsausbildung 

Die Weiterentwicklung der Qualität der Berufsaus- 
bildung ist wichtige Voraussetzung für ihre Attrak- 
tivität bei den Jugendlichen. Die bestmögliche Be- 
rufsausbildung für die junge Generation kann nur 
durch eine qualifizierte Ausbildung in qualifizierten 
Betrieben und beruflichen Schulen erfolgen. Die Si- 
cherung und Steigerung der Qualität beruflicher 
Bildungsangebote bleibt daher ein Schwerpunkt 
der Politik der Bundesregierung. Aufgrund der de- 
mographischen Entwicklung werden qualitative 
Aspekte der Berufsausbildung in Zukunft von grö- 
ßerer Bedeutung sein als quantitative Probleme. 
Die Maßnahmen der Bundesregierung sind im we- 
sentlichen darauf ausgerichtet, die kleinen und 
mittleren Betriebe in ihren Anstrengungen durch 
Förderung überbetrieblicher Ausbildungsmaßnah- 
men zu unterstützen, die Ausbildungsordnungen 
entsprechend den steigenden Anforderungen des 
Arbeitsmarktes zu verbessern und Jugendlichen, 
die besonderer Förderung bedürfen, den Zugang zu 
einer Ausbildung zu erleichtern. Als wichtigste Fi- 
nanzierungsmaßnahmen der Bundesregierung, die 
auf Verbesserung der Qualität in der Berufsbildung 
zielen, sind zu nennen: Förderung überbetrieblicher 
Ausbildungsstätten, Unterstützung von Modellver- 
suchen, Förderung der Berufsausbildung benachtei- 
ligter Jugendlicher, Maßnahmen zur Berufsvorbe- 
reitung und sozialen Eingliederung junger Auslän- 
der, beruf svorbereitende Maßnahmen sowie die Bil- 
dungsbeihilfen in berufsvorbereitenden Maßnah- 
men für arbeitslose Jugendliche. 


Maßnahmen zur Weiterentwicklung der Qualität 

der Berufsausbildung 

1. Die Bundesregierung sieht im Hinblick auf die 
qualitativen Herausforderungen ihre vorrangige 
Aufgabe in der Neuordnung von Ausbildungsbe- 
rufen und der kontinuierlichen Modernisierung 
bestehender Ausbildungsordnungen. Sie wird 
dabei vom Bundesinstitut für Berufsbildung und 
anderen Forschungsinstituten unterstützt. Im 
Rahmen von Forschungsprojekten werden die 
Entscheidungsgrundlagen und Eckdaten zur 
Neuorientierung von Ausbildungsberufen ge- 
schaffen. 

Die Erarbeitung neuer Ausbildungsordnungen 
erfolgt in enger Abstimmung mit den Fach- und 
Spitzenorganisationen der Arbeitgeber und Ge- 
werkschaften. Der hierbei erforderliche Abstim- 
mungsprozeß hat in der Vergangenheit oftmals 
zu einer erheblichen Verzögerung des Erlasses 
neuer Ausbildungsordnungen geführt. Die Bun- 
desregierung bedauert dies und appelliert daher 
an alle Beteiligten, im Rahmen ihrer Grundsatz- 
positionen durch eine größere Kompromißbe- 
reitschaft in Einzelfragen die Schaffung moder- 
ner Ausbildungsordnungen zu erleichtern. Die 
schnelle technische Entwicklung macht eine 
zeitlich und inhaltlich zügige Neuordnung von 
Ausbildungsberufen notwendig. Darauf wird die 
Bundesregierung künftig verstärkt drängen. 

2. Zur Stärkung der Ausbildungskraft des dualen 
Systems, insbesondere der Leistungsfähigkeit 
der kleinen und mittleren Betriebe in der Aus- 
bildung wird die Bundesregierung auch zukünf- 
tig die überbetrieblichen Ausbildungsstätten fi- 
nanziell fördern. 1984 stehen hierfür 200 Mio. 
DM im Bundeshaushalt zur Verfügung. Die vor- 
handenen Möglichkeiten, in überbetrieblichen 
Ausbildungsstätten auf neue Fragen schnell und 
praxisbezogen Antworten zu finden, haben sich 
für die betriebliche Ausbildung zu einem Vorteil 
entwickelt, den es auch für die Zukunft zu si- 
chern gilt. Die überbetrieblichen Ausbildungs- 
stätten können ihre Funktion im Rahmen der 
beruflichen Bildung nur dann optimal erfüllen, 
wenn sie imstande sind, sich flexibel auf die 
ständigen Neuerungen und Änderungen techno- 
logischer Entwicklungen einzustellen. 

3. Die Fortbildung der Ausbilder in der betriebli- 
chen Berufsausbildung wird weiter entspre- 
chend der Entwicklung in Produktion und Tech- 
nologie unterstützt. Die Ausbilder haben eine 
Schlüsselfunktion in der beruflichen Qualifizie- 
rung des Fachkräftenachwuchses wahrzuneh- 
men. Sie tragen große Verantwortung gegenüber 
den Jugendlichen sowohl für den Erfolg ihrer 
Ausbildung als auch für ihre persönliche Ent- 
wicklung. Mit dem fachlichen und didaktischen 
Können der Ausbilder steht und fällt der Erfolg 
der betrieblichen Berufsausbildung. Das Kön- 
nen der Ausbilder entscheidet auch wesentlich 
über die Attraktivität der Berufsausbildung im 
dualen System. Die Bundesregierung fördert die 
Ausbildung der Ausbilder über das Bundesinsti- 
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tut für Berufsbildung und im Rahmen anderer 
W eiterbildungsmaßnahmen. 

4. Die Betriebe müssen ihren Beitrag zur Verbes- 
serung der Qualität der beruflichen Bildung lei- 
sten, indem sie die Ausbildungsplätze mit Aus- 
bildungsmitteln ausstatten, die der fortschrei- 
tenden technologischen Entwicklung . entspre- 
chen. 

5. Neue Technologien müssen, sobald sie in der 
Berufspraxis Verbreitung gefunden haben, so- 
wohl in die berufliche Erstausbildung als auch 
in die berufliche Weiterbildung einbezogen wer- 
den. Die Bundesregierung wird dem bei der 
Überarbeitung und Neukonzipierung von Aus- 
und Fortbildungsordnungen sowie bei der För- 
derung der Ausstattung überbetrieblicher Aus- 
bildungseinrichtungen mit Geräten zukunfts- 
orientierter Technologie Rechnung tragen. Da- 
durch werden neue berufliche Ausbildungs- 
gänge mit hohen Qualifikationsanforderungen 
entstehen, die — nicht zuletzt auch für Abitu- 
rienten — attraktiv sein werden. Die Bundesre- 
gierung wird in Zusammenarbeit mit den Län- 
dern in den nächsten Jahren eine ganze Reihe 
von Modellversuchen in der Informationstech- 
nik fördern. Dazu gehören u. a. Forschungsvor- 
haben zur Klärung grundlegender Fragen wie 
z. B. zum Qualifizierungsbedarf im Kfz-Hand- 
werk. Die Förderung der Fähigkeit zum Umgang 
mit neuen Technologien im Bildungswesen wird 
im einzelnen in Kapitel IV.4.3 dargestellt. 


6. Flexibilität und Mobilität im Rahmen der beruflichen 
Erstausbildung 

Angesichts des Wandels der Anforderungen des Ar- 
beitsmarktes werden Flexibilität und Mobilität von 
jedem Arbeitnehmer gefordert. Die Berufsausbil- 
dung kann sich daher nicht darauf beschränken, 
Kenntnisse und Fertigkeiten zu vermitteln, die ge- 
genwärtig im Arbeitsleben benötigt oder aller Vor- 
aussicht nach künftig vom Arbeitsmarkt gefordert 
werden. Ebenso wichtig ist, daß in der Berufsausbil- 
dung auch die notwendige Anpassungsbereitschaft 
und -fähigkeit im Hinblick auf die sich ständig ver- 
ändernden Bedingungen der Arbeitswelt vermittelt 
werden. 

Eine breit angelegte berufliche Grundbildung, wie 
sie das Berufsbildungsgesetz vorsieht, ist für die 
spätere berufliche Anpassungsfähigkeit von grund- 
legender Bedeutung. Sie vermittelt Kenntnisse und 
Fertigkeiten, die für mehrere Berufe erforderlich 
sind und die die berufliche Flexibilität und Mobili- 
tät fördern. Wesentliche Grundlage beruflicher Fle- 
xibilität ist aber auch die daran anschließende 
Fachbildung. Die ausgebildete Fachkraft muß ihren 
Beruf beherrschen und neue Anforderungen bewäl- 
tigen können. Das setzt solide Fachkenntnisse vor- 
aus. Ein verläßliches berufsfachliches Fundament, 
das im späteren Erwerbsleben auch eine Umorien- 
tierung ermöglichen soll, kann deshalb auf fachli- 
che Vertiefung nicht verzichten. 


Maßnahmen zur Erhöhung der Flexibilität und 

Mobilität im Rahmen der beruflichen 

Erstausbildung 

1. Die Bundesregierung wird bei der Gestaltung 
der Ausbildungsordnungen sicherstellen, daß in 
allen Ausbildungsberufen eine breit angelegte 
berufliche Grundbildung vermittelt wird. In der 
Regel geschieht dies im Rahmen des Berufs- 
grundbildungsjahres, an das sich die Fachbil- 
dung anschließt. Die Bundesregierung bevorzugt 
die Form des kooperativen Berufsgrundbil- 
dungsjahres (BGJ) in Schule und Betrieb gegen- 
über dem rein schulischen Berufsgrundbil- 
dungsjahr, weil die kooperative Form den be- 
trieblichen Praxisbezug der Ausbildung ein- 
schließt. Außerdem ist der Übergang der Ju- 
gendlichen aus dem kooperativen Berufsgrund- 
bildungsjahr in die duale Berufsausbildung 
leichter als aus dem schulischen Berufsgrundbil- 
dungsjahr. Noch bestehende Probleme bei der 
Abstimmung der Lehrpläne des schulischen Be- 
ruf sgrundbildungsjahres und der betrieblichen 
Ausbildung müssen abgebaut werden, indem 
Bundesregierung und Länder in den dafür zu- 
ständigen Koordinierungsgremien für eine Ab- 
stimmung der Lehrpläne und der Ausbildungs- 
ordnungen in der nachfolgenden dualen Ausbil- 
dung sorgen. Die Bundesregierung ist weiterhin 
bereit, die Anrechnungsverordnung des schuli- 
schen Berufsgrundbildungsjahres im Interesse 
der Jugendlichen und der Betriebe so zu ändern, 
daß die Zeit der Anrechnung auf die spätere 
Lehre im Betrieb verkürzt wird. 

2. Durch die weitere Förderung überbetrieblich er- 
gänzender Ausbildungsphasen ist auch für Aus- 
zubildende in spezialisierten Klein- und Mittel- 
betrieben eine breite berufliche Grundbildung 
zu ermöglichen und damit ihre Flexibilität sowie 
Mobilität zu steigern. 


2. Sicherung der Leistungsfähigkeit des 
Hochschulbereichs 


2.1 Zielsetzungen der Bundesregierung 

O Die Bundesregierung tritt dafür ein, die Lei- 
stungsfähigkeit des Hochschulbereichs durch 
eine stärkere Differenzierung und eine Wieder- 
belebung des Wettbewerbs zu erhöhen. 

O Sie hält mit Entschlossenheit an dem Ziel 
fest, auch die Hochschulen so weit wie möglich 
offenzuhalten, um den geburtenstarken Jahr- 
gängen angemessene Bildungschancen bieten 
zu können. 

O Die Bundesregierung begrüßt die Bemühun- 
gen der Länder, bei den Studienangeboten die 
Chancen und Risiken einzelner Berufe im Be- 
schäftigungssystem stärker als in der Vergan- 
genheit zu berücksichtigen. 

O Sie läßt sich weiterhin von den grundsätzli- 
chen Zielvorstellungen des Hochschulbaus lei- 
ten, die längerfristig auf die Schaffung von 
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850 000 flächenbezogenen Studienplätzen ge- 
richtet sind. 

O Zur Weiterentwicklung des Studienangebots 
setzt sich die Bundesregierung insbesondere 
für die Verkürzung der Studienzeit an wis- 
senschaftlichen Hochschulen auf in der Regel 
8 Semester, den weiteren Ausbau der Fach- 
hochschulen sowie eine Ausweitung der Ange- 
bote des Postgraduierten-Studiums ein. 


2.2 Leitlinien der Hochschulpolitik der 
Bundesregierung 

In der Hochschulpolitik ist, wie auch schon in den 
vom Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
im November 1983 vorgelegten Leitlinien hervorge- 
hoben wurde, zwischen langfristig anzustrebenden 
Zielen und kurzfristig zu realisierenden Maßnah- 
men zu unterscheiden. 

Längerfristig müssen im Hochschulbereich die 
Prinzipien der Differenzierung und des Wettbe- 
werbs stärker verwirklicht werden. Eine Differen- 
zierung ist sowohl in der Forschung als auch in der 
Lehre notwendig. Sie wird zunächst von unter- 
schiedlichen Hochschularten mit je eigener Ausprä- 
gung, also insbesondere Universitäten und Fach- 
hochschulen, ermöglicht. Das Anfang der 70er 
Jahre entwickelte Konzept, alle Hochschulen in Ge- 
samthochschulen zusammenzuführen, bietet keine 
Gewähr für die erforderliche Differenzierung und 
hat sich auch als nicht realisierbar erwiesen. Die 
Existenz der bestehenden Gesamthochschulen wird 
dadurch nicht in Frage gestellt. Sie müssen sich 
dem Wettbewerb zwischen den Hochschulen stel- 
len. Auch innerhalb der jeweiligen Hochschulart 
sollten die einzelnen Hochschulen und Fachberei- 
che durch unterschiedliche Akzentuierungen des 
Angebots in Forschung und Lehre eigenständige 
Profile entwickeln können. 

Möglichkeiten zur Differenzierung sind wichtige 
Voraussetzungen für einen qualitativen Wettbe- 
werb der Hochschulen, der wiederbelebt werden 
muß. Er soll die wissenschaftlichen Leistungen in 
Ausbildung und Forschung erhöhen. Die Hoch- 
schulen müssen sich dabei auf einen Wettbewerb 
sowohl um Hochschullehrer und Forschungsmittel 
als mittelfristig auch um Studenten einstellen. Vor- 
aussetzung für Profilbildung und Wettbewerb ist 
eine größere Selbständigkeit der Hochschulen. 

Für das Ziel, Wettbewerb und Leistung im Hoch- 
schulsystem zu fördern, können private Initiativen 
eine wesentliche Rolle spielen. Private Hochschulen 
können bereichernde Impulse für neue Formen des 
Lernens und Lehrens sowie für neue ökonomische 
Lösungen geben und damit zu einer Belebung des 
Wettbewerbs mit den und zwischen den staatlichen 
Hochschulen beitragen. Die Verbesserung des 
staatlichen Hochschulsystems bleibt aber von zen- 
traler Bedeutung. Private Initiativen können auch 
hier zum Beispiel durch die Finanzierung privater 
Forschungsinstitute oder privater Stiftungslehr- 
stühle Forschung und Lehre neue Anstöße geben. 


Private Initiativen sollten sich fachlich vor allem 
auf diejenigen Bereiche konzentrieren, in denen so- 
wohl im Interesse der Forschung wie im Interesse 
der Ausbildungschancen junger Menschen für zu- 
kunftsträchtige Berufe zusätzliche Kapazitäten 
wünschenswert sind. Das gilt beispielsweise für die 
Bereiche Mikroelektronik und Informatik. Die Bun- 
desregierung steht privaten Initiativen positiv ge- 
genüber und wird sich um ein politisches Klima 
bemühen, das ihre Entwicklung fördert. In diesem 
Zusammenhang ist auch eine Überprüfung des Stif- 
tungssteuerrechtes und anderer steuerrechtlicher 
Regelungen erforderlich. 

Zur Verwirklichung der Zielvorstellungen der Bun- 
desregierung wird eine Änderung des Hochschul- 
rahmengesetzes (HRG) beitragen. Der Bundesmini- 
ster für Bildung und Wissenschaft hat im Jahre 
1983 von einer Sachverständigenkommission unter- 
suchen lassen, welche Erfahrungen die Praxis mit 
dem 1976 in Kraft getretenen Rahmengesetz des 
Bundes gemacht hat. Der Anfang 1984 vorgelegte 
Bericht der Kommission enthält zahlreiche Hin- 
weise und Empfehlungen zur Verbesserung der 
bundesgesetzlichen Regelungen. Auf der Grundlage 
dieser Empfehlungen bereitet die Bundesregierung 
eine Novellierung des Hochschulrahmengesetzes 
vor, um nachteilige Auswirkungen einzelner Vor- 
schriften auf die Leistungsfähigkeit des Hochschul- 
bereiches zu beseitigen, vor allem aber, um die 
Hochschulen besser in die Lage zu versetzen, sich 
auf die Anforderungen der Zukunft vorzubereiten. 

Vor dem Hintergrund dieser längerfristigen Ziele 
werden im folgenden Maßnahmen behandelt, die in 
den nächsten Jahren zu verwirklichen sind. 


1. Offenhalten der Hochschulen durch Sicherung ihrer 
Aufnahmefähigkeit 

Die geburtenstarken Jahrgänge werden bis zum 
Ende der 80er Jahre Studienmöglichkeiten im 
Hochschulbereich nachfragen. Daher müssen die 
Hochschulen weiterhin offengehalten werden, um 
auch diesen jungen Menschen angemessene Bil- 
dungschancen bieten zu können. 

Für die Hochschulen führt dies in den 80er Jahren 
zu einer harten Bewährungsprobe. Um sie bestehen 
zu^können, müssen die vorhandenen Kapazitäten 
voll ausgeschöpft und in dem Umfang weiter ausge- 
baut werden, der in den Rahmenplänen für den 
Hochschulbau vorgesehen ist. 

Zulassungsbeschränkungen dürfen nur dort einge- 
führt werden, wo die Kapazitäten auch bei größter 
Anstrengung der staatlichen Stellen und der Hoch- 
schulen nicht mehr erweitert werden können und 
die unverzichtbare Qualität von Studium, Lehre 
und Forschung auf andere Weise nicht mehr ge- 
währleistet werden kann. Eine darüber hinausge- 
hende Ausweitung der bereits bestehenden Zulas- 
sungsbeschränkungen und die damit verbundene 
Reduzierung der Studienanfängerzahlen würde zur 
Folge haben, daß die abgelehnten Studienbewerber 
nach Ausbildungsalternativen in der beruflichen 
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Bildung suchen müßten. Derartige Alternativen ste- 
hen aber bis in die zweite Hälfte der 80er Jahre nur 
in begrenztem Maße zur Verfügung. Eine wesentli- 
che Verstärkung der bereits jetzt zu beobachtenden, 
zunehmenden Umorientierung von Studienberech- 
tigten würde daher im gegenwärtigen Zeitpunkt zu 
Verdrängungseffekten und zusätzlichen Problemen 
im Bereich der beruflichen Bildung und damit zu 
einer Verlagerung statt einer Lösung der Ausbil- 
dungsprobleme führen. Die Ausbildungschancen 
der geburtenstarken Jahrgänge würden hierdurch 
insgesamt wesentlich verschlechtert. Zudem 
brächte eine über das unabweisbare Maß hinausge- 
hende Ausweitung des Numerus clausus nach allen 
Erfahrungen eine erhebliche zusätzliche Belastung 
des Lernklimas an den Schulen mit sich. Die Bun- 
desregierung hält deshalb daran fest, die Hoch- 
schulen auch für die geburtenstarken Jahrgänge 
weiterhin offenzuhalten. 

Die Bundesregierung sieht mit großer Sorge, daß 
sich die Arbeitsmarktchancen für Hochschulabsol- 
venten wie für die Absolventen anderer Ausbil- 
dungsgänge beträchtlich verschlechtert hat und daß 
auch in den kommenden Jahren mit erheblichen 
Beschäftigungsproblemen für Hochschulabsolven- 
ten zu rechnen ist. Die zu erwartende hohe Zahl von 
Hochschulabsolventen und das Zusammentreffen 
mit nur noch sehr beschränkten Einstellungsmög- 
lichkeiten im öffentlichen Dienst werden das Risiko 
des einzelnen, einen, an traditionellen Vorstellun- 
gen gemessen, „adäquaten Arbeitsplatz“ zu finden, 
weiter vergrößern. Dies rechtfertigt aber ebensowe- 
nig wie die mit dem Offenhalten verbundene außer- 
ordentliche Belastung der Hochschulen eine Aus- 
weitung der bestehenden Zulassungsbeschränkun- 
gen, solange ausreichende Ausbildungsalternativen 
außerhalb des Hochschulsystems nicht geboten 
werden können. Der Bundesregierung ist bewußt, 
daß das Bildungswesen in den Aufgaben Qualitäts- 
sicherung und Offenhalten eine Gratwanderung lei- 
sten muß. 

In der Phase der Höchstbelastung des Hochschulsy- 
stems durch die geburtenstarken Jahrgänge muß 
die Aufnahmefähigkeit der Hochschulen weiter ge- 
steigert und die Nutzung der vorhandenen, in vielen 
Studienfächern aber ungleichmäßig ausgelasteten 
Hochschulkapazitäten verbessert werden. Nach der 
Prognose der Kultusministerkonferenz, die keine 
politischen Zielsetzungen, sondern Aussagen auf- 
grund bisheriger Trends beinhaltet, wird die Ge- 
samtzahl der Studenten in den nächsten Jahren 
weiter steigen und voraussichtlich Anfang der 90er 
Jahre mit über 1,4 Mio. ihren Höhepunkt erreichen. 
In der 2. Hälfte der 90er Jahre wird sie dann auf 
etwa 1,0 Mio. zurückgehen. Die in den kommenden 
Jahren erforderliche weitere Steigerung der Auf- 
nahmefähigkeit der Hochschulen ist daher nur eine 
vorübergehend notwendige Maßnahme. 

Die wichtigsten Instrumente zur Kapazitätserwei- 
terung und Verbesserung der Kapazitätsausnut- 
zung liegen primär im Zuständigkeitsbereich der 
Länder. Sie haben hierzu in den vergangenen Jah- 
ren bereits eine Vielzahl von Maßnahmen ergriffen. 
Zu nennen sind insbesondere 


— Maßnahmen zur gleichmäßigeren Auslastung 
der vorhandenen Hochschulkapazitäten wie die 
Einbeziehung von Studiengängen in das Vertei- 
lungsverfahren der ZVS, 

— Umwidmungen von Ausbildungskapazitäten zu- 
gunsten besonders stark beanspruchter und be- 
ruflich aussichtsreicherer Studiengänge sowie 

— Schaffung zusätzlicher Ausbildungskapazitäten 
durch eine befristete Verstärkung der Personal- 
und Sachmittel. 

Die Bundesregierung wird die Länder bei der Erfül- 
lung dieser Aufgabe durch eine intensiver Förde- 
rung bei der Verbesserung der Infrastruktur der 
Hochschulen im Rahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe Hochschulbau, der Hochschulforschung sowie 
des wissenschaftlichen Nachwuchses unterstützen. 


2. Kontinuierliche Fortsetzung des Hochschulbaus 

Seit 1970 wird der Ausbau und Neubau der Hoch- 
schulen von Bund und Ländern auf der Grundlage 
des Hochschulbauförderungsgesetzes gemeinsam 
mit je hälftiger Kostenbeteiligung als Gemein- 
schaftsaufgabe wahrgenommen. Hierfür wurden 
bis Ende 1983 rd. 34 Mrd. DM auf gewandt, darunter 
rd. 15,7 Mrd. DM von seiten des Bundes. Mit diesen 
Mitteln sind Neu- und Ersatzbauten errichtet, ihre 
Ersteinrichtung (auch der Bibliotheken) finanziert 
und Großgeräte beschafft worden. Der aus Vertre- 
tern des Bundes und der Länder gebildete Pla- 
nungsausschuß für den Hochschulbau hat ein lang- 
fristiges Ausbauziel von 850 000 Studienplätzen 
nach Flächenrichtwerten festgelegt. 

Von den gegenwärtig vorhandenen rd. 760 000 Stu- 
dienplätzen (nach Flächenrichtwerten) entfallen 
rund 623 000 ( = 82,2 %) auf die wissenschaftlichen 
Hochschulen, 124 000 ( = 16,3%) auf die Fachhoch- 
schulen und rd. 13 000 ( = 1,6 %) auf die Musik- und 
Kunsthochschulen. 

Nach Abschluß des laufenden Bauprogramms wird 
die Zahl der flächenbezogenen Studienplätze etwa 
784 000 betragen, weitere 15 500 sind in der Pla- 
nung, so daß nach Fertigstellung aller in der derzei- 
tigen Rahmenplanung aufgenommenen Vorhaben 
ein Ausbaustand von rund 800 000 Studienplätzen 
erreicht sein wird. Bei einer der „Überlast“ entspre- 
chenden Ausstattung mit Personal- und Sachmit- 
teln sowie optimierter Organisation können auf die- 
sen 800 000 Studienplätzen (nach Flächenrichtwer- 
ten) erheblich mehr Studenten ausgebildet werden 
als Studienplätze rechnerisch zur Verfügung ste- 
hen. Hierbei werden allerdings beengte Bedingun- 
gen nicht überall zu vermeiden sein. 

Die Bundesregierung hält an den grundsätzlichen 
Zielvorstellungen des Hochschulausbaus fest, die 
längerfristig auf die Schaffung von 850 000 flächen- 
bezogenen Studienplätzen gerichtet sind. Der Hoch- 
schulausbau ist nicht auf die größte Zahl der zu 
erwartenden Studenten ausgerichtet, sondern 
orientiert sich an der prognostizierten längerfristi- 
gen Studienplatznachfrage. Danach werden die Stu- 
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dentenzahlen in den 90er Jahren auf etwa 1,0 Mio. 
zurückgehen. 

Da die Aufnahmekapazität in vielen Studiengängen 
entscheidend von der personellen Ausstattung der 
Hochschulen abhängt, kommt derzeit der Siche- 
rung einer ausreichenden Ausstattung der Hoch- 
schulen mit Personal- und Sachmitteln durch die 
Länder besondere Bedeutung zu. Eine generell 
großzügigere Ausstattung der Hochschulen mit Per- 
sonal- und Sachmitteln ist jedoch wegen der ange- 
spannten Lage der öffentlichen Haushalte nicht 
möglich. 

Die Bundesregierung unterstreicht die im 13. Rah- 
menplan für den Hochschulbau festgelegten Priori- 
täten, insbesondere die Sicherung der Funktionsfä- 
higkeit der Hochschulen in Forschung und Lehre. 
Dabei kommt vor allem den Investitionsvorhaben 
im Bereich stark überlasteter Fachhochschulen so- 
wie der notwendigen Abrundung der Fächerstruk- 
turen an den neuen Hochschulen eine besondere 
Bedeutung zu. 


Maßnahmen zur Erfüllung der 

Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau 

1. Die Bundesregierung hat für den Ausbau der 
Hochschulen wieder eine solide Finanzierungs- 
grundlage geschaffen. Die Bundesmittel für den 
Hochschulbau sind 1983 von 1 000 auf 1 230 Mio. 
DM auf gestockt worden. Für 1984 wurden diese 
Mittel gegenüber dem früheren Finanzplan um 
300 Mio. DM auf 1 200 Mio. DM erhöht. Die Bun- 
desregierung hat mit dieser Entlastung der Län- 
derhaushalte einen konkreten Beitrag zur Ver- 
besserung der Ausbildungschancen der jüngen 
Generation geleistet Mit den geplanten Ansät- 
zen wird es möglich sein, im Rahmen der von 
Bund und Ländern gemeinsam festgelegten 
Zielvorstellungen die bereits begonnenen Vorha- 
ben zügig fertigzustellen und solche Vorhaben 
neu zu beginnen, die für die Funktionsfähigkeit 
der Hochschulen besonders dringlich sind. 

2. Beim Ausbau der Hochschulen wird den Fach- 
hochschulen eine hohe Priorität eingeräumt, da 
es sich in den vergangenen Jahren gezeigt hat, 
daß die Arbeitsmarktchancen vor allem der Ab- 
solventen einzelner technischer Studiengänge 
vergleichsweise besser sind als die der Absol- 
venten zahlreicher Studiengänge an wissen- 
schaftlichen Hochschulen. 

3. Die Bundesregierung wird sich in den zuständi- 
gen Bund-Länder-Gremien dafür einsetzen, die 
neugegründeten Hochschulen in ihrem Fächer- 
spektrum abzurunden und zu ergänzen, um sie 
für den Wettbewerb mit anderen Hochschulen 
sowie in ihrer Entlastungsfunktion für über- 
große Hochschulen zu stärken. Die Bundesregie- 
rung wird außerdem darauf hinwirken, die Lei- 
stungsfähigkeit der Hochschulforschung an 
Schwerpunkten und besonders in innovativen 
Bereichen durch Großgerätebeschaffungen zu 
erhöhen. 


3. Weiterentwicklung des Studienangebotes 

Beim Ausbau des Hochschulsystems in den letzten 
20 Jahren standen vor allem die quantitativen Ziel- 
setzungen im Vordergrund. Die Neustrukturierung 
des Studienangebotes ist darüber zu stark in den 
Hintergrund getreten. Gemessen an der Struktur 
der Berufswelt ist auf mittlere Sicht mit einem 
spürbaren Ungleichgewicht besonders im Verhält- 
nis der Absolventen wissenschaftlicher Hoch- 
schulen zu den entsprechenden Stellenangeboten 
des Arbeitsmarktes zu rechnen. Auch deshalb, und 
nicht nur mit Rücksicht auf die geburtenstarken 
Jahrgänge, müssen auf längere Sicht das Hoch- 
schulsystem und die Studienangebote so struktu- 
riert werden, daß die Aufgabe, auch in Zukunft vor- 
aussichtlich über 20% eines Altersjahrganges aus- 
zubilden, angemessen erfüllt werden kann. Dabei 
müssen die Hochschulen sowohl einer großen Zahl 
von Studierenden eine wissenschaftliche Ausbil- 
dung vermitteln als auch herausragende Begabun- 
gen angemessen fördern. Hieraus ergeben sich die 
folgenden Zielvorstellungen der Bundesregierung: 

Die wissenschaftlichen Hochschulen müssen die 
jetzt bestehenden Studienangebote inhaltlich und 
organisatorisch so gestalten, daß der erste berufs- 
qualifizierende Abschluß, von wenigen Studiengän- 
gen abgesehen, in vier Jahren erreicht werden 
kann, so wie die meisten Studienordnungen es auch 
vorsehen. Eine solche Begrenzung der Studienzeit 
auf in der Regel 8 Semester zuzüglich Prüfungszeit 
wird seit langem angestrebt. Den jungen Menschen 
muß rechtzeitig, jedenfalls früher als bisher die 
Übernahme beruflicher Verantwortung ermöglicht 
werden. 

Das Prüfungssystem an den Hochschulen muß so 
weiterentwickelt werden, daß es in stärkerem Maße 
als bisher nicht nur ein Beweis für erreichte Quali- 
fikationen, sondern auch schon im Laufe des Stu- 
diums ein angemessenes Mittel ?ur Eigenkontrolle 
ist. In den Studiengängen, in denen Zwischenprü- 
fungen noch nicht bestehen, sollten Zwischenprü- 
fungen oder vergleichbare Leistungskontrollen als 
Möglichkeit der Selbstkontrolle eingeführt werden. 

Die Studiengänge sind so zu gestalten, daß sie den 
Hochschulabsolventen durch die Vermittlung eines 
breiten Grundwissens möglichst vielfältige berufli- 
che Einsatzmöglichkeiten eröffnen. Eine Speziali- 
sierung, die nicht für eine allgemeine Berufsbefähi- 
gung benötigt wird, sollte künftig insbesondere im 
Postgraduiertenstudium und in der wissenschaftli- 
chen Weiterbildung ermöglicht werden. Zugleich ist 
bei der Reform des Studienangebotes der Verbesse- 
rung des Praxisbezuges besonderes Gewicht beizu- 
messen. Die Verbindung von Wissenschaft und Pra- 
xis ist für entsprechende berufliche Tätigkeitsfelder 
zu intensivieren, d. h. durch die Einführung von 
Praktika, soweit diese nützlich erscheinen und 
Plätze dafür bereitgestellt werden können. 

Mit dem weiteren Ausbau der Fachhochschulen 
muß deren eigenständiger Auftrag, in besonderem 
Maße praxis- und anwendungsbezogen auszubilden, 
gestärkt werden. Zugleich muß geklärt werden, ob 
ihr Studienangebot durch neue Kombinationen aus 
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bereits angebotenen Fachrichtungen und durch 
neue, an ihnen bisher noch nicht vertretene Fach- 
richtungen erweitert werden kann. 

Nach dem ersten berufsqualifizierenden Studienab- 
schluß steht ein weiteres systematisiertes Studien- 
angebot, das der Spezialisierung oder wissenschaft- 
lichen Vertiefung der bisherigen Ausbildung dient, 
bisher kaum zur Verfügung. Entsprechende Ange- 
bote des Postgraduiertenstudiums haben sich im 
Ausland hervorragend bewährt. Mit dem Ausbau 
der Angebote des Postgraduiertenstudiums läßt 
sich auch die angestrebte Zurückführung der Re- 
gelstudienzeit auf die im Hochschulrahmengesetz 
vorgesehene Dauer und die dafür notwendige in- 
haltliche Entlastung der Studiengänge besser errei- 
chen. Spezialisierte Lehrinhalte, die bisher noch im 
Erststudium vermittelt werden, aber nicht unbe- 
dingt für die Berufsbefähigung erforderlich sind, 
können der Postgraduiertenphase zugeordnet wer- 
den. 

Die Studienreform, deren Aufgabe vor allem die 
Weiterentwicklung der bestehenden Studiengänge 
und die Erprobung neuer Studienangebote ist, kann 
nur gelingen, wenn sie in erster Linie von den 
Hochschulen selbst getragen wird. Sie soll das Ele- 
ment des Wettbewerbs zwischen den Hochschulen 
langfristig fördern und damit zu Profilbildung und 
Leistungssteigerungen im Hochschulbereich beitra- 
gen. Gleichzeitig muß das Lehrangebot dem wissen- 
schaftlichen, technologischen und wirtschaftlichen 
Wandel ständig angepaßt werden. 

Maßnahmen 

1. Auf der Grundlage der Empfehlungen der HRG- 
Expertenkommission bereitet die Bundesregie- 
rung eine Novellierung des Hochschulrahmen- 
gesetzes mit dem Ziel vor, die rahmenrechtli- 
chen Voraussetzungen für eine Differenzierung 
des Studienangebotes und einer Rückführung 
der Studienzeiten auf die Regelstudienzeiten zu 
verbessern. 

2. Die Bundesregierung wird sich darüber hinaus 
in den zuständigen Gremien dafür einsetzen, die 
Studienzeit in den universitären Studiengängen 
auf in der Regel vier Jahre zu begrenzen. 

3. Bei den Ausbildungen, für die auch bundesrecht- 
liche Regelungen Bedeutung haben — insbeson- 
dere Medizin und Rechtswissenschaft — , wird 
die Bundesregierung auf die Verwirklichung 
vertretbarer kürzerer Studienzeiten und auf 
eine Verbesserung der Verbindung von Wissen- 
schaft und Praxis hinwirken. 

Diesen Zielen dient der von der Bundesregie- 
rung beschlossene Gesetzentwurf zur Neuord- 
nung der Juristenausbildung (Entwurf eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Deutschen 
Richtergesetzes), der sich zur Zeit in der parla- 
mentarischen Beratung befindet. Eine Verkür- 
zung der durchschnittlichen Studienzeiten wird 
sich insbesondere durch die Einführung studien- 
begleitender Leistungskontrollen unter Prü- 


fungsbedingungen ergeben, die bis zum Ende 
des vierten Semesters durchgeführt werden sol- 
len. Im Interesse einer besseren Verbindung von 
Wissenschaft und Praxis werden die Studenten 
der Rechtswissenschaften künftig während der 
vorlesungsfreien Zeit mindestens drei Monate 
lang an praktischen Studienzeiten teilnehmen. 
Während des Vorbereitungsdienstes können Re- 
ferendare bis zu vier Monate erneut studieren, 
um die in der Praxis erworbenen Kenntnisse 
und Fähigkeiten wissenschaftlich zu vertiefen. 

Die von der Bundesregierung vorgesehene Än- 
derung der Bundesärzteordnung und der Appro- 
bationsordnung für Ärzte dient dem Ziel, den 
Praxisbezug der Ausbildung zu verbessern. Die 
praktische Äusbildung im Medizinstudium ist — 
wegen der großen Zahl der Medizinstudenten — 
unzureichend, so daß die derzeit ausgebildeten 
Ärzte zwar gute theoretische Kenntnisse haben, 
nicht aber über hinreichende praktische Erfah- 
rungen und Fähigkeiten verfügen. Damit auch 
künftig die Versorgung mit qualifizierten Ärzten 
sichergestellt werden kann, soll sich an das 
sechsjährige Medizinstudium eine zweijährige 
Praxisphase anschließen. 

4. Die Erweiterung und Erprobung neuer Studien- 
angebote der Fachhochschulen und von Angebo- 
ten des Postgraduiertenstudiums wird die Bun- 
desregierung im Rahmen von Modellversuchen 
fördern. 


4. Weiterentwicklung des Zulassungsverfahrens 

Ein besonderer Aspekt der qualitativen Fragen des 
Hochschulzugangs liegt in den kommenden Jahren 
in der Gestaltung der Auswahlbedingungen für die- 
jenigen Studienfächer, in denen bundesweite Zulas- 
sungsbeschränkungen bestehen bleiben oder einge- 
führt werden müssen. In der Mehrzahl der Fälle 
wird das allgemeine Auswahlverfahren nach § 32 
des Hochschulrahmengesetzes, also die Zulassung 
nach Abiturnote und Wartezeit, genügen; hier liegt 
der Grenzwert der Abiturnote, die für eine sofortige 
Zulassung gegeben sein muß, nicht zu hoch und die 
Wartezeit bleibt in zumutbarem Rahmen. 

In den medizinischen Studiengängen ist eine Neu- 
regelung des Zulassungsverfahrens erforderlich. 
Die Bundesregierung hat an den diesbezüglichen 
Vorarbeiten der Kultusministerkonferenz beratend 
mitgewirkt. Sie hat sich insbesondere dafür ausge- 
sprochen, in dem vielfach als zu bürokratisch und 
anonym kritisierten bisherigen Zulassungsverfah- 
ren künftig auch solche Elemente vorzusehen, die 
es erlauben, praktische und soziale Erfahrungen so- 
wie die Motivation der Bewerber besonders zu be- 
rücksichtigen. Auch hat sie darauf hingewirkt, daß 
die Hochschulen in dem neuen Zulassungsverfah- 
ren ein größeres Maß an Mitverantwortung über- 
nehmen. Ein Teil der Bewerber wird künftig Gele- 
genheit haben, sich in von den einzelnen Hoch- 
schulen durchzuführenden Auswahlgesprächen 
persönlich vorzustellen. 
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Es ist vorgesehen, die Studienplätze in den medizi- 
nischen Studiengängen wie folgt zu vergeben: Bis 
zu 10% sind im wesentlichen für Härtefälle und aus- 
ländische Studienbewerber vorgesehen; 45% der 
verfügbaren Studienplätze werden über eine Kom- 
bination von Abitur und Test, 10% allein nach dem 
Testergebnis vergeben; 15% der Studienplätze wer- 
den in einem von den Hochschulen durchzuführen- 
den Auswahlgespräch und 20% nach Kriterien ei- 
ner qualifizierten Wartezeit vergeben. Über die end- 
gültige Ausgestaltung des neuen Zulassungsverfah- 
rens, das ab dem Wintersemester 1986/87 gelten 
soll, wird der Bundesgesetzgeber im Rahmen einer 
Novelle zum Hochschulrahmengesetz zu entschei- 
den haben. 


5. Sicherung der Forschung und Ausbau des 
Technologietransfers 

Die wissenschaftlichen Erkenntnisse, die im Rah- 
men der anwendungsorientierten wie der Grundla- 
genforschung der Hochschulen gewonnen werden, 
tragen ganz wesentlich zur Stärkung der Wettbe- 
werbsfähigkeit und Wirtschaftskraft der Bundesre- 
publik Deutschland und damit auch zur Sicherung 
der Arbeitsplätze bei. Aufgabe der Hochschulpolitik 
der nächsten Jahre ist es daher, die Forschung auch 
in der Phase der Belastung der Hochschulen durch 
die geburtenstarken Jahrgänge zu sichern und ihr 
die notwendigen Freiräume zur freien Entwicklung 
zu belassen. 

Gerade in der Forschung wird es in Zukunft ver- 
stärkt darauf ankommen, Schwerpunkte zu bilden, 
wie dies zur Zeit schon im Rahmen der Sonderfor- 
schungsbereiche und Schwerpunktprogramme der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft geschieht. Die 
Notwendigkeit hierfür ergibt sich sowohl aus perso- 
nellen als auch aus finanziellen und Ausstattungs- 
gründen. Schwerpunktbildungen sollten dort anset- 
zen, wo für bestimmte Forschungsgebiete bereits 
ein gutes Potential vorhanden ist. Dabei wird auch 
die Frage der regionalen Aspekte der Forschungs- 
förderung eine Rolle spielen. Schwerpunktbildung 
in der Forschung ist ein wesentliches Element zur 
Verstärkung des Wettbewerbs im Hochschulsy- 
stem. 

Eine besondere Bedeutung kommt dem Ausbau der 
Kooperation sowie des Wissens- und Technologie- 
transfers zwischen Hochschule, Wirtschaft und Ver- 
waltung zu. Die Notwendigkeit hierfür ergibt sich 
einmal aus dem Gebot, die mit erheblichem öffentli- 
chem Mittelaufwand in den Hochschulen gewonne- 
nen wissenschaftlichen Erkenntnisse außerhalb der 
Hochschulen nutzbar zu machen und das For- 
schungspotential der Hochschulen dem steigenden 
Forschungsbedarf zur Lösung wirtschaftlicher und 
öffentlicher Problemstellungen zu Öffnen. Anderer- 
seits ergibt sich die Notwendigkeit aus dem Erfor- 
dernis, Wirtschaft und Verwaltung zur Vergabe von 
mehr Forschungsaufträgen an die Hochschulen zu 
veranlassen und den Praxisbezug in Forschung und 
Lehre zu stärken. 


Neben dem eigentlichen Wissens- und Technolo- 
gietransfer hat auch der Personaltransfer von den 
Hochschulen in insbesondere mittelständische Un- 
ternehmen und in technologieorientierte Unterneh- 
mensneugründungen junger Wissenschaftler große 
Bedeutung. 

Bestehende Hindernisse bei der Zusammenarbeit 
zwischen Hochschule und Wirtschaft, seien sie ge- 
setzlicher, administrativer, tarifrechtlicher oder 
haushaltsmäßiger Art, müssen abgebaut werden. 
Auf der Grundlage der Empfehlungen der HRG- 
Expertenkommission bereitet die Bundesregierung 
eine Novellierung des Hochschulrahmengesetzes 
vor, die auch eine Änderung der die Forschung 
hemmenden Vorschriften enthalten wird. 

Die Stellensituation an den Hochschulen erfordert 
im Interesse der Forschung besondere Aufmerk- 
samkeit. Viele Stellen sind mit relativ jungen Kräf- 
ten besetzt. Der Wechsel von der Expansions- zu 
einer Konsolidierungsphase führt hier zu erhebli- 
chen Strukturproblemen. Dennoch muß hochquali- 
fizierten Nachwuchskräften auch in den kommen- 
den Jahren eine Einstellungschance geboten wer- 
den. Dies liegt nicht zuletzt im vitalen Interesse der 
Hochschulen. Anderenfalls droht die Gefahr, daß 
der Forschung neue Impulse der nachrückenden 
Forschergeneration verlorengehen, daß eine fun- 
dierte Auswahl der Leistungsbesten nicht mehr ge- 
währleistet ist und daß die Hochschulen und For- 
schungseinrichtungen ihre Aufgabe, wissenschaftli- 
chen Nachwuchs heranzubilden und wissenschaftli- 
che Spitzenleistungen zu erbringen, nicht mehr er- 
füllen können. 


Maßnahmen 

1. Die Bundesregierung wird durch eine entspre- 
chende Förderungspolitik auf eine Verstärkung 
der Schwerpunktbildung in der Forschung hin- 
wirken, wie dies zur Zeit schon im Rahmen der 
Sonderforschungsbereiche und Schwerpunkt- 
programme der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft geschieht. Schwerpunktbildung in der 
Forschung ist ein wesentliches Element zur Ver- 
stärkung des Wettbewerbs und damit der Lei- 
stungsfähigkeit des Hochschulsystems. 

2. Bund und Länder werden gemeinsam prüfen, 
welche zusätzlichen Anreize für die Einwerbung 
von Drittmitteln für die Hochschulen geschaffen 
werden können. 

3. Der Bund wird durch eine Novellierung des 
Hochschulrahmengesetzes die Voraussetzungen 
dafür schaffen, daß unter anderem durch Verrin- 
gerung des Verwaltungsaufwandes ünd mehr 
Flexibilität bei der Vergabe und Bewirtschaf- 
tung von Drittmitteln ein insgesamt forschungs- 
freundlicheres Klima entsteht. 

4. Die Bundesregierung wird im Rahmen von For- 
schungsvorhaben und Modellversuchen den wei- 
teren Ausbau der Kooperation zwischen Hoch- 
schule und Wirtschaft, insbesondere auf den Ge- 
bieten des Personaltransfers und der technolo- 
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gieorientierten Unternehmensgründungen, för- 
dern. 

5. Die Möglichkeiten für eine befristete Beschäfti- 
gung von wissenschaftlichem Personal müssen 
abgesichert und erweitert werden, damit die 
Hochschulen auch der nachwachsenden Wissen- 
schaftlergeneration die Möglichkeit zu qualifi- 
zierenden Tätigkeiten bieten können. Nachdem 
die Tarifvertragsparteien sich über eine entspre- 
chende tarifrechtliche Regelung nicht verstän- 
digt haben, wird die Bundesregierung eine bun- 
desgesetzliche Regelung anstreben, wie sie es in 
ihrem Bericht zur Förderung der Drittmittelfor- 
schung (Drucksache 10/225) angekündigt hat. 


3. Stärkung der beruflichen Weiterbildung 


3.1 Zielsetzungen der Bundesregierung 

O Durch den Ausbau und die Förderung der 
beruflichen Weiterbildung sollen jungen Men- 
schen auch über praxisorientierte, außerschuli- 
sche Bildungsmaßnahmen interessante berufli- 
che Perspektiven eröffnet und ihre beruflichen 
Aufstiegschancen verbessert werden. 

O Die berufliche Bildung muß als gleichwerti- 
ger Bildungsweg zur schulischen und akademi- 
schen Bildung anerkannt werden. Eine Voraus- 
setzung, um dies zu erreichen, ist für die Bun- 
desregierung der weitere Ausbau der berufli- 
chen Weiterbildung. 

O Die Bundesregierung erkennt die Eigenver- 
antwortlichkeit des einzelnen, die Vielfalt der 
Angebote und die Pluralität der Träger als 
Grundprinzipien der Weiterbildung an. 

O Die Angebote zum nachträglichen Erwerb 
von Schulkenntnissen, schulischen Abschlüs- 
sen und einer Ausbildung in einem anerkann- 
ten Ausbildungsberuf sind weiter auszubauen. 

O Die Hochschulen müssen sich langfristig, d. h. 
nach der Bewältigung der geburtenstarken 
Jahrgänge, in stärkerem Maße der wissen- 
schaftlichen Weiterbildung widmen. 


3.2 Leitlinien der Weiterbildungspolitik 
der Bundesregierung 


1. Ausbau der beruflichen Weiterbildung 

Angesichts der Dynamik der technischen, wirt- 
schaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung 
kann heute niemand damit rechnen, in seinem ge- 
samten Berufsleben mit dem in der Erstausbildung 
erworbenen Wissen auszukommen. Der rasche 
Wandel zwingt dazu, sich neuen Anforderungen an- 
zupassen, sich neue Bereiche des Wissens und der 
Erfahrung anzueignen und die gewohnten Wege der 
erworbenen Routine zu verlassen. Jeder einzelne 
wird daher in Zukunft in zunehmendem Maße auf 


die Angebote der beruflichen Weiterbildung ange- 
wiesen sein, um durch Fortbildung oder Umschu- 
lung den sich wandelnden beruflichen Anforderun- 
gen entsprechen zu können. Die Weiterbildung wird 
damit zu einem ebenso wichtigen Bereich des Bil- 
dungswesens wie die Erstausbildung. Die Bundes- 
regierung hält daher den zügigen Ausbau der beruf- 
lichen Weiterbildung für besonders wichtig. Bei ih- 
rer Weiterbildungspolitik wird sie sich von folgen- 
den Grundsätzen und Zielen leiten lassen: 

Die Bundesregierung geht vom Grundsatz der frei- 
willigen Teilnahme an Weiterbildungsveranstaltun- 
gen aus. Eine Teilnahmepflicht kommt nur dann in 
Betracht, wenn sie zum Schutz überragender Ge- 
meinschaftsgüter erforderlich ist. Die besonderen 
Pflichten der Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes bleiben hiervon unberührt. 

Weiterbildung wird ganz überwiegend von nicht- 
staatlichen Stellen, von Betrieben, Wirtschaftsorga- 
nisationen, Gewerkschaften, Kirchen sowie kom- 
munalen und privaten Einrichtungen durchgeführt 
und ist daher besonders stark auf Privatim ative an- 
gewiesen. Die Pluralität der Trägerschaft ist eine 
unverzichtbare Grundbedingung der Weiterbildung. 
Ein öffentliches Monopol darf es in diesem Bereich 
des Bildungswesens nicht geben. Der Vielfalt der 
unterschiedlichen Wünsche und Bedürfnisse kann 
nur durch ein entsprechend vielfältiges Weiterbil- 
dungsangebot Rechnung getragen werden. 

Eine wichtige Funktion der beruflichen Weiterbil- 
dung liegt ferner darin, zur Anerkennung der beruf- 
lichen Bildung als eines gleichertigen Bestandteiles 
des Bildungswesens beizutragen. In einem Konzept 
gleichwertiger Bildungsgänge ist die berufliche 
Weiterbildung vor allem für diejenigen, die eine 
Erstausbildung im dualen System gewählt haben, 
von zentraler Bedeutung. Die Attraktivität dieser 
Ausbildungen im Vergleich zu schulischen und aka- 
demischen Bildungsgängen hängt entscheidend von 
den Aufstiegschancen im Beruf ab, die durch die 
Angebote der beruflichen Weiterbildung verbessert 
werden können. 

Die Stärkung der praxisorientierten Fortbildung ist 
aber auch unter einem anderen Aspekt von großer 
Bedeutung. Die Arbeitslosigkeit von Hochschulab- 
solventen nimmt in immer mehr akademischen Be- 
rufen erheblich zu. Hochschulberechtigten müssen 
daher neue Ausbildungsalternativen außerhalb der 
Hochschulen angeboten werden. Diese Alternativen 
liegen auch in einer betrieblichen Ausbildung, auf 
die eine Weiterbildung aufbaut. Viele junge Men- 
schen werden auf lange akademische Erstausbil- 
dungen verzichten, wenn sie Chancen sehen, über 
den Weg der beruflichen Aus- und Weiterbildung 
berufliches Fortkommen erzielen zu können. 

Aus der zunehmenden Arbeitslosigkeit der Hoch- 
schulabsolventen ergeben sich weitere Aufgaben 
für die berufliche Weiterbildung. Jungen Menschen, 
die eine hochqualifizierte Ausbildung abgeschlos- 
sen haben, die aber in dem erlernten Beruf nicht 
mit einer Einstellung rechnen können, muß durch 
gezielte Weiterbildungsangebote zum Erwerb von 
Zusatzqualifikationen geholfen werden, die vielfach 
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als ausweglos empfundene persönliche Situation zu 
meistern. 

Weiterbildung soll gerade auch jungen Frauen da- 
bei helfen, überall dort Barrieren zu überwinden, 
wo sie aufgrund ihrer Stellung im Beruf oder aus 
ihrer Lebenslage heraus besonderen Problemen ge- 
genüberstehen. So sind z. B. Frauen, die aus familiä- 
ren Gründen einige Zeit ihre Berufstätigkeit unter- 
brochen haben, in besonderem Maße von den Ver- 
änderungen in Angebot und Struktur der Arbeits- 
plätze aufgrund der neuen Technologien betroffen. 

Um die soziale Integration und die eigenständige 
Mitwirkung junger Behinderter im sozialen und be- 
ruflichen Leben zu erleichtern, sind auch im Weiter- 
bildungsbereich mehr gemeinsame Angebote für 
Behinderte und Nichtbehinderte erforderlich. 

Eine entscheidende Voraussetzung zur Integration 
der ausländischen Mitbürger ist die Verbesserung 
ihrer schulischen und beruflichen Qualifikation. 
Durch entsprechende Weiterbildungsangebote muß 
vor allem jungen Ausländern, die ihr Berufsleben 
noch vor sich haben, Gelegenheit gegeben werden, 
ihre Sprachkenntnisse zu verbessern und Schulab- 
schlüsse nachzuholen, um so die Möglichkeiten des 
beruflichen Aufstiegs und der beruflichen Anpas- 
sung besser wahrnehmen zu können. 

Zum Ausbau der Weiterbildung als eines wichtigen 
Teils des Bildungswesens hat auch der Staat seinen 
Beitrag zu leisten. Die Bundesregierung nimmt ihre 
Verantwortung in dem ihr übertragenen Bereich 
der außerschulischen beruflichen Weiterbildung 
schwerpunktmäßig durch Ordnung der beruflichen 
Weiterbildung, durch Forschung und durch Modell- 
versuche wahr. 

Die berufliche Fortbildung und Umschulung von 
Arbeitnehmern, die bereits ins Erwerbsleben inte- 
griert sind, wird im Rahmen des Arbeitsförderungs- 
gesetzes individuell gefördert. Fortbildung oder 
Umschulung soll und kann nicht die normale Be- 
rufsausbildung ersetzen. Nach § 2 des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes haben alle Maßnahmen nach diesem 
Gesetz — also auch die individuelle Förderung — 
dazu beizutragen, daß weder Arbeitslosigkeit und 
unterwertige Beschäftigung noch ein Mangel an Ar- 
beitskräften eintreten oder fortdauern und die be- 
rufliche Beweglichkeit der Erwerbstätigen gesi- 
chert und verbessert wird. Ausschlaggebend für die 
individuelle Förderung ist also, daß die Teilnahme 
arbeitsmarktpolitisch zweckmäßig ist, das heißt, 
daß der Arbeitnehmer seine Chancen auf dem Ar- 
beitsmarkt durch die Teilnahme verbessern, erhal- 
ten oder wiederherstellen kann. 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat 1983 im Rahmen 
der individuellen Förderung der Fortbildung und 
Umschulung einschließlich des Unterhaltsgeldes 
zur Bestreitung des Lebensunterhalts während der 
Teilnahme an Weiterbildungsmaßnahmen insge- 
samt 3 034,7 Mio. DM. aufgewandt. Für 1984 sind die 
für die Förderung der beruflichen Weiterbildung be- 
reitstehenden Mittel auf rd. 3 359 Mio. DM erhöht 
worden. 


Maßnahmen zum Ausbau der beruflichen 

Weiterbildung 

1. Ordnungsmaßnahmen des Bundes in der beruf- 
lichen Weiterbildung können einen wesentli- 
chen Beitrag zur Stabilisierung und zur Erhö- 
hung der Wettbewerbsfähigkeit der beruflichen 
Bildung leisten. Der Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft wird daher seine Verantwor- 
tung beim Ausbau der beruflichen Weiterbil- 
dung durch Ausübung seiner Regelungskompe- 
tenzen nach dem Berufsbildungsgesetz dort 
wahrnehmen, wo ein Bedarf an entsprechenden 
Qualifikationen und deren bundeseinheitlicher 
Regelung besteht. Ein solcher Bedarf an staatli- 
cher Anerkennung wird im allgemeinen nur bei 
Maßnahmen der Aufstiegsfortbildung und in be- 
stimmten Fällen der beruflichen Umschulung 
vorliegen. Dabei werden die Fortbildungs- und 
Umschulungsregelungen in enger Abstimmung 
mit den Spitzen- und Fachverbänden der Wirt- 
schaft und den Gewerkschaften erarbeitet. In 
diesem Rahmen sollen staatlich anerkannte 
Fortbildungsabschlüsse vor allem im Meisterbe- 
reich sowie in wichtigen Bereichen der kauf- 
männischen und der sonstigen beruflichen Fort- 
bildung ausgebaut werden. Darüber hinaus wird 
der Bundesminister für Wirtschaft im Hand- 
werksbereich weitere Meisterprüfungsverord- 
nungen erlassen. 

2. Das berufliche Fortbildungsangebot im tertiären 
Bereich außerhalb der Hochschulen soll ausge- 
weitet werden, um Möglichkeiten für einen be- 
ruflichen Aufstieg aus der Berufspraxis zu ver- 
bessern und damit auch Abiturienten nach ein- 
schlägiger Berufserfahrung attraktive Alternati- 
ven zum Hochschulstudium zu eröffnen. Der 
Bund wird daher in enger Abstimmung mit den 
Vertretern der Berufspraxis weitere Qualifika- 
tionsmöglichkeiten entsprechender Art sowohl 
in Modellversuchen erproben als auch auf dem 
Verordnungswege staatlich anerkennen. 

3. Angesichts der Entwicklung der Qualifikations- 
anforderungen auf dem Arbeitsmarkt und im 
Beschäftigungssystem sowie im Hinblick auf die 
zur Zeit noch erforderliche Erstausbildung „über 
Bedarf“ sind Schwierigkeiten bei der ausbil- 
dungsmäßigen Beschäftigung von Fachkräften 
nicht zu vermeiden. Es muß daher auch Vor- 
sorge für eine berufliche Neuorientierung von 
Fachkräften getroffen werden. Neben den Maß- 
nahmen der traditionellen Umschulung werden 
dafür neue Angebote benötigt. Durch diese An- 
gebote soll es Arbeitslosen beziehungsweise von 
Arbeitslosigkeit bedrohten jungen Fachkräften 
ermöglicht werden, durch den Erwerb von Zu- 
satzqualifikationen ausreichende Grundlagen 
für eine neue berufliche Tätigkeit zu schaffen. 
Die Zusatzqualifikationen sollen soweit wie 
möglich die bereits erworbenen beruflichen 
Kenntnisse, Fertigkeiten und Erfahrungen der 
Berufstätigen berücksichtigen (Baukastensy- 
stem). 

4. Die Bundesregierung wird sich für den Ausbau 
und die Fortentwicklung der bestehenden Wei- 
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terbildungsangebote zum nachträglichen Er- 
werb von Schulkenntnissen, schulischen Ab- 
schlüssen und einer Berufsausbildung in einem 
anerkannten Ausbildungsberuf einsetzen. 

5. Eine besondere Notwendigkeit sieht die Bundes- 
regierung im Weiterbildungsprogramm für er- 
werbslose Jugendliche. Sie wird Programme för- 
dern, die der Eingliederung der erwerbslosen Ju- 
gendlichen ins Arbeitsleben dienen, ihre Berufs- 
fähigkeit erhalten und ihr Selbstwertgefühl stär- 
ken. 

6. Im Rahmen von Forschungsvorhaben und Mo- 
dellversuchen wird die Bundesregierung die 
Entwicklung und Erprobung von Weiterbil- 
dungsangeboten in folgenden Bereichen för- 
dern: 

— zur beruflichen Eingliederung junger Behin- 
derter, 

— zur Integration junger Ausländer in der Bun- 
desrepublik Deutschland (Sprachkurse, 
Nachholen von Schulabschlüssen, besondere 
Förderkurse zur Unterstützung der berufli- 
chen Ausbildung und Umschulung) und 

— zum Abbau beruflicher und sozialer Benach- 
teiligungen junger Frauen. 

7. Durch die Förderung von Informationshilfen 
und weiteren Serviceangeboten wird der Bund 
zur raschen Umsetzung der Arbeitsergebnisse 
von Forschungsvorhaben in der Weiterbildung 
durch die Serviceeinrichtungen beitragen. 


2. Intensivierung der wissenschaftlichen Weiterbildung 

Der Wert der Weiterbildung in einer durch techni- 
schen, ökonomischen und sozialen Wandel gekenn- 
zeichneten Zeit ist unbestritten. Leistungsfähigkeit 
und damit auch Wohlstand hängen nicht zuletzt von 
der ständigen Verbesserung der Kenntnisse, Fähig- 
keiten und Fertigkeiten der Bürger in allen Berei- 
chen beruflicher Qualifikation ab. Daher gewinnt 
auch die wissenschaftliche Weiterbildung immer 
mehr an Bedeutung. Qualifizierten Berufstätigen 
muß die Möglichkeit eröffnet werden, neueste fach- 
wissenschaftliche Erkenntnisse zu erwerben und 
dadurch ihre Position im Beruf und auf dem Ar- 
beitsmarkt zu verbessern. 

Die Bundesrepublik Deutschland verfügt im Unter- 
schied zu zahlreichen anderen Industriestaaten 
über ein sehr gut ausgebautes System der Erwach- 
senenbildung. Die Hochschulen stehen daher in der 
wissenschaftlichen Weiterbildung im Wettbewerb 
mit zahlreichen anderen Trägern. Neben den Hoch- 
schulen befassen sich vor allem Berufsverbände, 
Betriebe, Forschungsinstitute und kommerzielle 
Anbieter mit der wissenschaftlichen Weiterbildung. 
Trotz der Breite dieser Angebote ist jedoch der Be- 
darf noch keineswegs in allen Bereichen gedeckt. 
Die Hochschulen sollten sich bei ihren Angeboten 
vor allem auf die Bereiche konzentrieren, in denen 
ein quantitativ und qualitativ ausreichendes Weiter- 
bildungsangebot bisher noch nicht vorhanden ist. 


Dagegen kann ihre Aufgabe nicht darin bestehen, 
mit staatlich finanzierten Angeboten zum Nulltarif 
bestehenden Weiterbildungsangeboten Konkurrenz 
zu machen. 

Schon jetzt sollten sich die Hochschulen auf eine 
verstärkte Übernahme von Weiterbildungsauf ga- 
ben vorbereiten. Wegen der hohen Belastung durch 
die Erstausbildung der geburtenstarken Jahrgänge 
können sie diese Aufgaben in den nächsten Jahren 
jedoch nur schrittweise in Angriff nehmen. 

Das Verhältnis der wissenschaftlichen Weiterbil- 
dung zur Erstausbildung an Hochschulen muß neu 
bestimmt werden. Je weiter ausgebaut und je diffe- 
renzierter gestaltet das Weiterbildungsangebot ist, 
um so stärker wird seine Bedeutung gerade auch 
im Hinblick auf Dauer und inhaltliche Gestaltung 
der in der Bundesrepublik Deutschland zu langen 
Erstausbildung an Hochschulen sein können. 


Maßnahme 

Die Bundesregierung wird durch Modellversuche 
und Forschungsvorhaben zur Klärung der noch of- 
fenen Fragen, insbesondere der Trägerschaft, der 
Organisation, der Einbeziehung in das allgemeine 
Lehrangebot, der Mitwirkung der Hochschullehrer 
und der Kooperation mit anderen Trägern, beitra- 
gen, um den Hochschulen eine verstärkte Wahrneh- 
mung ihrer Weiterbildungsaufgabe in den 90er Jah- 
ren zu ermöglichen. 


3. Beitrag der Medien 

Die sogenannten Neuen Medien wie Video, Bildplat- 
te, Bildschirmtext, Kabel- und Satellitenfernsehen 
werden in absehbarer Zeit auch die Weiterbildungs- 
möglichkeiten erheblich verändern. Diese Medien 
erlauben es, gerade jüngere Bürger, die zu neuen 
Informationstechnologien besonders leicht Zugang 
finden, unmittelbar mit Weiterbildungsangeboten 
zu erreichen. Sie erleichtern es, die Angebote flexi- 
bel und stärker auf die Bedürfnisse, insbesondere 
die Rezeptionsbedingungen, des einzelnen abzustel- 
len. Damit kann die Entwicklung von Fähigkeiten 
individueller gefördert werden. Sie können jedoch 
nicht das Lehrpersonal ersetzen. 


Maßnahmen 

1. Die Bundesregierung befürwortet die Erprobung 
von Sendungen zur Weiterbildung in den Kabel- 
pilotprojekten. 

2. Audiovisuelle Weiterbildungsangebote im Me- 
dienverbund müssen unabhängig von den jewei- 
ligen Erstsendungen weiter genutzt werden kön- 
nen. Dazu sind Nutzungsmodelle zu entwickeln. 

3. Das Angebot an Hörfunk- und Fernsehsendun- 
gen sollte für die Weiterbildung zu Medienver- 
bundmodellen mit Bild- und Textmaterialien 
fortentwickelt werden. Der Bund wird hierzu 
Modellversuche und Forschungsvorhaben för- 
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dern. Besonders in der beruflichen Bildung kann 
das Interesse junger Menschen an Weiterbil- 
dung durch die gezielte Nutzung geeigneter 
Fernsehprogramme angeregt werden. 


4. Möglichkeiten des Fernunterrichts 

Der Fernunterricht ist in der Bundesrepublik 
Deutschland im Vergleich zu anderen Ländern ge- 
ring verbreitet. Für viele Lernwillige bietet der 
Fernunterricht aber ideale Möglichkeiten, sich un- 
abhängig von Veranstaltungszeiten und -orten wei- 
terzubilden. Diese Möglichkeiten erleichtern beson- 
ders eine Weiterbildung von Berufstätigen. 

Für mittlere und kleinere Betriebe kann der Fern- 
unterricht eine wesentliche Hilfe bei der notwendi- 
gen Weiterqualifizierung ihrer Mitarbeiter bieten. 
Bislang nutzen jedoch hauptsächlich größere Un- 
ternehmen seine Vorteile. Dabei fehlt es bei kleine- 
ren Unternehmen nicht so sehr an der Bereitschaft, 
Fernunterricht einzusetzen, als vielmehr an Infor- 
mationen über die bestehenden Möglichkeiten. 

Die Bundesregierung bemüht sich um eine stärkere 
Vertrauenswerbung für den Fernunterricht, eine 
Verbesserung des Informationsangebotes, eine In- 
tensivierung der Fernunterrichtsforschung sowie 
um die Berücksichtigung des Fernunterrichts in 
Medienverbundmodellen. Durch das Fernunter- 
richtsschutzgesetz sind die Fernlehrangebote einer 
strengen staatlichen Kontrolle unterstellt. 

Auf den Erwerb von Zusatzqualifikationen für ar- 
beitlose Lehrer zur Erschließung von Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten in der Wirtschaft zielen von 
Bund und Ländern geförderte Modellversuche wie 
das vom Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft und den Kultusministern der Länder Rhein- 
land-Pfalz und Schleswig-Holstein geförderte Fern- 
studium der Akademie für Lehrer Bad Harzburg, 
das seit September 1983 Pädagogen einschlägige 
volks- und betriebswirtschaftliche Kenntnisse ver- 
mittelt. 


4. Übergreifende bildungspolitische 
Aufgabenbereiche 

Die folgenden Kapitel des Berichtes befassen sich 
mit Fragestellungen und Aufgabenbereichen, denen 
nach Ansicht der Bundesregierung besondere bil- 
dungspolitische Bedeutung zukommt und die über 
einzelne Bildungsbereiche hinausgehen. 


4.1 Förderung besonderer Begabungen 

4.1.1 Zielsetzungen der Bundesregierung 

O Das Finden und Fördern von besonders Be- 
gabten und Befähigten soll möglichst frühzeitig 
und muß auf allen in Betracht kommenden Bil- 
dungsstufen erfolgen. Diese Bemühungen müs- 


sen begleitet und unterstützt werden durch ent- 
sprechende F orschungsanstrengungen. 

O Bei der adäquaten Förderung der intellektu- 
ellen, musischen oder praktischen Begabung 
darf die ausgewogene Entwicklung der Ge- 
samtpersönlichkeit nicht vernachlässigt wer- 
den. 

O Die Leistungswettbewerbe sollen ausgebaut 
werden, da sie sich als besonders geeignete In- 
strumente zur Findung besonders Begabter er- 
wiesen haben. 

O Gemeinsam mit den für die berufliche Bil- 
dung Verantwortlichen wird die Bundesregie- 
rung prüfen, wie die Förderung von besonders 
Begabten im Bereich der beruflichen Bildung 
ausgebaut werden kann. 

O Unabhängig von ihren Maßnahmen zur Si- 
cherung einer breiten Ausbildung auf wissen- 
schaftlichem Niveau wird die Bundesregierung 
im Hochschulbereich ihre langjährige Unter- 
stützung der bundesweit tätigen Begabtenför- 
derungswerke verstärken und ausbauen sowie 
die Förderung wissenschaftlich besonders befä- 
higter Spitzenkräfte verstärken. 

O Ihr besonderes Augenmerk wird die Bundes- 
regierung auf die Förderung des wissenschaft- 
lichen Nachwuchses richten. 


4.1.2 Leitlinien der Politik der Bundesregierung 

Jedes Gemeinwesen ist, um Herausforderungen be- 
stehen zu können, neben dem hohen Qualifikations- 
und Leistungsniveau der gesamten Bevölkerung 
immer auch auf herausragende Leistungen einzel- 
ner Gruppen und Personen angewiesen, also auf 
Menschen, die bereit und fähig sind, in den ver- 
schiedensten Bereichen der Gesellschaft Außeror- 
dentliches zu leisten. 

Hochbegabte junge Menschen bedürfen zur vollen 
Entfaltung ihrer Fähigkeiten einer besonderen För- 
derung, ohne die sie sich nicht adäquat entwickeln 
können. Eine solche Förderung beeinträchtigt die 
Bildungsmöglichkeiten anderer Kinder und Ju- 
gendlicher nicht. Sie bereitet auch keine unüber- 
windbaren praktischen Schwierigkeiten. 

Das frühzeitige Finden Hochbegabter ist Vorausset- 
zung einer rechtzeitigen und adäquaten Förderung. 
Da besondere Begabungen sich nicht auf vorher be- 
stimmbaren Entwicklungsstufen herauskristallisie- 
ren, sondern sich oft erst in einem Prozeß entwic- 
keln, in dem Erziehung, Selbsterziehung und Um- 
feld eine wichtige Rolle spielen, müssen sie in allen 
in Betracht kommenden Bildungsbereichen, in al- 
len Schichten der Bevölkerung und in allen Berufen 
gesucht werden. 

Durch materielle und immaterielle Förderung sind 
den Hochbegabten geeignete Möglichkeiten für die 
volle Entfaltung ihrer Anlagen zur Verfügung zu 
stellen. Eine solche Förderung muß immer die Ge- 
samtpersönlichkeit im Auge behalten, d. h., sie darf 
sich nicht allein auf die intellektuelle, musische 
oder praktische Begabung beschränken; sie muß 
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weitere, allgemeine Qualifikationen einbeziehen 
wie Verantwortungsbewußtsein, soziales Engage- 
ment, Einsatz für unser demokratisches Gemeinwe- 
sen, Mut zum Risiko und Fähigkeit zur Selbstkri- 
tik. 

Die Förderung der besonderen Begabungen ist in 
den vergangenen Jahren nicht immer in dem not- 
wendigen und wünschenswerten Maße erfolgt. Die 
Bundesregierung wird ihr — soweit der Verantwor- 
tungsbereich des Bundes betroffen ist — wieder 
den erforderlichen Stellenwert einräumen. Sie be- 
grüßt daher auch die Anstrengungen einzelner Län- 
der um eine verstärkte Förderung Hochbegabter. 


1. Forderung hochbegabter Kinder und Jugendlicher 

Den Leistungswettbewerben kommt bei dem Fin- 
den hochbegabter Kinder und Jugendlicher beson- 
dere Bedeutung zu: Sie ergänzen Schule und Be- 
rufsausbildung, vertiefen das Wissen und schärfen 
den Blick für fächerübergreifende Zusammenhän- 
ge. Sie fördern, insbesondere bei selbstgewählten 
Themen, eigene Initiativen und Kreativität und er- 
möglichen Leistungsvergleiche auf verschiedenen 
Ebenen. Da sie auf großes Interesse bei Schülern 
und Auszubildenden stoßen, schaffen sie die für 
Spitzenleistungen notwendige breite Basis. An Lei- 
stungswettbewerben, die vielfach von privaten In- 
itiativen getragen werden, zeigt sich, daß sich nicht 
nur der Staat, sondern alle gesellschaftlichen 
Kräfte der Aufgabe stellen können, junge Men- 
schen zur Leistung zu motivieren. 


Maßnahmen 

1. Durch Ausbau und Progagierung der bestehen- 
den und neuer Leistungswettbewerbe im Bil- 
dungswesen soll in enger Zusammenarbeit mit 
den Ländern und beteiligten Institutionen die 
besondere Leistung auch außerhalb der Schule 
angeregt und honoriert werden. Die für die För- 
derung der Wettbewerbe zur Verfügung stehen- 
den Mittel hat der Bund im Haushalt 1984 um 
400 000 DM auf insgesamt 1,6 Mio. DM erhöht. 

2. Die Bundesregierung wird vor allem durch For- 
schungsvorhaben und im Rahmen von Modell- 
versuchen die Information der Pädagogen und 
Erziehungsberatungsstellen über Identifika- 
tionsmerkmale und Probleme der Hochbegabten 
verbessern. 

3. Der Informations stand der Eltern muß auch 
durch Öffentlichkeitsarbeit verbessert werden, 
weil gut informierte Eltern auf Symptome ihrer 
hochbegabten Kinder mit mehr Verständnis rea- 
gieren und eher in der Lage sind, bestehende 
Förderangebote zu nutzen. 

4. Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten alle Initiativen und Maßnahmen 
der Länder unterstützen, die der altersgerechten 
Förderung von Spitzenbegabungen dienen. 


2. Hochbegabtenförderung im Bereich der beruflichen 
Bildung 

Die Förderung von Hochbegabten liegt in der beruf- 
lichen Bildung traditionell in den Händen der Wirt- 
schaft, die in ihren einzelnen Branchen mit unter- 
schiedlicher Intensität besondere Leistungen von 
Jugendlichen und Erwachsenen in der Berufsaus- 
bildung honoriert. In einer Zeit, in der durch den 
raschen technologischen Wandel neue Anforderun- 
gen an die Innovationsfähigkeit von Fachkräften 
aller Abschlußebenen gestellt werden, sollten aber 
auch in der beruflichen Bildung die Findungs- und 
Förderungsmaßnahmen für besonders Begabte in- 
tensiviert werden. Neben gezielten Maßnahmen des 
Findens ist hier besonders an die Förderung eines 
der beruflichen Fortbildung dienenden Auslands- 
aufenthaltes von begabten Gesellen, Meistern, 
Technikern oder Ausbildern zu denken, aber auch 
an den Ausbau von Leistungswettbewerben oder 
die Ausweitung der Förderung vielfältiger Formen 
der beruflichen Höherqualifizierung und des beruf- 
lichen Fortkommens. 


Maßnahme 

Zur Vorbereitung konkreter Maßnahmen wird die 
Bundesregierung Gespräche mit der Wirtschaft, 
insbesondere mit dem Kuratorium der Deutschen 
Wirtschaft für die Berufsbildung, aber auch mit den 
Ländern aufnehmen. 


3. Förderung besonders begabter Studenten 

Das Prinzip der Einheit von Forschung und Lehre 
bietet den deutschen Hochschulen geeignete Mög- 
lichkeiten, hochbegabten Studenten vielfältige, dif- 
ferenzierte und offene Lernmöglichkeiten anzubie- 
ten. In diesem Sinn hat der Wissenschaftsrat in sei- 
ner „Empfehlung zur Förderung besonders Befähig- 
ter“ vom Mai 1981 ausgeführt, es könne nicht 
darum gehen, in der Bundesrepublik Deutschland 
ausländische Spitzeneinrichtungen zu kopieren und 
neuartige Ausbildungseinrichtungen zu schaffen. 
Die deutschen Hochschulen bieten mit ihren spezi- 
fischen Ausprängungen eigene Wege, das ange- 
strebte Ziel zu erreichen. 

Die Bundesregierung konzentriert sich bei der För- 
derung begabter Studenten zur Zeit auf die finan- 
zielle Unterstützung der bundesweit tätigen Begab- 
tenförderungswerke. Dies sind die Studienstiftung 
des deutschen Volkes, die Begabtenförderungs- 
werke der Konrad-Adenauer-Stiftung, der Fried- 
rich-Ebert-Stiftung, der Friedrich-Naumann-Stif- 
tung und der Hanns-Seidel-Stiftung, die Hans-Böck- 
ler-Stiftung des Deutschen Gewerkschaftsbundes, 
das Evangelische Studienwerk Villigst und die bi- 
schöfliche Studienförderung Cusanus-Werk. 1984 
erhalten diese Werke vom Bundesministerium für 
Bildung und Wissenschaft für die Förderung begab- 
ter Studenten 54 Mio. DM. 

Die Werke fördern mit diesem Mitteln ca. 8 000 Stu- 
denten (das sind knapp 1 % der deutschen Studen- 
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ten an den wissenschaftlichen Hochschulen), die sie 
in Auswahlverfahren ermittelt haben. Gefördert 
werden grundsätzlich nur Studenten, die zugleich 
begabt und bedürftig sind. Die Förderung erfolgt in 
Form von Zuschüssen. 

Es zeigt sich, daß die von den Werken geförderten 
Studenten in ganz überwiegendem Maße über- 
durchschnittliche Abschlußexamen erreichen. Dies 
ist neben der strengen Auswahl auch auf die konti- 
nuierliche, individuelle Betreuung der Studenten 
durch die Werke zurückzuführen. Diese Betreuung 
durch ehrenamtlich tätige Vertrauensdozenten, ei- 
gene fachübergreifende Seminare, Sommeruniver- 
sitäten u. ä. m. hat sich als außerordentlich nützlich 
und notwendig erwiesen. Stetiger Ansporn auf der 
einen Seite und großzügige Unterstützung und Be- 
treuung auf der anderen Seite schaffen das Klima, 
in dem sich junge Spitzentalente entfalten können. 

Maßnahmen 

1. Gemeinsam mit den Werken wird die Bundesre- 
gierung Überlegungen anstellen, wie diese wis- 
senschaftlich besonders begabten und motivier- 
ten Studenten unabhängig von der materiellen 
Unterstützung intensiver gefördert werden kön- 
nen. Die ideelle Betreuung der Studenten durch 
die Werke soll nach Möglichkeit ausgeweitet 
und verbessert werden. Die Bundesregierung 
beabsichtigt, angesichts der erfolgreichen Tätig- 
keit der Werke auch in Zukunft am Grundsatz 
der Besserstellung der Stipendiaten der Werke 
gegenüber den nach dem BAföG geförderten 
Studenten festzuhalten. 

2. Die Bundesregierung hält es darüber hinaus für 
sinnvoll, gemeinsam mit den Ländern Überle- 
gungen anzustellen, wie auch besonders begabte 
Studenten, die nicht Stipendiaten der Werke 
sind, durch strukturelle Maßnahmen gezielt ge- 
fördert werden können. Zu denken ist hier nicht 
nur an ergänzende Studienangebote, sondern 
auch an Anreize für die Hochschullehrer, mehr 
für die rechtzeitige Entdeckung und optimale 
Betreuung besonders begabter Studenten zu 
tun, sowie an die verstärkte Förderung längerer 
Auslandsaufenthalte. 


4. Förderung des hochqualifizierten wissenschaftlichen 
Nachwuchses 

Die Bundesregierung wird der Förderung des wis- 
senschaftlichen Nachwuchses ihre besondere Auf- 
merksamkeit widmen, da von dieser Personen- 
gruppe am ehesten bahnbrechende Neuerungen 
und schöpferische Phantasie erwartet werden kön- 
nen. Viele Forschungsergebnisse und Anstöße für 
neue Forschungsvorhaben beruhen auf den Arbei- 
ten von Nachwuchswissenschaftlern. Nachwuchs- 
wissenschaftler werden in allen Fachrichtungen be- 
nötigt, um auch außerhalb der Hochschulen neueste 
wissenschaftliche Erkenntnisse anzuwenden und 
selbst weiterzuentwickeln. Der wissenschaftliche 
Nachwuchs trägt ganz wesentlich zu dem für die 
Wirtschaftskraft der Bundesrepublik Deutschland 


und die Sicherung der Arbeitsplätze wichtigen Wis- 
senstransfer zwischen Hochschule, Wirtschaft und 
Gesellschaft bei. Nachwuchsförderung und eine ge- 
zielte Forschungspolitik müssen sich der Förderung 
besonders qualifizierter wissenschaftlicher Nach- 
wuchskräfte annehmen. 

Nach dem Auslaufen des Graduiertenförderungsge- 
setzes 1981, für das der Bund insgesamt mehr als 
270 Mio. DM auf gewandt hat, haben die Minister- 
präsidenten der Länder sich am 15. Dezember 1983 
darauf verständigt, ab 1984 die Förderung von 
Nachwuchswissenschaftlern zur Vorbereitung auf 
die Promotion nach einheitlichen Grundsätzen 
durch Landesgesetze durchzuführen. 

Im Januar 1984 haben die Präsidenten der Wissen- 
schaftsorganisationen, Max-Planck-Gesellschaft, 
Deutsche Forschungsgemeinschaft, Westdeutsche 
Rektorenkonferenz, Arbeitsgemeinschaft der Groß- 
forschungseinrichtungen und Wissenschaftsrat, in 
einem Memorandum darauf hingewiesen, daß diese 
von den Ländern vorgesehenen Maßnahmen nicht 
die Förderung für bereits promovierte, hochqualifi- 
zierte Nachwuchswissenschaftler umfassen und die 
Bundesregierung aufgefordert, diese Lücke zu 
schließen. 

Die Begabtenförderungswerke erhalten Mittel des 
Bundes auch zur Vergabe an besonders qualifi- 
zierte Nachwuchswissenschaftler. 1984 stellt das 
Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft 
den Werken hierfür 14 Mio. DM zur Verfügung. Mit 
diesen Mitteln fördern sie knapp 1 500 Promoven- 
den, die sie gezielt auswählen und gesondert be- 
treuen. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
stellt darüber hinaus 1984 8 Mio. DM für das ge- 
meinsam mit den Ländern finanzierte Heisenberg- 
Programm zur Verfügung. Damit werden bereits 
habilitierte, besonders qualifizierte Nachwuchswis- 
senschaftler gefördert. Es hat zum wissenschaftli- 
chen Fortschritt wie zur Entspannung der Stellensi- 
tuation im Hochschulbereich beigetragen und sich 
außerordentlich bewährt. 

Die Bundesregierung hält es für sinnvoll, diese be- 
währten und vielfältigen Instrumente zur Förde- 
rung hochqualifizierter Wissenschaftler in der Bun- 
desrepublik weiter zu stärken. 


Maßnahmen 

1. Die Bundesregierung wird die Promotionsförde- 
rung der Werke intensivieren. 

2. Der Bund wird sich dafür einsetzen, das Heisen- 
berg-Programm gemeinsam mit den Ländern 
auch über 1985 hinaus fortzuführen. 

3. Die Bundesregierung wird prüfen, wie ange- 
sichts des Altersaufbaus an den Hochschulen 
auch in Zukunft qualifizierten Nachwuchswis- 
senschaftlern eine Berufsperspektive in Lehre 
und Forschung geboten werden kann. Bund und 
Länder, aber auch die Wissenschaftsorganisatio- 
nen und die in diesem Bereich engagierten Stif- 
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tungen müssen daher übelegen, ob zur Minde- 
rung der nicht zuletzt demographisch bedingten 
Strukturprobleme zwischen Wissenschaftsper- 
sonal und Wissenschaftsnachwuchs für eine be- 
grenzte Zahl von Jahren zusätzliche Stellen bzw. 
zusätzliche Förderungsmöglichkeiten zur Verfü- 
gung gestellt werden können. In diesem Zusam- 
menhang kommt dem Ergebnis der Prüfung des 
Memorandums der Wissenschaftsorganisatio- 
nen besondere Bedeutung zu. 


5. Hochbegabtenforschung 

Eine eigenständige Hochbegabtenforschung als sol- 
che existiert praktisch nicht; spezielle Forschungen 
über Hochbegabte im Hochschulbereich sind selten. 
Dies gilt sowohl für den Bereich der Grundlagenfor- 
schung als auch für die anwendungsorientierte Bil- 
dungsforschung. Ein besonderer Schwerpunkt in 
der Grundlagenforschung dürfte in der Ermittlung 
von Indikatoren für das rechtzeitige Finden von 
Hochbegabten liegen, der Schwerpunkt bei der an- 
wendungsorientierten Bildungsforschung in dem 
Entwickeln geeigneter Modelle für die Förderung 
von Hochbegabten. 


Maßnahmen 

Die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen, daß 
sich die Hochschulen vor allem mit Hilfe der Deut- 
schen Forschungsgemeinschaft verstärkt der 
Grundlagenforschung in diesem Bereich anneh- 
men. Sie wird selber entsprechende Forschungspro- 
jekte initiieren und fördern und die Ergebnisse der 
Hochbegabtenforschung im Ausland gezielt aus- 
werten lassen. 


4.2 Sicherung der Chancengerechtigkeit durch 
Ausbildungsförderung 

4.2.1 Zielsetzungen der Bundesregierung 

O Durch Ausbildungsförderung sollen junge 
Menschen aus Familien mit geringem Einkom- 
men in den Stand gesetzt werden, eine ihrer 
Begabung und Leistungsbereitschaft entspre- 
chende Ausbildung durchzuführen. 

O Die Ausbildungsförderung ist zusammen mit 
anderen direkten Leistungen sowie den ausbil- 
dungsbezogenen indirekten steuerlichen Entla- 
stungen Bestandteil des Familienlastenaus- 
gleichs. 

O Die Lage der öffentlichen Haushalte zwingt 
dazu, die verfügbaren Mittel konzentriert ein- 
zusetzen, damit die Ausbildungsförderung in 
ihrem Kern gesichert, insbesondere die Lei- 
stungen nach den gesetzlichen Maßstäben der 
Entwicklung angepaßt werden können. 

O Im System der Ausbildungsförderung sollen 
Eigenverantwortlichkeit und Anreiz zu Lei- 
stungen verstärkt an Bedeutung gewinnen. 


4.2.2 Leitlinien der Politik der Bundesregierung 

Mit den finanziellen Hilfen zu den Ausbildungsko- 
sten sichert der Staat Chancengerechtigkeit für die 
Jugendlichen unabhängig von der wirtschaftlichen 
Situation ihrer Eltern. Die Familien sollen dadurch 
wirtschaftlich in den Stand gesetzt werden, den 
Kindern eine ihrer Begabung und Leistungsbereit- 
schaft entsprechende Ausbildung zu ermöglichen. 

Um dieses Ziel zu erreichen, bedarf es einer steuer- 
lichen Entlastung und — im unteren Einkommens- 
bereich, wo sich steuerliche Maßnahmen nicht oder 
nicht hinreichend auswirken können — subsidiärer 
direkter Leistungen zugunsten der Familie, die sie 
derzeit schon nach dem Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetz (BAföG), dem Arbeitsförderungsgesetz 
und dem Bundeskindergeldgesetz erbracht werden. 
Kriterien und Struktur der indirekten Entlastung 
und der direkten Leistung müssen einander ent- 
sprechen. 

Die Verantwortung der Familie und des einzelnen 
jungen Menschen für die Bildungsentscheidung ist 
uneingeschränkt zu wahren. Die materielle Förde- 
rung wird so auszugestalten sein, daß von ihr posi- 
tive oder negative Steuerungseffekte auf die Wahl 
des konkreten Bildungsweges nicht ausgehen. 

Die Leistung der Ausbildungsförderung im Hoch- 
schulbereich in Form von Darlehen sichert eine 
verantwortliche Inanspruchnahme der Förderungs- 
mittel und bewirkt zugleich durch die Rückzahlung 
einen Beitrag zur dauerhaften Sicherung des Sy- 
stems staatlicher Ausbildungsförderung. 

Der soziale Grundgedanke der Ausbildungsförde- 
rung steht der Berücksichtigung der Leistungen 
des Auszubildenden bei ihrer Gewährung nicht ent- 
gegen; er begrenzt aber das Maß der Anforderun- 
gen. Hierin unterscheidet sich die Ausbildungsför- 
derung von der Hochbegabtenförderung. Unter 
dieser Maßgabe ist die Leistungskomponente im 
BAföG weiterzuentwickeln. 


Ausgangslage 

Die Leistungen nach dem Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetz sind wegen der schwierigen Finanz- 
situation des Bundes und der Länder in den letz- 
ten Jahren mehrfach eingeschränkt worden: Vor 
dem Regierungswechsel im Herbst 1982 durch das 
7. BAföGÄndG vom 13. Juli 1981 und das 2. Haus- 
haltsstrukturgesetz vom 22. Dezember 1981, danach 
durch das Haushaltsbegleitgesetz 1983 vom 20. De- 
zember 1982. 

Mit dem Haushaltsbegleitgesetz 1983 wurde die 
BAföG-Förderung im Tertiärbereich voll auf Darle- 
hen umgestellt und im Schulbereich auf die durch 
Ausbildungskosten besonders hoch belasteten Fa- 
milien konzentriert: Förderungsleistungen werden 
nur den notwendig auswärts untergebrachten Schü- 
lern sowie Abendschülern und Kollegiaten gewährt 
Die Förderung der zu Hause wohnenden Schüler 
wurde als Aufgabe der Länder angesehen. 
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Die Mehrzahl der Länder hat zwischenzeitlich ei- 
gene Regelungen zur Förderung von Schülern, die 
vom Elternhaus aus eine weiterführende allgemein- 
oder berufsbildende Schule besuchen, geschaffen 
oder bereitet den Erlaß entsprechender Förde- 
rungsgesetze vor. Die durch BAföG-Änderungen 
freigewordenen Landesmittel haben sie hierfür 
zum Teil eingesetzt Hinsichtlich der Höhe der Be- 
darfssätze und der Leistungsvoraussetzungen, ins- 
besondere der Anforderung an die schulischen Lei- 
stungen, stimmen die landesrechtlichen Regelun- 
gen nicht immer überein. Die Bundesregierung 
sieht die Entwicklung auf diesem Gebiet in den 
Ländern als noch nicht abgeschlossen an. Sie würde 
es begrüßen, wenn die Länder für die Schülerförde- 
rung mehr Mittel zur Verfügung stellen und die 
rechtlichen Bestimmungen einheitlicher gestalten 
würden. Sie hält es für notwendig, bundesweit eine 
ausreichende Entlastung solcher Familien zu si- 
chern, deren Kinder auch nach Vollendung der Voll- 
zeitschulpflicht vom Elternhaus aus eine weiterfüh- 
rende Schule besuchen. 


Maßnahmen 

1. Durch das 8. BAföGÄndG werden die Freibe- 
träge und Bedarfssätze zum Herbst 1984 um 4% 
angehoben und zur Verstetigung der Förde- 
rungsleistung im Herbst 1985 die Freibeträge 
noch einmal um 2%. Die Bundesregierung wird 
auch in Zukunft ihre Sorge darauf richten, die 
Förderungsleistungen nach Maßgabe des § 35 
BAföG den Veränderungen, insbesondere der 
Lebenshaltungskosten, anzupassen. 

2. Als einen notwendigen Teil der Familienförde- 
rung sieht die Bundesregierung die besondere 
Entlastung der Familien in der kostenintensiven 
Phase der Berufsausbildung in der dualen Form 
des bestehenden Familienlastenausgleichs-Sy- 
stems durch steuerliche Freibeträge und subsi- 
diäre direkte Leistungen an. Sie wird bei der 
Neuordnung und Verbesserung des Familienla- 
stenausgleichs hierzu Vorschläge vorlegen. 

3. Die Bundesregierung wird die Auswirkungen 
des von einer besonderen Studienleistung ab- 
hängigen Darlehensteilerlasses im BAföG beob- 
achten und hierüber einen Bericht vorlegen, der 
gegebenenfalls Alternativen aufzeigen wird. Die- 
ser Bericht wird zugleich eine Entscheidungsba- 
sis für die Weiterentwicklung des Leistungsge- 
dankens im Förderungsrecht sein. 

4. Zu der — im Zusammenhang mit der Umstel- 
lung der Studentenförderung auf Darlehen ge- 
stellten — Frage, ob Finanzierung, Vergabe und 
Einziehung der Darlehen ganz oder teilweise 
Banken übertragen werden können und sollen, 
wird die Bundesregierung nach sorgfältiger Er- 
hebung der maßgeblichen Daten Stellung neh- 
men. Dasselbe gilt für die weitere Frage, ob das 
soziale Förderungssystem nach dem BAföG 
analog dem Bausparen durch ein Bildungsspa- 
ren ergänzt werden sollte. 


4.3 Förderung der Fähigkeit zum Umgang 
mit den neuen Informations- und 
Kommunikationstechniken 

4.3.1 Zielsetzungen der Bundesregierung 

O Das Bildungswesen muß grundlegende 
Kenntnisse und Fertigkeiten im Umgang mit 
den Informations- und Kommunikationstechni- 
ken vermitteln, da diese neue Schlüsseltechno- 
logie Auswirkungen auf alle Lebensbereiche 
haben wird. Die Bemühungen zur Einbezie- 
hung der Informations- und Kommunikations- 
techniken in die Bildungsgänge müssen daher 
intensiv fortgesetzt werden. 

O Dabei sind sowohl absehbare Qualifikations- 
veränderungen im Beschäftigungssystem als 
auch die Auswirkungen und Nutzungsmöglich- 
keiten der Informations- und Kommunikations- 
techniken für den einzelnen innerhalb privater 
wie gesellschaftlicher Lebenszusammenhänge 
zu berücksichtigen. 

O In allen durch die neuen Techniken berühr- 
ten Berufen und Berufsfeldern müssen die 
neuen Qualifikationsanforderungen alsbald 
festgestellt und die Vermittlung entsprechen- 
der Kenntnisse und Fertigkeiten in die Ausbil- 
dungs- und Studienordnungen einbezogen wer- 
den. 

O Im Rahmen der allgemeinen und beruflichen 
Weiterbildung ist es erforderlich, geeignete An- 
gebote zu schaffen, die es allen interessierten 
Bürgern ermöglichen, sich die vielfältigen An- 
wendungsbereiche der Informations- und Kom- 
munikationstechniken zu erschließen. 


4.3.2 Leitlinien der Bundesregierung zur Förderung der 
Fähigkeit zum Umgang mit den neuen Informations- 
und Kommunikationstechniken 

Die Fähigkeit, mit modernen Informations- und 
Kommunikationstechniken umgehen zu können, 
wird angesichts der steigenden Bedeutung und zu- 
nehmenden Verbreitung dieser Techniken in vielen 
Lebens- und Arbeitsbereichen immer wichtiger. 
Der Wille, den Anteil körperlich schwerer und ge- 
sundheitsgefährdender Arbeit weiter stark abzu- 
bauen, der Übergang zu elektronischen Steuerun- 
gen in der industriellen Fertigung, das Zurechtfin- 
den in einer durch Informationsfülle gekennzeich- 
neten Umwelt, aber auch der Gestaltungswille einer 
Gesellschaft, die sich nicht dem Computer auslie- 
fern, sondern ihn sich nutzbar machen will, erfor- 
dern in allen Bereichen des Bildungswesens eine 
intensive Auseinandersetzung mit den neuen Tech- 
niken. Dies muß schon in den Schulen beginnen, 
weil nur hier die erforderliche Breitenwirkung un- 
abhängig vom späteren Ausbildungsgang erzielt 
werden kann. Die Länder haben in diesem Bereich 
bereits Beachtenswertes geleistet. Der Bundesmini- 
ster für Bildung und Wissenschaft wird die Initiati- 
ven der Länder weiterhin im Rahmen seiner Zu- 
ständigkeiten und Möglichkeiten unterstützen. 
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1. Neue Informations- 
und Kommunikationstechniken 
im allgemeinbildenden Schulwesen 

Da der Einsatz informations- und kommunikations- 
technischer Systeme in den verschiedensten Le- 
bens- und Arbeitsbereichen nach gleichen Aufbau- 
prinzipien (digitale Informationsdarstellung, Über- 
setzung realer Abläufe in ein von Maschinen aus- 
führbares Programm) erfolgt, ist eine systemati- 
sche Heranführung an diese Grundprinzipien schon 
in der Schule der sinnvollste Weg. 

Die Länder haben Anfang der 70er Jahre damit 
begonnen, das Unterrichtsfach „Informatik“ für die 
Schulen des Sekundarbereiches II, insbesondere 
für die gymnasiale Oberstufe, einzuführen und ent- 
sprechende Lehrpläne (Curricula) zu entwickeln. 
Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
hat dies von Anfang an im Rahmen der gemeinsa- 
men Bildungsplanung gefördert und seit 1971 über 
26 Mio. DM für insgesamt 54 Modell Vorhaben zur 
Verfügung gestellt. 

Das bisher geschaffene Angebot an Informatikun- 
terricht ist aber noch nicht ausreichend. Die drin- 
gend erforderliche und inzwischen von allen Seiten 
angestrebte Weiterentwicklung des Informatikun- 
terrichts hängt vor allem von den notwendigen Vor- 
aussetzungen im Hinblick auf die Lehrerbildung 
und die Rechnerausstattung der Schulen ab. Ein 
Ausbau des Informatikunterrichts setzt voraus, daß 
genügend hierfür ausgebildete Lehrer zur Verfü- 
gung stehen. Bisher gibt es in diesem Bereich der 
Lehrerausbildung ein Defizit, da Informatik nicht 
zu dem Kreis von Studiengebieten gehört, die auf 
der Grundlage von Vereinbarungen der Kultusmini- 
sterkonferenz mit dem Ziel der Prüfung für ein 
Lehramt gewählt werden können. Nur in einigen 
Ländern kann eine solche Lehrbefähigung, zumeist 
als zusätzliche Prüfung, erworben werden. 

Die Rechner aus stattung der Schulen ist zwar eben- 
falls wichtig. Sie ist aber im Vergleich zur erforder- 
lichen Lehrerausbildung und notwendigen Entwick- 
lung von Unterrichtskonzepten nicht der größte 
Engpaßfaktor. Nach den Angaben des KMK-Berich- 
tes „Zur Entwicklung des Informatikunterrichts in 
der Bundesrepublik Deutschland“ vom 6. Mai 1983, 
ist eine gewisse Mindestausstattung der Schulen 
der gymnasialen Oberstufe — bei unterschiedli- 
chem Ausstattungsgrad von Land zu Land — inzwi- 
schen gegeben. 

Das Unterrichtsangebot zum Umgang mit den 
neuen Techniken darf jedoch nicht auf das Fach 
„Informatik“ im Sekundarbereich II beschränkt 
bleiben. Vielmehr müssen bereits den Schülern des 
Sekundarbereichs I Grundqualifikationen vermit- 
telt werden. Dies erscheint vor allem deshalb dring- 
lich, weil ca. 60% eines Altersjahrgangs heute die 
allgemeinbildenden Schulen nach dem Sekundar- 
bereich I verlassen und andernfalls die Mehrheit 
der Jugendlichen keine Chance für eine systemati- 
sche Heranführung an die neuen Techniken erhal- 
ten würde. Eine solche „Grundqualifikation für alle“ 
ermöglicht später — je nach Erfordernis — die ra- 
sche Aneignung von Spezialqualifikationen. 


Maßnahmen 

1. Der Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft wird sich für die rasche Integration infor- 
mations- und kommunikationstechnischer Bil- 
dungsinhalte in die allgemeinbildende, berufli- 
che und außerschulische Ausbildung einsetzen. 
Zur Förderung entsprechender Modellversuche 
hat die Bund-Länder-Kommission für Bildungs- 
planung und Forschungsförderung einen neuen 
Förderungs Schwerpunkt festgelegt, um in allen 
Bereichen des Bildungswesens auf den bewuß- 
ten, aktiven und kritischen Umgang mit den 
neuen Informations- und Kommunikationstech- 
niken vorzubreiten. 

2. Die Bundesregierung wird sich bei der Kultus- 
ministerkonferenz dafür einsetzen, das Fach In- 
formatik in den Kreis von Studiengebieten auf- 
zunehmen, die nach den Vereinbarungen der 
Kultusministerkonferenz mit dem Ziel der Prü- 
fung für ein Lehramt gewählt werden können. 
Die Anwendung der neuen Informations- und 
Kommunikationstechniken in den jeweiligen 
Fächern sollte in die Curricula zur Lehrerbil- 
dung aufgenommen werden. 

3. Bei der zur Zeit noch bestehenden Situation im 
Bereich der Lehrerausbildung und im Hinblick 
darauf, daß in den kommenden Jahren nur be- 
schränkte Möglichkeiten für die Neueinstellung 
von Lehrern bestehen, kann eine schnelle Ver- 
besserung des Unterrichts angebotes im Fach In- 
formatik nur durch erhebliche Anstrengungen 
im Bereich der Lehrerfortbildung erreicht wer- 
den. Der Bundesminister für Forschung und 
Technologie ist bereit, den Lehrerfortbildungs- 
einrichtungen der Länder die Möglichkeit zu er- 
öffnen, die in Großforschungseinrichtungen und 
Forschungsgesellschaften vorhandenen Kapazi- 
täten zu nutzen, damit der Engpaß bei der erfor- 
derlichen Lehrerweiterbildung möglichst rasch 
beseitigt werden kann. 

4. Der Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft und der Bundesminister für Forschung 
und Technologie haben am 19. März 1984 zu ei- 
ner Gemeinschaftsaktion „Computer und Bil- 
dung“ von Bildung, Wirtschaft und Wissenschaft 
aufgerufen. Der Verband der Deutschen Maschi- 
nen- und Anlagenbauer (VdMA) und der Zen- 
tralverband der Elektrotechnischen Industrie 
(ZVEI) haben eine Fördergemeinschaft „Schule 
und elektronische Datenverarbeitung“ gegrün- 
det. Diese Fördergemeinschaft will die unter- 
stützenden Aktivitäten der Wirtschaft auf die- 
sem Gebiet erheblich verstärken. In Abstim- 
mung mit den Kultusministern der Länder wird 
die Fördergemeinschaft diese Aktivitäten dar- 
über hinaus auf eine gemeinsame Zielsetzung 
hin orientieren und koordinieren. Sie ist für den 
Beitritt und die Mitarbeit weiterer Unterneh- 
men wie auch anderer Interessierter offen. Die 
bisher beteiligten Unternehmen haben bereits 
umfangreiche Unterstützungsangebote gemacht. 
Es handelt sich dabei insbesondere um verbind- 
lich zugesagte Gerätespenden in erheblichem 
Umfang, Preisnachlässe für Schulen und um- 
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fangreiche Angebote zur Unterstützung bei der 
Fortbildung der Lehrer. Auch eine Reihe von 
Forschungseinrichtungen und Verbänden aus 
Technik, Bildung und Wissenschaft haben ihre 
Unterstützung in konkreter Form angeboten. 


2. Neue Informations- 
und Kommunikationstechniken 
in der Berufsausbildung 

Die Anwendung der modernen Informations- und 
Kommunikationstechniken in Erzeugnissen und 
Verfahren verändert in vielen beruflichen Tätig- 
keitsbereichen die Qualifikationsanforderungen. Es 
liegt daher im Interesse des einzelnen wie der Ge- 
sellschaft, daß die berufliche Bildung die nötigen 
Kenntnisse und Fähigkeiten vermittelt. 

Wegen der zunehmenden Bedeutung der neuen 
Techniken hat der Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft im Berufsbildungsbericht 1983 ein 
Modellversuchsprogramm „Neue Technologien in 
der beruflichen Bildung“ angekündigt. Es wird seit 
Beginn des Jahres 1984 mit einem Finanzvolumen 
von 20 bis 25 Mio. DM realisiert. Träger der Modell- 
versuchsvohaben sind in erster Linie Betriebe, zwi- 
schenbetriebliche Zusammenschlüsse und überbe- 
triebliche Ausbildungseinrichtungen. 

Sobald die Qualifikationsanforderungen konkret 
feststehen und für eine bundeseinheitliche Rege- 
lung hinreichend und langfristig bedeutsam er- 
scheinen, werden die Ausbildungsordnungen für be- 
troffene anerkannte Ausbildungsberufe angepaßt. 
Entsprechendes gilt für die Rahmenlehrpläne der 
Länder hinsichtlich des Fachunterrichts in den Be- 
rufsschulen. 


Maßnahmen 

1. Soweit eine genauere Bestimmung der geänder- 
ten Qualifikationsanforderungen erforderlich 
ist, wird die Bundesregierung hierzu im Rahmen 
von Forschungsprojekten beitragen. Diese Vor- 
arbeiten werden in Zusammenarbeit mit dem 
Bundesinstitut für Berufsbildung durchgeführt 

2. Im Rahmen des Modellversuchsprogramms 
„Neue Technologien in der beruflichen Bildung“ 
wird der Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft 20 bis 25 Vorhaben durchführen, als 
deren Ergebnisse übertragbare und praxisge- 
rechte Lösungsansätze zur Einführung und Ver- 
breitung der Informationstechnik in der Wirt- 
schaft auf dem Wege der Qualifizierung der Be- 
schäftigten erwartet werden. 

3. Die Bundesregierung wird die Ergebnisse ihrer 
Forschungs- und Modellvorhaben bei der steti- 
gen Weiterentwicklung der beruflichen Bildung, 
insbesondere bei der Überprüfung von Aus- und 
Fortbildungsordnungen sowie bei Anregungen 
zur Änderung von Rahmenlehrplänen, nutzbar 
machen. 


3. Informations- und Kommunikationstechniken 
in der Hochschulausbildung 

Für die Verbreitung von Kenntnissen der neuen In- 
formations- und Kommunikationstechniken und die 
Entwicklung praxisbezogener Anwendungen dieser 
Techniken ist die Ausbildung von Studenten im 
Studienfach „Informatik“ und in den technischen 
sowie naturwissenschaftlichen Fachrichtungen von 
besonderer Bedeutung. 

Die Studienbewerberzahlen für das Studium der In- 
formatik sind in den vergangenen Jahren in erheb- 
lichem Ausmaß gestiegen, eine angesichts des stei- 
genden Bedarfs erwünschte Entwicklung. Sie hat 
jedoch dazu geführt, daß der Studiengang Informa- 
tik an wissenschaftlichen Hochschulen in das bun- 
desweite Verteilungs verfahren der Zentralstelle für 
die Vergabe von Studienplätzen (ZVS) einbezogen 
werden mußte und für den Studiengang „Informa- 
tik“ an Fachhochschulen fast überall örtliche Zulas- 
sungsbeschränkungen bestehen. 

Der weiterhin starke Bewerberandrang hat inzwi- 
schen zu Erörterungen geführt, ob für den Studien- 
gang Informatik an wissenschaftlichen Hoch- 
schulen eine bundesweite Zulassungsbeschränkung 
erforderlich ist. Eine solche Maßnahme würde nicht 
zuletzt den technologiepolitischen Zielsetzungen 
der Bundesregierung entgegenlaufen. Es muß da- 
her sichergestellt werden, daß die notwendige Aus- 
bildungskapazität ohne Einbuße der Qualität von 
Forschung und Lehre — auch durch Überlastmaß- 
nahmen — bereitgestellt wird. Die Bundesregie- 
rung hat daher den Beschluß der Länder vom März 
1984 begrüßt, das Fach Informatik auch im Winter- 
semester 1984/85 im einfachen Verteilungsverfah- 
ren der ZVS, in dem jeder Bewerber einen Studien- 
platz erhält, zu belassen. Die Bundesregierung 
weist Interessenten für ein Studium der Informatik 
jedoch darauf hin, daß auch andere Studiengänge 
wie Mathematik, Natur- und Ingenieurwissenschaf- 
ten bis hin zu Wirtschaftswissenschaften in erhebli- 
chem Umfang Anteile aus dem Bereich der neuen 
Informationstechnologien enthalten. 

Über die Ausbildung in den genannten Studiengän- 
gen hinaus hält es die Bundesregierung für erfor- 
derlich daß für Studenten anderer Fachbereiche 
verstärkt Angebote zur Information über die neuen 
Techniken und zum Erwerb von Qualifikationen in 
diesem Bereich bereitgestellt werden. Auch Studen- 
ten nicht-technischer bzw. nicht-naturwissenschaft- 
licher Studiengänge müssen die Möglichkeiten ha- 
ben, die notwendigen Grundqualifikationen im Um- 
gang mit dem Computer zu erwerben. 


Maßnahme 

Die Ausstattung der Hochschulen mit EDV-Einrich- 
tungen ist in den letzten Jahren im Rahmen der 
Hochschulbauförderung als Erstausstattung von 
Neubauten und als Maßnahme der Großgerätebe- 
schaffung sowie im Rahmen der DV-Programme 
der Bundesregierung erheblich verbessert worden. 
Im Zuge der weiteren Entwicklung wird es, gerade 
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auch mit Rücksicht auf die Vermittlung der notwen- 
digen Qualifikationen im Umgang mit dem Compu- 
ter, notwendig sein, die Hochschulen in größerem 
Umfang mit Arbeitsplatzrechnern auszustatten. 


4. Informations- und Kommunikationstechniken 
in der Weiterbildung 

Da im allgemeinbildenden Schulwesen wie im Be- 
reich der beruflichen Erstausbildung noch Vorbe- 
reitungsarbeiten zu leisten sind (Lehrerausbildung, 
Ausbilderqualifizierung, Entwicklung von Unter- 
richtskonzepten, Neuordnung von Ausbildungsbe- 
rufen, Überarbeitung bestehender Ausbildungsord- 
nungen) und erfolgte Änderungen erst nach einem 
vollen Ausbildungszyklus zum Tragen kommen 
können, kommt der Weiterbildung bei der Einfüh- 
rung der neuen Technologien eine wichtige Rolle 
zu. Die bestehenden Weiterbildungsangebote zur 
Erlangung von Qualifikationen für die verschie- 
denen Anwendungsbereiche der Informations- und 
Kommunikationstechniken müssen daher weitge- 
hend ausgebaut werden. 

Zur Erhöhung der Effizienz in diesem wichtigen 
Teilbereich der beruflichen Weiterbildung hat der 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft im 
Dezember 1983 auf der Grundlage des §46 Abs. 2 
Berufsbildungsgesetz durch Rechtsverordnung den 
Fortbildungsabschluß zum Wirtschaftsinformatiker 
staatlich anerkannt und eine entsprechende Prü- 
fungsregelung getroffen. Darüber hinaus arbeitet 
das Bundesinstitut für Berufsbildung in zahlrei- 
chen Forschungsprojekten an einer Verbesserung 
der Vermittlung informationstechnischen Wissens 
an Weiterbildungsteilnehmer. 

Der Deutsche Industrie- und Handelstag (DIHT) 
hat sich in den letzten beiden Jahren auf eine Wei- 
terbildungskonzeption für Facharbeiter und Mei- 
ster in der Industrie konzentriert, die den technolo- 
gischen Wandel berücksichtigt. Inzwischen bieten 
über 50 Industrie- und Handelskammern techni- 
sche Lehrgänge auf den Gebieten Elektronik, 
Steuerungstechnik, Mikroprozessortechnik, NC- 
Technik und Kunststofftechnik an. Gemeinsames 
Merkmal dieser neuen Lehrgänge ist ein hoher An- 
teil praktischer Unterweisungen, die zu anwen- 
dungsfähigem Wissen führen. Weitere Angebote 
sollen folgen. Dazu gehören auch Programme zum 
Abbau betrieblicher Akzeptanzprobleme. 

Die inzwischen verfügbaren neuen Medien techni- 
ken können ebenfalls entscheidend dazu beitragen, 
daß durch bessere Kenntnis des Werkzeugs Compu- 
ter die Scheu vor dem Unbekanten abgebaut und 
der Umgang mit den im Beruf wie im Privatleben 
immer wichtiger werdenden Informations- und 
Kommunikationstechniken geübt wird. 

Maßnahmen 

1. Die Bundesregierung wird durch Erforschung 
der Auswirkungen moderner Techniken auf die 
Anforderungen an die Fachkräfte und durch 
Modellversuche in wichtigen Bereichen einen 


Beitrag dazu leisten, daß das Angebot entspre- 
chender, geeigneter Maßnahmen der berufli- 
chen Weiterbildung ausgebaut wird. Dabei wer- 
den die Probleme, die sich vor allem in kleineren 
und mittleren Betrieben ergeben, besonders be- 
rücksichtigt. Darüber hinaus werden die neuen 
Anforderungen in einschlägige Fortbildungsver- 
ordnungen aufgenommen. 

2. Die Bundesregierung begrüßt und fördert die 
Bemühungen deutscher Fernsehanstalten, brei- 
tenwirksame Einführungskurse in die Informa- 
tions- und Kommunikationstechniken zu ent- 
wickeln. Sie wird sich im Rahmen ihrer Möglich- 
keiten an diesem Programm im Medienverbund 
beteiligen und die Entwicklung entsprechender 
Begleitkurse in Volkshochschulen und anderen 
Weiterbildungseinrichtungeri fördern. 


4.4 Lernen und Forschen im Ausland 

4.4.1 Zielsetzungen der Bundesregierung 

O Die Bundesregierung unterstützt und fördert 
in vielfältiger Weise das Lernen und Forschen 
im Ausland. Sie tut dies in der Überzeugung, 
daß 

— der jungen Generation, die in Zukunft politi- 
sche Verantwortung übernehmen soll, durch sol- 
che Auslandskontakte die Gelegenheit geboten 
wird, einen eigenen, unmittelbaren und dauer- 
haften Beitrag zur besseren Verständigung zwi- 
schen den Völkern zu leisten. 

— gut genutzte Auslandsaufenthalte nicht nur 
zur persönlichen Bereicherung junger Men- 
schen beitragen, sondern auch zur Erweiterung 
ihrer Qualifikation und damit zur Verbesserung 
ihrer beruflichen Chancen führen. 

— der Aufenthalt insbesondere in Entwick- 
lungsländern jungen Menschen die Möglichkeit 
bietet, sich mit den besonderen Gegebenheiten 
und Problemen dieser Länder vertraut zu ma- 
chen und daher geeignet ist, sie zu späterem 
Engagement und Arbeit in den Ländern der 
Dritten Welt zu motivieren. 

— rege Kontakte und ständiger Erfahrungsaus- 
tausch mit dem Ausland — insbesondere auch 
für den gegenseitigen Wissenschaftstransfer — 
zur Erhaltung der Wettbewerbs- und Leistungs- 
fähigkeit unserer Wirtschaft unverzichtbar 
sind. 

O Die Bundesregierung hält daher ständige und 
gezielte Informationen über die verschiedenen 
Möglichkeiten des Lernens und Forschens im 
Ausland für ebenso notwendig wie eine gute 
Vorbereitung auf den Auslandsaufenthalt. Hier 
kommt den Austauschorganisationen eine be- 
sondere Bedeutung zu. 

O Die Bundesregierung wird der Förderung von 
Auslandsaufenthalten auch weiterhin hohe Prio- 
rirät einräumen. Sie wird, soweit ihr Verantwor- 
tungsbereich betroffen ist, die bewährten Sti- 
pendien- und Austauschprogramme für junge 
Menschen fortführen und ausbauen und neue 
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Initiativen ergreifen. Der gestiegenen Nachfrage 
sollte eine dynamische Entwicklung der Förde- 
rungsmittel folgen. 

O Die Bundesregierung wird sich ferner für eine 
Verbesserung der Rahmenbedingungen des 
Austausches sowie für eine Anerkennung von 
im Ausland erbrachten gleichwertigen Ausbil- 
dungs- und Prüfungsleistungen einsetzen. 


4.4.2 Leitlinien der Politik der Bundesregierung zur 

Intensivierung des Lernens und Forschens im Ausland 

Die Bundesrepublik Deutschland ist aufgrund ihrer 
geographischen, wirtschaftlichen und politischen 
Lage in besonderem Maße auf das friedliche Zu- 
sammenwirken der Völker und die weltwirtschaftli- 
che Arbeitsteilung angewiesen. Brücken zum Aus- 
land auszubauen, sie tragfähig zu halten und inten- 
siv zu nutzen, ist für die Bundesrepublik Deutsch- 
land eine Aufgabe von existentieller Bedeutung. Sie 
muß daher ein besonderes Interesse daran haben, 
daß möglichst viele ihrer Bürger zeitweise im Aus- 
land lernen, forschen, Kontakte knüpfen und Erfah- 
rungen austauschen. 

Die internationalen Begegnungen eröffnen jungen 
Menschen ein zusätzliches Feld sozialen Lernens; 
sie dienen der Sprachübung und persönlichen wie 
fachlichen Bereicherung. Durch das Verständnis 
der Lebensbedingungen und des Lebensstils der 
Menschen in anderen Ländern lernen junge Men- 
schen sich selbst und ihre eigene soziale Umgebung 
bewußter kennen. Im alltäglichen Gebrauch können 
sie sich die fremde Sprache leichter zu eigen ma- 
chen als nur im Unterricht. 

Auslandszeiten in Form von Lehrgängen, Studien, 
Praktika sowie die Forschungsaufenthalte junger 
Wissenschaftler stellen darüber hinaus eine berufli- 
che Zusatzqualifikation dar; sie bieten die Möglich- 
keit, Arbeits-, Ausbildungs- und Lebensbedingun- 
gen in anderen Staaten kennenzulernen und zur 
Weiterqualifizierung und Verwendung im eigenen 
Land zu nutzen. 

Gerade bei verschärftem Wettbewerb auf dem Ar- 
beitsmarkt kann Ausländserfahrung den Übergang 
in das Berufsleben erleichtern. Dies heißt aber 
auch, daß Wirtschaft und Öffentlicher Dienst Aus- 
ländserfahrungen stärker berücksichtigen und an- 
erkennen müssen. 

Die Bundesregierung verfolgt ihre Politik zur Inten- 
sivierung des Lernens und Forschens im Ausland 
durch eine Reihe von Stipendien- und Austausch- 
programmen. Diese umfassen 

— die Förderung der internationalen Jugendarbeit 
(einschließlich der Schüleraustauschprogram- 
me, soweit sie von der Bundesregierung geför- 
dert werden), 

— spezielle Austauschprogramme für Teilnehmer 
an der beruflichen Bildung (Auszubildende, 
Fortbildungsteilnehmer) und für junge Berufstä- 
tige, 


— Austauschprogramme für Ausbilder und son- 
stige Fachkräfte der beruflichen Bildung, 

— Förderung des Auslandsstudiums deutscher Stu- 
denten, 

— Förderung von Auslandsaufenthalten junger 
Wissenschaftler. 

Für diese Programme wandte die Bundesregierung 
im Jahre 1983 ca. 112 Mio. DM auf. In diesem Betrag 
sind 13 Mio. DM Förderungsmittel nach dem Bun- 
desausbildungsförderungsgesetz für das Auslands- 
studium deutscher Studenten enthalten. 


1. Förderung der internationalen Jugendarbeit 

Die Förderung der internationalen Jugendarbeit 
stellt einen Schwerpunkt der Jugendpolitik der 
Bundesregierung dar. Wichtigste Form der interna- 
tionalen Jugendarbeit ist der Jugend- und Schüler- 
austausch. Durch persönliche Begegnung junger 
Menschen aus verschiedenen Ländern sowie durch 
gemeinsames Lernen und Arbeiten wird die Grund- 
lage für eine bessere Kenntnis anderer Kulturen, 
Werte und Lebensweisen, für eine bessere Verstän- 
digung und für die Einsicht in die Notwendigkeit 
einer Zusammenarbeit über die Grenzen hinweg 
geschaffen. Internationale Jugendarbeit ist ein 
wichtiges Feld, auf dem sich Initiativen und Enga- 
gement von Jugendlichen, von Verbänden und 
Gruppen in vielfältigen Formen verwirklichen kön- 
nen. Sie umfaßt darüber hinaus auch den Erfah- 
rungsaustausch von Mitarbeitern und Fachleuten 
der Jugendhilfen. 

Die internationale Jugendarbeit wird — wie andere 
Bereiche auch — in den kommenden Jahren keine 
erhebliche Ausweitung der finanziellen Förderung 
durch die Bundesregierung erfahren können. Es 
wird deshalb darauf ankommen, in partnerschaftli- 
chem Zusammenwirken mit den freien Trägern 
und Verbänden die internationale Jugendarbeit auf 
das Wesentliche zu konzentrieren und der qualitati- 
ven Verbesserung des Jugendaustauschs besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen. Die Bundesregierung 
verfolgt dabei schwerpunktmäßig folgende Ziele: 

— Die Beziehungen zu den europäischen Nachbarn 
sollen weiter intensiviert werden. Gemeinsam 
mit unseren französischen Partnern ist das 
Deutsch-Französische Jugendwerk weiterzuent- 
wickeln. Besondere Aufmerksamkeit muß auch 
der Intensivierung des Austausches mit den süd- 
europäischen Ländern gelten. 

— Die jugendpolitischen Beziehungen zu den 
osteuropäischen Ländern sollen aufrechterhal- 
ten und — soweit möglich — weiter ausgebaut 
werden. 

— Der deutsch-israelische Jugendaustausch wird 
seine politische Priorität behalten. Gleichzeitig 
sollen die bestehenden Beziehungen mit den 
arabischen Staaten, insbesondere mit Ägypten, 
fortentwickelt werden. 
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— Ein besonderer Akzent liegt auf der Entwick- 
lung und Intensivierung des Jugendaustausches 
mit den Vereinigten Staaten von Amerika. Es 
gilt, das Bewußtsein für die Bedeutung der at- 
lantischen Partnerschaft auf der Grundlage ge- 
meinsamer Werte und Verpflichtungen sowie 
der historischen Verbindungen bei der Jugend 
beider Länder zu stärken. 

Maßnahmen 

1. Neben den internationalen Austauschprogram- 
men für Schüler, die von den Ländern durchge- 
führt werden, finanziert auch die Bundesregie- 
rung derartige Programme: 

— Das Auswärtige Amt fördert Schulpartner- 
schaftsprogramme für den Austausch von 
Schülern und Fremdsprachenaussistenten 
mit den USA, ferner Maßnahmen des Ju- 
gendaustausches der Gemeinden und des 
Musikrates. 

— Das Bundesministerium für Bildung und 
Wissenschaft stellt über die Studienstiftung 
des Deutschen Volkes Schülern der gymna- 
sialen Oberstufe Stipendien zum Besuch der 
United World Colleges zur Verfügung. 

— Das Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit fördert über das Deutsch- 
Französische Jugendwerk den Schüleraus- 
tausch mit Frankreich. 

Ferner haben der Deutsche Bundestag und der 
Kongreß der Vereinigten Staaten von Amerika 
für 1984 ein gemeinsames Austauschprogramm 
für Schüler und junge Berufstätige beschlossen. 

2. Im außerschulischen Bereich unterstützt die 
Bundesregierung die internationale Jugendar- 
beit vor allem im Rahmen des Bundes jugendpla- 
nes. Das Bundesministerium für Jugend, Fami- 
lie und Gesundheit fördert mit diesem Instru- 
ment insbesondere die Aktivitäten der Jugend- 
verbände und anderer zentraler Träger der Ju- 
gendarbeit. Es unterhält mit zahlreichen auslän- 
dischen Regierungen jugendpolitische Bezie- 
hungen und beteiligt sich an jugendpolitischen 
Aktivitäten auf europäischer und weltweiter 
Ebene. Eine besondere Stellung nimmt der Ju- 
gendaustausch mit Frankreich ein, der vom 
Deutsch-Französischen Jugendwerk aus Mitteln 
gefördert wird, die von der deutschen und der 
französischen Regierung zu gleichen Teilen zur 
Verfügung gestellt werden. 

3. Auf europäischer Ebene werden weiterhin die 
jugendpolitischen Aktivitäten des Europarates 
im Rahmen des Europäischen Jugendwerks, des 
Europäischen Jugendzentrums und des Ad-hoc- 
Ausschusses der Jugendexperten unterstützt. 
Für neue Initiativen im Rahmen der Europäi- 
schen Gemeinschaft zur Entwicklung eines eu- 
ropäischen Jugendaustausches wird sich die 
Bundesregierung nachhaltig einsetzen. 

4. Die Vereinten Nationen haben das Jahr 1985 
zum Internationalen Jahr der Jugend erklärt. 
Die Bundesregierung wird diese Chance nutzen, 


um ihre jugendpolitische Zusammenarbeit mit 
Ländern der Dritten Welt zu intensivieren. 


2. Austauschprogramme für Teilnehmer an der 
beruflichen Bildung (Auszubildende, 
Fortbildungsteilnehmer) und für junge Berufstätige 

Obwohl die berufliche Aus- und Weiterbildung ei- 
nen entscheidenden Beitrag zur wirtschaftlichen 
und damit auch sozialen Entwicklung der Bundes- 
republik Deutschland leistet, gibt es nur wenige 
staatliche oder private Förderungsprogramme für 
Auslandsaufenthalte in diesem Bereich. Der Man- 
gel an Austauschprogrammen ist um so bemerkens- 
werter, als die deutsche Wirtschaft auf den Einsatz 
qualifizierter deutscher Fachkräfte im Ausland bei 
der Verwirklichung ihrer Exportvorhaben dringend 
angewiesen ist. 

Wie Schüler und Studenten müssen daher auch 
Auszubildende, Fortbildungsteilnehmer und junge 
Berufstätige die Chance erhalten, durch Auslands- 
aufenthalte ihren beruflichen und sozialen Erfah- 
rungshorizont zu erweitern. Der Fremdsprachen- 
ausbildung in den Schulen, auch in Haupt- und Be- 
rufsschulen, sowie in der beruflichen Aus- und Fort- 
bildung kommt dabei eine wichtige Stützfunktion 
zu. 

Zur Zeit fördert die Bundesregierung die berufliche 
Aus- oder Fortbildung im Ausland im Rahmen fol- 
gender Programme: 

— Austauschprogramm des Bundesministeriums 
für Bildung und Wissenschaft für Auszubildende 
und junge Fortbildungsteilnehmer, insbeson- 
dere mit Frankreich, 

— Austauschprogramm des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten für 
deutsche Jugendliche mit abgeschlossener Be- 
rufsausbildung für drei- bis zwölfmonatige Aus- 
landspraktika in 17 europäischen und außereu- 
ropäischen Ländern, 

— Austauschprogramm des Bundesministeriums 
für das Post- und Fernmeldewesen für junge An- 
gehörige der deutschen Bundespost und Ange- 
hörige der amerikanischen Bundespost sowie 

— Austauschprogramme der Carl-Duisberg-Gesell- 
schaft für eine berufliche Fortbildung in Indu- 
strieländern. Diese praxisorientierten Fortbil- 
dungsmöglichkeiten für zukünftige Führungs- 
kräfte der deutschen Wirtschaft werden mit Un- 
terstützung des Auswärtigen Amtes vor allem in 
den USA angeboten, wo sich die Verbindung von 
Universitätskursen mit anschließenden Be- 
triebspraktika (work study program) bewährt 
hat. 

Das seit 1979 durchgeführte EG-Programm zur För- 
derung des Austausches junger Arbeitskräfte kann, 
beschränkt auf die Länder der Gemeinschaft, nur 
einen kleinen zusätzlichen Beitrag leisten (ca. 1 000 
Teilnehmer in allen Ländern der Gemeinschaft pro 
Jahr). 
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Maßnahmen 

1. Der Austausch von Auszubildenden und Teil- 
nehmern an der beruflichen Fortbildung zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
Frankreich soll nach den Vorstellungen des 
Bundesministers für Bildung und Wissenschaft 
verstärkt und zunächst auf Großbritannien, spä- 
ter auf weitere Länder ausgeweitet werden. Da- 
neben sollen Fortbildungsaufenthalte in der be- 
ruflichen Bildung im Ausland auch ohne Einbet- 
tung in ein Austauschprogramm gefördert wer- 
den. 

2. Um Freizügigkeit und berufliche Mobilität zu er- 
leichtern, kommt der Information über den Wert 
der in den anderen Ländern erworbenen berufs- 
qualifizierenden Abschlüsse für die Berufs- 
praxis und für die berufliche Fortbildung beson- 
dere Bedeutung zu. Die Bundesregierung unter- 
stützt die Bemühungen in der EG, diese Infor- 
mationen zu sammeln und zu verbreiten. Sie 
wird darüber hinaus prüfen, welcher Bedarf be- 
steht, mit anderen europäischen Staaten — ent- 
sprechend den zwischen Frankreich und der 
Bundesrepublik Deutschland bestehenden Ab- 
kommen und Verfahren — bilateral gleichwer- 
tige Berufsausbildungsabschlüsse gegenseitig 
anzuerkennen. Verhandlungen mit Österreich 
werden bereits geführt. 

3. Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung beabsichtigt, zur Intensivierung der 
deutsch-amerikanischen Beziehungen ein be- 
sonderes Austauschprogramm für junge Berufs- 
tätige einzurichten. 

4. Das Bundesministerium für Bildung und Wis- 
senschaft strebt an, ein gezieltes Austausch- 
oder Stipendienprogramm für die berufliche 
Weiterbildung einzurichten. Dieses Programm 
soll sich insbesondere auf die Fortbildung in zu- 
kunftsweisenden Technologien erstrecken und 
wenigstens zu einer Teilqualifizierung führen. 
Das Schwergewicht soll auf einer Fortbildung in 
den USA liegen. 

5. Im Rahmen des vom Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit finanzierten 
AS A- Programmes (für Studenten und Jungaka- 
demiker), das einen drei- bis sechsmonatigen 
Arbeits- und Studienaufenthalt in Entwicklungs- 
ländern vorsieht, können 1984 in einem Pilotpro- 
jekt erstmals auch Auslandsaufenthalte junger 
Berufstätiger aus handwerklichen Klein- und 
Mittelbetrieben gefördert werden. 

6. Zwischen dem Kongreß der Vereinigten Staaten 
von Amerika und dem Deutschen Bundestag 
wurde aus Anlaß der 300-Jahrfeier der deut- 
schen Einwanderung ein Programm für den 
Austausch von Schülern und jungen Berufstäti- 
gen beschlossen, das 1984 anläuft. Den deut- 
schen Teilnehmern wird durch ein Vollstipen- 
dium ein einjähriger Aufenthalt in den USA er- 
möglicht, wo sie in Familien leben werden. Für 
junge deutsche Berufstätige sieht das Pro- 
gramm ein einsemestriges Studium an einem 


Community College und ein halbjähriges Prakti- 
kum in einem amerikanischen Unternehmen 
vor. 


3. Austauschprogramme für Ausbilder und sonstige 
Fachkräfte der beruflichen Bildung 

Der zunehmenden wirtschaftlichen und politischen 
Verflechtung mit dem Ausland ist nicht nur in der 
Ausbildung der Jugendlichen, sondern auch in der 
Aus- und Fortbildung der Ausbilder und der Fach- 
kräfte der beruflichen Bildung Rechnung zu tragen. 
Dies gilt in besonderem Maße für die Vermittlung 
von Ausländserfahrung und die Schaffung von 
Möglichkeiten zur beruflichen Fortbildung im Aus- 
land. 

In diesem Bereich bestehende Austauschprogram- 
me des Bundesministeriums für Bildung und Wis- 
senschaft umfassen den internationalen Austausch 
von Ausbildern und sonstigen Fachkräften der be- 
ruflichen Bildung, den Austausch von Fachkräften 
der beruflichen Bildung speziell mit Israel und die 
Teilnahme von Handwerkern in der Denkmalspfle- 
ge als Fortbildungsmaßnahme im Ausbildungszen- 
trum Venedig der Europäischen Stiftung „Pro Vene- 
tia Viva“ des Eüroparates. 


Maßnahmen 

1. Die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen, 
daß sowohl den Ausbildern als auch anderen 
Fachkräften der beruflichen Bildung sowie Be- 
rufsbildungsforschern mehr Möglichkeiten er- 
öffnet werden, sich durch einen Auslandsaufent- 
halt (z. B. individuelle Fortbildung oder Teil- 
nahme an gemeinsamen Seminaren) informie- 
ren und weiterqualifizieren zu können. 

2. Das Programm des Bundesministeriums für Bil- 
dung und Wissenschaft zur Förderung von Fort- 
bildungsaufenthalten deutscher Fachkräfte der 
beruflichen Bildung im Ausland ist auszubauen. 
Die Einbeziehung weiterer Partnerstaaten, auch 
von Schwellen- und Entwicklungsländern, in 
diese Programme wird angestrebt, 

3. Die vereinbarte intensive Zusammenarbeit zwi- 
schen deutschen und israelischen Berufsbil- 
dungsexperten, in deren Rahmen israelische 
Fachkräfte der beruflichen Bildung eine Fortbil- 
dung in der Bundesrepublik erhalten, wird fort- 
gesetzt und durch Fortbildungsaufenthalte für 
deutsche Experten in Israel sowie durch jährli- 
che gemeinsame Seminare und einen intensiven 
Informationsaustausch ergänzt. 


4. Förderung des Auslandsstudiums deutscher 
Studenten 

Die Entwicklung der Zahl deutscher Studenten, die 
sich zu Studienzwecken im Ausland aufhalten, hat 
in etwa mit der Entwicklung der Gesamtzahl der 
Studenten in der Bundesrepublik Deutschland 
schrittgehalten. Bei rd. 1,1 Mio. Studenten im Jahr 
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1981 betrug die Zahl deutscher Studenten im Aus- 
land rd. 18 000; sie ist 1983 auf rd. 19 800 gestiegen. 

Eine Sonderauswertung des Statistischen Bundes- 
amtes ergab, daß von 94 000 Hochschulabsolventen 
im Prüfungsjahr 1981 allerdings nur 5,8% im Aus- 
land studiert haben. Davon waren 61% zwischen 
einem und zwölf Monaten im Ausland und 39% 
dreizehn Monate und mehr. 

Die öffentliche Diskussion über die sog. „Auslands- 
müdigkeit“ und zahlreiche Initiativen zur Förde- 
rung von Auslandsaufenthalten, insbesondere der 
einstimmige Beschluß des Deutschen Bundestages 
vom 18. Juni 1980, haben dazu geführt, daß die 
Nachfrage nach Informationen über Möglichkeiten 
des Studiums im Ausland und nach Stipendien, 
Teilstipendien und Reisebeihilfen erheblich gestie- 
gen ist Auf ein Stipendienangebot kommen im 
Durchschnitt vier Bewerber. In einer Reihe von 
Programmen ist die Zahl der Bewerber im Verhält- 
nis zur Zahl der zur Verfügung stehenden Stipen- 
dien jedoch erheblich ungünstiger. 

Das Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) 
gibt grundsätzlich jedem förderungsberechtigten 
Studenten einen Anspruch auf Förderung eines 
Teilstudiums im Ausland ohne Anrechnung auf die 
Förderungshöchstdauer und die Fristen für die Vor- 
lage von Leistungsnachweisen. 

Darüber hinaus fördert der Bundesminister für Bil- 
dung und Wissenschaft über eine Reihe von Mittler- 
organisationen — insbesondere den Deutschen 
Akademischen Austauschdienst, die Fulbright- 
Kommission und die Carl-Duisberg-Gesellschaft — 
ein breites Spektrum von Programmen für Aus- 
landsaufenthalte deutscher Studenten. Die Mittler- 
organisationen verfügen über ein hohes Maß an Er- 
fahrungen und Informationen, die von Stipendiaten 
und Nichtstipendiaten, von deutschen und ausländi- 
schen Studenten genutzt werden können. 

Die Bereitschaft, im Ausland zu studieren, war zwar 
immer vorhanden, aus einer ganzen Reihen von 
Gründen wird diese Bereitschaft aber nicht in aus- 
reichendem Umfang in die Tat umgesetzt. Die Zahl 
der Studenten mit Ausländserfahrung ist daher 
nach wie vor zu gering. Sie muß gerade bei einem 
stärkeren Zusammenwachsen Europas gesteigert 
werden. Die Gesamtstudienzeit braucht sich bei 
sorgfältiger Planung und Vorbereitung eines Aus- 
landsstudiums nicht immer zu verlängern. 

Die Bundesregierung gibt der Förderung von sinn- 
voll in das Studium eingebauten Auslandsstudien- 
zeiten Vorrang vor einem vollen Studium im Aus- 
land. Sie befindet sich mit dieser Zielsetzung im 
Einklang mit den Ländern der Europäischen Ge- 
meinschaft und des Europarates. Durch zeitlich be- 
grenzte, in das Studium eingebaute und zwischen 
den Hochschulen abgesprochene Auslandsaufent- 
halte können Probleme bei der Anerkennung von 
Zeugnissen und Studienabschlüssen vermindert be- 
ziehungsweise ganz vermieden werden. Abspra- 
chen zwischen Hochschulen sind vielfach auch ein 
Weg, um Partnerhochschulen zu veranlassen, auf 


die Erhebung von Studiengebühren zu verzichten 
oder diese zumindest zu senken. 

Austauschvereinbarungen deutscher und ausländi- 
scher Hochschulen, Partnerschaftsvereinbarungen 
zwischen den Hochschulen oder Absprachen einzel- 
ner Fachbereiche über in das Studium integrierte 
Auslandsaufenthalte sind am besten geeignet, mehr 
Studenten die Gelegenheit zu geben, einen Teil ih- 
res Studiums im Ausland zu verbringen. Die Hoch- 
schulen sind in entsprechenden Bemühungen zu er- 
mutigen und zu unterstützen. 

Vertreter von Parlamenten und Regierungen in 
Bund und Ländern befürworten ein Studium im 
Ausland mit Nachdruck. Die Bundesregierung un- 
terstützt durch Stipendien, Teilstipendien und Rei- 
sebeihilfen Studienaufenthalte und Praktika im 
Ausland, die in der Regel nicht länger als 12 Monate 
dauern sollten. Die Mittel für Stipendien wurden in 
den vergangenen Jahren erheblich erhöht. Dennoch 
bedeutet das nicht, daß Auslandsaufenthalte immer 
mit Stipendien aus öffentlichen Mitteln finanziert 
werden müssen; vielmehr sind in der Mehrzahl der 
Fälle Eigeninitiative und eigene Mittel erforder- 
lich. 

Maßnahmen 

1. die Bundesregierung wir das Programm „Inte- 
griertes Auslandsstudium“ des Deutschen Aka- 
demischen Austauschdienstes und das EG-Pro- 
gramm „Gemeinsame Studienprogramme“ ver- 
stärkt fördern. Das erfolgreiche EG-Programm 
zur Entwicklung gemeinsamer Studienprogram- 
me zwischen Hochschulen verschiedener euro- 
päischer Länder sollte in Zukunft noch mehr zur 
Mobilität von Studenten und Wissenschaftlern 
im EG-Bereich beitragen. 

2. Nach Meinung der Bundesregierung sollte die 
Zahl von Teilstipendien erhöht sowie die Infor- 
mation über Möglichkeiten, Ausländserfahrung 
zu sammeln, verbessert werden. Insbesondere 
sollten die Informations- und Vermittlungsmög- 
lichkeiten der stipendienvergebenden Organisa- 
tionen, vor allem des DAAD als Service-Einrich- 
tung, auch von Nichtstipendiaten stärker ge- 
nutzt werden. 

3. Die Programme für den Austausch von Fach- 
hochschulstudenten der Fulbright-Kommission 
(Finanzierung eines Studienjahres in den USA), 
des DAAD (Fortbildungsstipendien für Absol- 
venten von Fachhochschulen) und der Carl- 
Duisberg-Gesellschaft (sechsmonatiges Aus- 
landspraktikum in den USA oder Großbritan- 
nien für Studenten technischer Fachrichtungen) 
sollten entsprechend der hohen Nachfrage wei- 
ter ausgebaut werden. 

4. Die Bundesregierung wird sich für den Ausbau 
der praxisbezogenen Auslandsaufenthalte und 
Praktika gerade auch in Ländern der Dritten 
Welt einsetzen, da Auslandspraktika eine we- 
sentliche Bereicherung und Vertiefung der 
Fachkenntnisse und Fertigkeiten zur Vorberei- 
tung auf den späteren Beruf ermöglichen. 
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5. Die Bundesregierung wird prüfen, ob nach 
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz förde- 
rungsberechtigte Studenten dadurch verstärkt 
für ein zeitweiliges Studium im Ausland gewon- 
nen werden können, daß die auslandsbedingten 
Mehrkosten in jedem Fall als Zuschuß geleistet 
werden. 

Die Begünstigung eines Teilstudiums im Aus- 
land ist durch die Umstellung der Studentenför- 
derung auf Darlehen ab dem Wintersemester 
1983/84 grundsätzlich nicht berührt worden. 
Teilgeförderte sind allerdings insoweit betrof- 
fen, als seit dieser Änderung die monatlichen 
Forderungsbeträge bis zur Höhe von 695 DM als 
Darlehen gewährt werden, auch wenn der ermit- 
telte Gesamtbedarf durch das Auslandsstudium 
bedingte Mehraufwendungen umfaßt; erst der 
695 DM übersteigende Teil des bewilligten For- 
derungsbetrages wird als Zuschuß geleistet Die 
Bundesregierung wird die Auswirkungen dieser 
Regelung auf die Neigung der Geförderten zum 
Auslandsstudium aufmerksam beobachten. Sie 
wird danach prüfen, ob das Interesse der Geför- 
derten am Auslandsstudium verbessert werden 
kann, wenn die Förderung hinsichtlich der aus- 
landsbedingten Mehrkosten generell — auch im 
Teilförderungsbereich — als Zuschuß gegeben 
wird. 

Die Bundesregierung hält es für wichtig, daß die 
nach dem BAföG geförderten Studenten stärker 
als bisher die bestehende Möglichkeit zum Aus- 
landsstudium nutzen. Sie wird ihre Informa- 
tionsarbeit in diesem Sinne intensivieren. 

6. Die Bundesregierung prüft darüber hinaus, wie 
die Möglichkeiten eines Auslandsaufenthaltes 
von Stipendiaten der Begabtenförderungswerke 
verbessert werden können. 

7. Die Bundesregierung wird sich auch weiterhin 
— vor allem im Rahmen der EG (Beschluß der 
Bildungsminister vom 2. Juni 1983) — für eine 
großzügigere gegenseitige Anerkennung von 
Studien- und Prüfungsleistungen im Rahmen 
von Absprachen und Abkommen einsetzen. Dies 
gilt auch für den Abbau anderer Hemmnisse wie 
z. B. hoher Studiengebühren und für die Verrin- 
gerung bürokratischen Aufwandes (z. B. durch 
standardisierte mehrsprachige Zeugnisformu- 
lare im Rahmen der EG). 


5. Förderung von Auslandsaufenthalten junger 
Wissenschaftler 

Der Austausch von jungen Wissenschaftlern und 
die internationale wissenschaftliche Zusammenar- 
beit mit dem Ziel des gegenseitigen Wissenschafts- 
und Technologietransfers sind für die Bundesrepu- 
blik Deutschland von größter Bedeutung. Die Betei- 
ligung auch junger Menschen an internationalen 
Diskussionen und an wissenschaftlichen Arbeiten 
im Ausland sind notwendig, um die Forschungsar- 
beit und die wissenschaftliche Entwicklung insge- 
samt voranzubringen sowie den Anschluß an inter- 
nationale Standards zu halten. Der Bundesminister 


für Bildung und Wissenschaft fördert diese Aus- 
landsaufenthalte über den Deutschen Akademi- 
schen Austauschdienst, die Deutsche Forschungs- 
gemeinschaft, die Alexander-von-Humboldt-Stif- 
tung und die Begabtenförderungswerke. 

Ein besonders geeignetes Instrument, um dauer- 
hafte wissenschaftliche Kontakte zu knüpfen, sind 
die Hochschulpartnerschaften. Sie bieten die 
Grundlage für Kooperationsprogramme sowie für 
einen Austausch von wissenschaftlichem Nach- 
wuchs und von Gastdozenten. 

Die Bereitschaft junger Wissenschaftler, zur wis- 
senschaftlichen Weiterqualifizierung auch für län- 
gere Zeit in das Ausland zu gehen, ist sehr groß; sie 
liegt höher als bei allen anderen Zielgruppen. Aller- 
dings gilt diese Feststellung nicht in gleichem Maße 
für alle Fachrichtungen: Uneingeschränkt hoch ist 
die Motivation zum Auslandsaufenthalt bei den na- 
turwissenschaftlichen, medizinischen und einer 
Reihe von geisteswissenschaftlichen Fächern; weni- 
ger ausgeprägt ist die Auslandsneigung in den tech- 
nischen, klinisch-medizinischen, wirtschafts- und 
rechtswissenschaftlichen Fachrichtungen. 

Maßnahmen 

1. Die Bundesregierung hält das Feodor-Lynen- 
Programm der Alexander-von-Humboldt-Stif- 
tung (Forschungsaufenthalte deutscher Nach- 
wuchswissenschaftler bei ehemaligen ausländi- 
schen Humboldt-Stipendiaten) für ein besonders 
förderungswürdiges Programm, das ausgebaut 
werden sollte. 

2. Die Bundesregierung ist bemüht, den Begabten- 
förderungswerken für ihre Promotionsförde- 
rung Mittel zur Verfügung zu stellen, mit denen 
verstärkt Auslandsaufenthalte finanziert wer- 
den können. 

3. Die Bundesregierung wird Möglichkeiten prü- 
fen, wie für Nachwuchswissenschaftler die Teil- 
nahme an internationalen Fachtagungen und 
Kongressen vermehrt gefördert werden kann. 

4. Die Entwicklungsländer brauchen die Hilfe von 
Wissenschaftlern bei der Übertragung und An- 
wendung von Forschungsergebnissen. Die Bun- 
desregierung wird im Rahmen ihrer Möglichkei- 
ten den Austausch deutscher Wissenschaftler 
für diese Ziele fördern. Hier sind vor allem auch 
jüngere Wissenschaftler gefordert. 


4.5 Verbesserung der Bildungschancen von 
Mädchen und Frauen 

4.5.1 Zielsetzungen der Bundesregierung 

O Ziel der Bildungspolitik ist es, Mädchen und 
Frauen die gleichberechtigte Wahrnehmung 
der vorhandenen Angebote in allen Bildungsbe- 
reichen zu ermöglichen, um sie auf ein eigen- 
verantwortliches und partnerschaftliches Le- 
ben in Familie, Arbeitswelt und Gesellschaft 
vorzubereiten. 
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O Eine gute Berufsausbildung ist für Frauen 
ebenso wichtig wie für Männer. Die Bildungs- 
politik ist bestrebt, im Rahmen der eigenen 
Möglichkeiten, aber auch im Zusammenwirken 
mit anderen Politikbereichen, sicherzustellen, 
daß auch jungen Frauen alle Ausbildungschan- 
cen offenstehen. Die Bundesregierung wird 
weiter dazu beitragen, daß die erfolgreiche Er- 
schließung gewerblich-technischer Berufe für 
junge Frauen fortgesetzt wird. 

O Weiterbildungsangebote müssen so ausge- 
baut werden, daß Frauen solche Angebote zur 
Verbesserung ihrer Lebenslage, ihrer Auf- 
stiegschancen und zur Stärkung ihrer Sozial- 
und Bildungsposition nutzen können. Dies ist 
besonders dringlich für die Frauen, die ihre 
Ausbildung abgebrochen oder ihre Berufstätig- 
keit zeitweise aufgegeben haben. 

O Bestrebungen im Hochschul- und Wissen- 
schaftsbereich, den Anteil von Frauen beim 
wissenschaftlichen Personal zu steigern und 
ihre Beschäftigungschancen zu verbessern, 
verdienen Unterstützung. 


4.5.2 Leitlinien der Politik der Bundesregierung zur 

Verbesserung der Bildungschancen von Mädchen 
und Frauen 


1. Gleichberechtigung im Bildungswesen 

In einer Zeitspanne, die kaum eine Generation um- 
faßt, hat sich die Bildungssituation der Frauen er- 
heblich verbessert. So betrug 1980 der Anteil der 
Frauen mit Fachhochschul- und Hochschulreife an 
der 30- bis 40jährigen weiblichen Wohnbevölkerung 
nur 9,7 %, bei den 20- bis 25jährigen hingegen schon 
18 %. Der Anteil der Frauen mit Hochschulabschluß 
lag bei den 40- bis 50jährigen erwerbstätigen 
Frauen bei 3,9 %, dagegen bei den 20- bis 30jährigen 
bei 10,4 %. Diese Entwicklung setzt sich weiter fort. 

Das Bildungswesen leistet damit seinen Beitrag, es 
Frauen zu erleichtern, zwischen familiärem und be- 
ruflichem Engagement zu wählen oder beides zu 
verbinden. Das in der jüngeren Frauengeneration 
gestiegene Bildungsniveau hat zudem die Lebens- 
perspektive und die gesellschaftliche Position aller 
jungen Frauen verbessert, gleichgültig, ob sie gegen 
Entgelt, ehrenamtlich oder in Haushalt und Familie 
tätig sind. 

Ergänzend ist über ein stärkeres Angebot von Teil- 
zeitarbeitsplätzen auch die Vereinbarkeit von Beruf 
und Familienbetreuung zu verbessern und sind 
Frauen vermehrt Wege aus einem starren „entwe- 
der oder“ von Beruf und Familie zu öffnen. 

Der Beitrag der Bildungspolitik zur Sicherung der 
Zukunftschancen junger Frauen liegt darin, die 
Möglichkeiten zur Bildungsbeteiligung, insbeson- 
dere in der Berufsausbildung, weiter auszubauen. 
Dazu gehört auch, daß Gleichbehandlungsansprü- 
che der Frauen überall anerkannt und Vorurteile 
noch weiter abgebaut werden. 


2. Bildung und Ausbildung in weiterführenden Schulen 

Im Bereich der allgemeinbildenden weiterführen- 
den Schulen sind Mädchen heute gleich stark oder 
wie in den Realschulen sogar stärker vertreten als 
Jungen. Auch in den Berufsfachschulen stellen sie 
die Mehrheit der Schüler; allerdings sind sie häufig 
in solchen Berufsfachschulgängen anzutreffen, die 
noch nicht zu einem anerkannten Berufsausbil- 
dungsabschluß führen. Mädchen durchlaufen die 
allgemeinbildenden Schulen im Durchschnitt 
schneller als Jungen, da sie seltener Klassen wie- 
derholen müssen, und verlassen sie mit besseren 
Abschlußzeugnissen. 

Probleme liegen aber in der vielfach noch immer zu 
beobachtenden Distanz von Mädchen zu techni- 
schen Unterrichtsinhalten und einem entsprechend 
eingeschränkten Berufswahlverhalten. 

Angesichts der erreichten Chancengleichheit für 
Mädchen im weiterführenden Schulwesen stehen 
daher folgende bildungspolitische Zielsetzungen im 
Vordergrund: 

— Ermutigung der Mädchen zur Beschäftigung 
auch mit naturwissenschaftlich-technischen 
Lerninhalten und zu Ausbildung und Erwerbstä- 
tigkeit in diesem Bereich, 

— breitere Berufswahlvorbereitung auch im Hin- 
blick auf die Wahl eines technischen Berufes, 

— vorübergehende Ausweitung vollzeitschulischer 
Berufsausbildungsgänge mit Kammerabschluß- 
prüfung in Engpaßbereichen. Damit soll vor al- 
lem auch das Ausbildungsplatzangebot für Mäd- 
chen quantitativ und qualitativ verbreitert wer- 
den, 

— Erziehung von Mädchen und Jungen zu verant- 
wortungsbewußter Partnerschaft in intakten Fa- 
milien. 


Maßnahmen 

Die Bundesregierung kann vor allem durch Schär- 
fung des Problembewußtseins der Öffentlichkeit 
zum Abbau von Defiziten auf diesen Feldern beitra- 
gen. Sie wird darüber hinaus auch weiterhin For- 
schungs- und Modellprojekte zur Verbesserung der 
Ausbildungschancen junger Frauen fördern. Von 
erfolgreichen Modellvorhaben gehen nicht zu un- 
terschätzende Signalwirkungen auf Schülerinnen, 
ihre Eltern und Lehrer aus. 


3. Mädchen und Frauen im dualen System 

Mit Ausnahme des Zugangs zu rund 30 Ausbil- 
dungsberufen, die aufgrund geltender Arbeits- 
schutzbestimmungen von weiblichen Arbeitskräf- 
ten nicht ausgeübt werden dürfen, sind Mädchen 
und Frauen in rechtlicher Hinsicht in allen Berei- 
chen des Bildungswesens den Männern gleichge- 
stellt Ungleichgewichte und Barrieren bestehen 
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aber immer noch in den Chancen, die gleichen Zu- 
gangsrechte zu den Ausbildungsangeboten in der 
Praxis auch zu realisieren. 

Die Gründe dafür liegen in überholten Vorstellun- 
gen über Eignung und Fähigkeiten von Frauen, in 
der mangelnden Akzeptanz des in der jungen Frau- 
engeneration vorhandenen Strebens nach Verein- 
barkeit von Familie und Beruf sowie in den schwie- 
rigen ökonomischen Rahmenbedingungen. 

Bildungspolitisch ist das Hauptproblemfeld für 
Mädchen heute und auf mittlere Sicht die Berufs- 
ausbildung. Zwar nimmt die Benachteiligung der 
jungen Frauen in der Berufsausbildung seit Jahren 
kontinuierlich ab. Sie ist aber immer noch ausge- 
prägt. Mit schätzungsweise 12 % bleiben deutlich 
mehr junge Frauen ohne eine weiterführende be- 
rufliche oder allgemeine Bildung als junge Männer 
(8 %). Der Anteil junger Frauen an den Schulabgän- 
gern der allgemeinbildenden Schulen, der eine voll- 
qualifizierende duale Ausbildung durchläuft, be- 
trägt ca. 55 % (Männer: ca. 70 %). Zwar besuchen 
außerdem 24 % der jungen Frauen Berufsfachschu- 
len oder Schulen des Gesundheitswesens, davon 
aber nur ca. 11 % in vollqualifizierenden Ausbil- 
dungsgängen. Ein erheblicher Teil dieser jungen 
Frauen schließt deshalb nach dem Abschluß der er- 
sten Ausbildung eine weitere Ausbildung im dualen 
System an. 

Etwa zwei Drittel der unversorgten Bewerber um 
einen Ausbildungsplatz waren 1983 Frauen. Bei den 
im September 1983 noch als unversorgt gemeldeten 
Bewerberinnen überwogen erstmals solche mit 
mittleren Schulabschlüssen. Mädchen bewerben 
sich häufiger um einen Ausbildungsplatz, nehmen 
stärker die Dienste der Arbeitsverwaltung in An- 
spruch, stecken eher ihre Berufswünsche Schritt 
für Schritt zurück und stellen doch die Mehrheit bei 
den unversorgt gebliebenen Ausbildungsplatzbe- 
werbern und bei den jugendlichen Arbeitslosen. 

Ca. 25 % aller Ausbildungsplätze werden nur für 
Frauen angeboten. Weitere 25 % werden sowohl für 
Männer als auch für Frauen angeboten. Dabei han- 
delt es sich in der Regel um Dienstleistungsberufe. 
In diesen Dienstleistungsberufen lernen 85 % aller 
weiblichen Auszubildenden. Ein nicht unbeträchtli- 
cher Teil davon hat nur eine zweijährige Ausbil- 
dungsdauer (z. B. Verkäuferin/Erste Stufe, Arzt- 
und Apothekenhelferin, Bürogehilfin). Etwa die 
Hälfte aller Ausbildungsplätze wird jedoch nur für 
Jungen angeboten, und hierbei handelt es sich vor 
allem um Fertigungsberufe. Sie stellen 51 % aller 
Ausbildungsplätze und in ihnen werden nur 9,5 % 
der weiblichen Auszubildenden ausgebildet. 

Die Konzentration der Ausbildung von Frauen in 
relativ wenigen Berufen ist nach wie vor hoch, ver- 
mindert sich aber — wenn auch erst geringfügig. 
7,5 % aller weiblichen Auszubildenden wurden 1982 
in sogenannten „Männerberufen“ ausgebildet, d. h. 
in Berufen, die 1977 einen Anteil von weiblichen 
Auszubildenden unter 20 % hatten. 1977 lernten nur 
2 % einen „Männerberuf“. 

Die Berufswünsche der jungen Frauen betreffen 
vor allem die Warenverkaufs-, Dienstleistungs-, Or- 


ganisations-, Verwaltungs- und Büroberufe sowie 
die sozialen und die Gesundheitsberufe. In diesen 
Berufen ist überwiegend nicht die Benachteiligung 
der Mädchen das Problem, sondern die — gemessen 
an der Nachfrage — zu geringe Zahl an Ausbil- 
dungsplätzen. Dagegen bewerben sich in den ge- 
werblich-technischen Ausbildungsberufen immer 
noch relativ wenig Mädchen, wenn auch die Zahl 
der Bewerberinnen langsam zunimmt. Ein Problem 
ist hier, daß die Ausbildungsplätze — unzulässiger- 
weise — häufig nur für männliche Bewerber ausge- 
schrieben werden. 

Angesichts der heutigen Ausbildungs- und Arbeits- 
marktlage ist das Berufswahlverhalten der jungen 
Frauen zum Teil unvermeidlich, da ihnen im Be- 
reich der technischen Berufe noch nicht genügend 
Möglichkeiten geboten werden. Die Konzentration 
auf „Frauenberufe“ beinhaltet jedoch für die ein- 
zelne Frau wie für die Gesellschaft insgesamt mehr 
Nachteile als Vorteile. Die heutigen „Frauenberufe“ 
sind in der Regel inhaltlich weniger breit angelegt, 
bieten geringere Verdienstmöglichkeiten mit Folge- 
wirkungen für die soziale Sicherheit und weniger 
Aufstiegschancen; sie sind stärker von strukturel- 
len und rationalisierungsbedingter Arbeitslosigkeit 
betroffen. 

Insgesamt sind die Berufsbildungschancen junger 
Frauen somit zweifach eingeengt: Es werden ihnen 
weniger Ausbildungsplätze als Männern und zudem 
aus einem engeren Berufsspektrum angeboten. Die 
Bemühungen zur Verbesserung ihrer Ausbildungs- 
chancen müssen deshalb in beiden Bereichen an- 
setzen. 

Maßnahmen 

1. Ausgehend davon, daß junge Frauen auch wei- 
terhin überwiegend in Dienstleistungsberufe 
streben werden, muß das Ausbildungsangebot in 
diesem Bereich ausgeweitet werden. Bei der gro- 
ßen Nachfrage der jungen Frauen mit mittleren 
und höheren Schulabschlüssen fehlen insbeson- 
dere Ausbildungsplätze in qualifizierten kauf- 
männischen und verwaltenden Berufen sowie in 
den Gesundheitsberufen. Durch den Einsatz 
neuer Technologien werden sich gerade Dienst- 
leistungsberufe stark verändern. In den Ausbil- 
dungsinhalten und der Ausbildungspraxis muß 
dies heute schon vorausschauend berücksichtigt 
werden, damit die jungen Frauen eine breite 
und qualifizierte Ausbildung erhalten. 

Die Bundesregierung appelliert nachdrücklich 
an die ausbildenden Betriebe und die kommuna- 
len Spitzenverbände, auch in den nächsten Jah- 
ren im Bereich der Dienstleistungsberufe über 
den kurzfristigen Bedarf hinaus auszubilden, bis 
die hohe Nachfrage der geburtenstarken Jahr- 
gänge nachläßt. Darüber hinaus hat die Bundes- 
regierung 1983 ein einmaliges Sonderprogramm 
in Höhe von 160 Mio. DM eingerichtet, durch das 
am 30. September 1983 unversorgte Ausbil- 
dungsplatzsuchende eine Ausbildung erhalten 
sollen. In den Richtlinien dazu ist festgelegt, daß 
die Hilfe vorrangig Mädchen zugute kommen 
soll. Die Bundesregierung wird auch weiterhin 
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dafür eintreten, daß die Ausbildungschancen 
junger Frauen in dem erforderlichen Maße ver- 
bessert werden. 

2. Um das Berufswahlspektrum junger Frauen 
auszuweiten, führt die Bundesregierung das Mo- 
dellprogramm zur Erschließung gewerblich- 
technischer Berufe für Frauen durch. Die bishe- 
rigen Erfahrungen zeigen, daß diese Ausbildun- 
gen den jungen Frauen keine ungewöhnlichen 
Schwierigkeiten bereiten. Eine gewerblich-tech- 
nische Berufswahl ist für junge Frauen aber im- 
mer noch ungewöhnlich, weil sich ihre Berufs- 
wünsche zu sehr an den ihnen traditionell offen- 
stehenden Berufen und Ausbildungsplätzen 
orientieren. 

Zur Ausweitung des Berufswahlspektrums jun- 
ger Frauen sind deshalb weitere Aktivitäten not- 
wendig: Arbeitslehre als verbindliches Schul- 
fach auch für Mädchen, frühzeitig (d. h. etwa im 
7. Schuljahr) einsetzender Berufskundeunter- 
richt, der auch das Thema „gewerblich-techni- 
sche Berufe für Frauen“ behandelt, rechtzeitige 
Betriebserkundungen und mehrere Betriebs- 
praktika, auch in für Frauen untypischen Beru- 
fen. 

Notwendig ist ferner eine größere Bereitschaft 
von Ausbildungsbetrieben, gewerblich-techni- 
sche Ausbildungsplätze auch ausdrücklich jun- 
gen Frauen anzubieten. Arbeitsplatzuntersu- 
chungen im Rahmen des Modellprogramms ha- 
ben ergeben, daß die meisten Arbeitsplätze auch 
von Frauen ausgefüllt werden können. Hier muß 
noch erhebliche Überzeugungsarbeit geleistet 
werden. 


4. Ausbildung und Berufstätigkeit von Frauen 
im Hochschulbereich 

Die Anteile der Frauen an den Auszubildenden in 
dualer Ausbildung (39 %) und in Hochschulausbil- 
dung (38 %) liegen zwar ähnlich hoch. Während sich 
der Anteil der weiblichen Auszubildenden im dua- 
len System im Verlaufe des letzten Jahrzehnts je- 
doch nur leicht erhöht hat (um 3,2 %) ist er an den 
Hochschulen um über 10 % gestiegen. 

Auch in den Hochschulen werden Ausbildungsgän- 
ge, die zu technischen Berufen im weitesten Sinne 
führen, vergleichsweise selten von Frauen gewählt. 
Ihr Interesse konzentriert sich vielmehr auf Stu- 
diengänge und Berufe, die inhaltlich bestimmt sind 
durch den Umgang mit Menschen, durch „familien- 
nahe“ Anforderungen und Tätigkeiten und durch 
eine Zeit- und Organisationsstruktur, die teils tat- 
sächlich, teils scheinbar hilft, Beruf und Familie zu 
vereinbaren. Besonders in den Lehramtsstudien- 
gängen sind Frauen überdurchschnittlich vertre- 
ten. 

Angesichts der stark verengten Beschäftigungs- 
chancen im Lehrerberuf sowie generell im öffentli- 
chen Dienst kommt es darauf an, schon bei der Stu- 
dienfachwahl, aber auch im Studienverlauf, Barrie- 
ren gegenüber heute noch von Männern beherrsch- 


ten Akademikerberufen und -arbeitsfeldern abzu- 
bauen und Frauen neue Wege aufzuzeigen. 

Neben der Verbesserung und Verbreiterung von 
Studienberatung, Studienorganisation und Studien- 
inhalten stellt sich in diesem Zusammenhang auch 
das Problem der Beschäftigungschancen von 
Frauen im Hochschul- und Wissenschaftsbereich. 
Unter den Professoren sind Frauen nur selten anzu- 
treffen (knapp über 5 %); beim gesamten hauptbe- 
ruflichen wissenschaftlichen Personal an Hoch- 
schulen sind sie ebenfalls eine Minderheit (etwa 
13 %). 

Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer Mög- 
lichkeiten dazu beitragen, Frauen zur Wahl techni- 
scher Studiengänge zu ermutigen, Vorbehalte abzu- 
bauen und Beschäftigungs- und Aufstiegschancen 
zu verbessern. 


5. Weiterbildung 

Der Bereich der Weiterbildung gewinnt für Frauen 
zunehmend an Bedeutung: zum Auffrischen und Er- 
weitern allgemeiner Kenntnisse, zum Nachholen 
entsprechender Abschlüsse, zur Steigerung berufli- 
cher Qualifikationen, für den beruflichen Aufstieg 
oder zur Anpassung an die technologische Entwick- 
lung. 

Erhebungen weisen aus, daß die Beteiligung von 
Frauen mit höheren Bildungsabschlüssen an Wei- 
terbildungsmaßnahmen inzwischen ähnlich hoch 
ist wie die der Männer. Gerade in der beruflichen 
Weiterbildung sind Frauen jedoch noch unterreprä- 
sentiert. Dies hat vielfältige Gründe wie Probleme 
der finanziellen Förderung, Zeitprobleme von 
Frauen mit Familien- und Erziehungspflichten, in- 
haltlich und methodisch auf die Lernbedingungen 
von Frauen nicht genügend ausgerichtete Angebote 
in der Weiterbildung. 

Angesichts des gestiegenen Qualifikationsniveaus 
in der nachwachsenden Frauengeneration, der viel- 
fach vorhandenen Absicht, Familie und Erwerbsar- 
beit im Lebensverlauf miteinander zu vereinbaren, 
und der überproportional hohen Arbeitslosigkeit 
auch bei jüngeren Frauen sind vor allem solche 
Entwicklungen in der Weiterbildung zu fördern und 
zu unterstützen, ' 

— die der allgemeinen und beruflichen Nachquali- 
fizierung von Frauen dienen, 

— die arbeitslosen und arbeitsuchenden Frauen 
durch Qualifizierungen im naturwissenschaft- 
lich-technischen Bereich helfen, ihre Konkur- 
renzposition auf dem Arbeitsmarkt zu verbes- 
sern, 

— die den beruflichen Aufstieg oder die berufliche 
Umorientierung von Frauen erleichtern, 

— die Frauen helfen, während einer familienbe- 
dingten Unterbrechung der Erwerbstätigkeit 
den Kontakt zur Arbeitswelt zu halten, und ih- 
nen danach den Wiedereinstieg erleichtern. 
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Der Wunsch nach Vereinbarkeit von Familie und 
Erwerbsarbeit stellt zwar in erster Linie einer Her- 
ausforderung an die Beschäftigungs- und Familien- 
politik dar. Struktur, Inhalte und Organisation der 
Weiterbildungsangebote können jedoch hiervon 
nicht unberührt bleiben. Denn vielfach wird ein 
Kontakthalten zu Entwicklungen im Beruf und in 
der Arbeitswelt während einer „Berufspause“ nur 
gelingen, wenn geeignete Weiterbildungsangebote 
erreichbar sind. Vor allem nach einer langjährigen 
Berufsunterbrechung sind viele Frauen auf Qualifi- 
zierungsangebote angewiesen, die den Wiederein- 
stieg erleichtern. 

Maßnahmen 

Die Bundesregierung wird durch Forschungs- und 
Modellprojekte sowie durch Initiativen im gesell- 
schaftspolitischen Raum dazu beitragen, ein den 
Bedürfnissen von Frauen entsprechendes Weiter- 
bildungsangebot bereitzustellen. 


4.6 Bildung und Erziehung ausländischer Kinder und 
Jugendlicher 

4.6.1 Zielsetzungen der Bundesregierung 

O Die Voraussetzungen zur Integration der aus- 
ländischen Arbeitnehmer und ihrer Familien 
sind zu verbessern, gleichzeitig ist aber auch 
ihre Fähigkeit zur Rückkehr zu erhalten und 
zu stärken. Für die Eingliederung in Beruf und 
Gesellschaft in der Bundesrepublik Deutsch- 
land oder — im Falle der Rückkehr — im Her- 
kunftsland ist die berufliche Qualifikation von 
entscheidender Bedeutung. Ziel der Bildungs- 
politik ist es deshalb, im Zusammenwirken mit 
anderen Politikbereichen jungen Ausländern 
die zur beruflichen Qualifizierung erforderli- 
chen Schul- und Berufsbildungsabschlüsse zu 
ermöglichen. 

O Ausreichende Kenntnisse der deutschen 
Sprache müssen im Hinblick auf die Integra- 
tion in Deutschland und die hier erfolgende 
Ausbildung im Vordergrund stehen. Ein mut- 
tersprachlicher Unterricht ist daneben zur Er- 
haltung der Verbindung zum Kulturkreis des 
Herkunftslandes anzubieten. 

O Für Jugendliche mit Sprachschwierigkeiten 
und Bildungslücken sind geeignete Fördermaß- 
nahmen zu entwickeln, abzustimmen und in 
Zusammenarbeit mit allen beteiligten Gruppen 
und Einrichtungen anzubieten. 

O Zur Erhöhung der Information und Motiva- 
tion sind eine vertrauensbildende Elternarbeit 
und eine gezielte Bildungs- und Berufsbera- 
tung von besonderer Bedeutung. 

4.6.2 Leitlinien der Politik der Bundesregierung zur Bildung 
und Ausbildung ausländischer Kinder und Jugendlicher 

Die Ausländerpolitik der Bundesregierung zielt 

darauf ab, die seit langem hier lebenden ausländi- 


schen Arbeitnehmer und ihre Familien zu integrie- 
ren. Gleichzeitig sollen die Voraussetzungen für 
eine Rückkehr derjenigen Ausländer, die nicht in 
der Bundesrepublik Deutschland bleiben wollen, er- 
halten und verbessert werden. Die Begrenzung des 
weiteren Zuzugs, insbesondere die Beibehaltung 
des Anwerbestopps, ist ein Teil dieser Politik. Sie ist 
Voraussetzung für das Gelingen der Integration der 
hier lebenden Ausländer. 

Die Integration der ausländischen Kinder und Ju- 
gendlichen sowie die Erhaltung und Verbesserung 
ihrer Rückkehrfähigkeit bedingen nach Auffassung 
der Bundesregierung eine Eingliederung in das 
deutsche Bildungswesen. Nur so kann über die Er- 
langung eines Schulabschlusses und den Abschluß 
einer Berufsausbildung die Grundlage für eine Teil- 
nahme am sozialen und kulturellen Leben in der 
Bundesrepublik Deutschland geschaffen und ein 
chancengerechter Eintritt in die Lebens- und Ar- 
beitswelt hier oder im Herkunftsland eröffnet wer- 
den. 

Generell sollte in der Schule und auch während der 
betrieblichen Unterweisung in deutscher Sprache 
unterrichtet werden, weil der Erwerb deutscher 
Schul- und Ausbildungsabschlüsse ausreichende 
Kenntnisse der deutschen Umgangs- und Fachspra- 
che voraus setzt. Bei der Vermittlung der Bildungs- 
ziele und der Lehrstoffe hat die Muttersprache je- 
doch — soweit erforderlich — stützende Funktion. 
Darüber hinaus sollte der mutter sprachliche Unter- 
richt ergänzend als Wahlfach angeboten werden, 
um auch in sprachlicher Hinsicht günstige Voraus- 
setzungen für eine eventuelle Rückkehr in das Her- 
kunftsland zu schaffen. 


1. Bildungsangebote in Kindergarten und Schule 

Dem Besuch des Kindergartens kommt wegen der 
hier gegebenen Möglichkeit, die deutsche Sprache 
fast spielerisch und wie selbstverständlich zu ler- 
nen, besondere Bedeutung zu. Gleichzeitig bietet 
sich die natürliche Gelegenheit, das Zusammenle- 
ben mit den deutschen Kindern zu erfahren. Dabei 
lernen die ausländischen Kinder, sich sprachlich 
auszudrücken und sich in Konflikten zu behaupten. 
Allerdings soll der Kindergarten keine Vorschul- 
funktion übernehmen. Bei der Zusammenarbeit 
zwischen Kindergarten und Grundschule muß den 
Problemen und Bedürfnissen der ausländischen 
Kinder besondere Beachtung geschenkt werden. 

Die schulische Eingliederung der ausländischen 
Kinder und Jugendlichen zielt darauf ab, ihnen glei- 
che Chancen für den Erwerb eines Schulabschlus- 
ses zu eröffnen und zu sichern. Alle pädagogischen 
Modelle müssen an den Möglichkeiten und Bedürf- 
nissen der ausländischen Kinder orientiert sein. 
Die Erhaltung der Verbindung zum Kulturkreis des 
Herkunftslandes sowie das Offenhalten der Mög- 
lichkeiten zur Rückkehr in das Heimatland werden 
auch durch die Erteilung des muttersprachlichen 
Unterrichts gefördert. Dieser vermittelt neben der 
Sprache Kenntnisse über das Herkunftsland. Die- 
ser Unterricht — einschließlich einer eventuell in 
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diesem Zusammenhang zu erteilenden religiösen 
Unterweisung — darf jedoch den allgemeinen 
Zielen der deutschen Schule nicht widersprechen. 

Zur Verbesserung der schulischen Eingliederung 
und zur Sicherung einer realistischen Chance zum 
Erwerb eines schulischen Abschlusses sind ergän- 
zende Maßnahmen für die ausländischen Schüler 
vielfach unverzichtbar. Sie umfassen eine gezielte 
Vorbereitung und Förderung der ausländischen 
Schüler, vor allem im Hinblick auf das Erlernen der 
deutschen Sprache und die Überwindung fachlicher 
Defizite im allgemeinbildenden sowie im berufli- 
chen Schulwesen. Diesen Maßnahmen kommt um 
so größere Bedeutung zu, je später der Eintritt in 
die deutsche Schule erfolgte. 

Maßnahmen der Ausländerpädagogik sind von son- 
derpädagogischen Ansätzen klar abzugrenzen. 
Sprachprobleme und evtl, auch damit verknüpfte 
Schwierigkeiten bei der Eingliederung in die Klas- 
sengemeinschaft dürfen nicht vorschnell als Lern- 
behinderung qualifiziert werden. 

Diese Zielvorstellungen zum Kindergarten- und 
Schulbereich sind unumstritten. Die zu Ihrer Errei- 
chung erforderlichen Maßnahmen liegen im Kom- 
petenzbereich der Länder und Gemeinden, die 
schon seit langem vielfältige Anstrengungen zur 
Verbesserung der Integration ausländischer Kinder 
in den Kindergarten- und Schulbereich unterneh- 
men. 


2. Berufliche Bildung 

Eine berufliche Ausbildung ist die entscheidende 
Voraussetzung für die berufliche und soziale Ein- 
gliederung in das berufliche Fortkommen junger 
Ausländer in der Bundesrepublik Deutschland. Sie 
bietet darüber hinaus für eine spätere Rückkehr in 
das Heimatland eine günstige Ausgangsposition. 

Eine besondere Bedeutung kommt der Ausbil- 
dungsmotivierung und der intensiven Berufswahl- 
vorbereitung junger Ausländer zu, in die auch die 
Eltern einzubeziehen sind. Berufsberater müssen in 
der Lage sein, rückkehrwilligen ausländischen Ju- 
gendlichen ein entsprechendes Beratungsangebot 
machen zu können. 

Die Berufsbildung kann auf die im allgemeinbilden- 
den Schulwesen zu vermittelnde Berufsreife nicht 
verzichten und entsprechende Mängel nur in sehr 
begrenztem Umfang ausgleichen. Eine möglichst 
frühzeitige Eingliederung in die deutsche Schul- 
laufbahn ist daher anzustreben. Soweit ausländer- 
spezifische schulische Berufsvorbereitungsange- 
bote nicht oder nicht ausreichend zur Verfügung 
stehen, sind außerschulische Berufsvorbereitungs- 
maßnahmen anzubieten, um noch bestehende 
Sprach- und Bildungslücken zu schließen. 

Für alle ausländischen Jugendlichen, die spät oder 
erst mit Beginn der Berufsschulpflicht in deutsche 
Schulen eintreten (Späteinsteiger), hängen Auf- 
nahme und Erfolg einer Berufsausbildung wesent- 
lich von der Sicherung eines ausreichenden Berufs- 


schulunterrichts einschließlich notwendiger Förder- 
maßnahmen ab. 

In Berufsschulen mit hohem Ausländeranteil kön- 
nen kleine Lerngruppen, Förderkurse und die Ge- 
währung individueller Hilfen den Lernerfolg in dem 
für das Erreichen des Ausbildungszieles erforderli- 
chen Maße verbessern. Auch an Berufsschulen sol- 
len reine Ausländerklassen nach Möglichkeit ver- 
mieden werden. 

Die Chancen ausländischer Jugendlicher auf dem 
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt können nur dann 
verbessert werden, wenn die beruflichen Schulen 
und die Wirtschaft ständig und umfassend Zusam- 
menarbeiten. Dabei fällt den Ausbildungsbetrieben 
aller Bereiche eine tragende Rolle zu. Trotz der 
besonderen Anforderungen sollten sie verstärkt 
auch ausländische Jugendliche ausbilden. Eine ge- 
zielte Vorbereitung hierauf hat sich bewährt. Durch 
das Angebot von ausbildungsbegleitenden Förder- 
maßnahmen kann insbesondere Klein- und Mittel- 
betrieben geholfen werden, während der Ausbil- 
dung auftretende Schwierigkeiten auszugleichen. 

Maßnahmen 

1. Ausgehend von der Bildungs- und Ausbildungs- 
situation junger Ausländer hat die Bundesregie- 
rung ein ergänzendes, in sich zusammenhängen- 
des Förderangebot für den Bereich der Berufs- 
vorbereitung und der Berufsausbildung entwik- 
kelt. Es enthält folgende Maßnahmen: 

— Intensivsprachkurse vor allem für spät ein- 
gereiste junge Ausländer. In den drei- bis 
sechsmonatigen Sprachkursen sollen dieser 
Zielgruppe Grundkenntnisse der deutschen 
Sprache vermittelt werden (1983: 11 000 Teil- 
nehmer); 

— die gemeinsam von der Bundesanstalt für Ar- 
beit, dem Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung und den Arbeits- und Sozialres- 
sorts der Länder finanzierten „Maßnahmen 
zur Berufsvorbereitung und sozialen Einglie- 
derung junger Ausländer (MBSE)“. Ziel- 
gruppe dieses Programms sind ausländische 
Jugendliche, die in der Bundesrepublik 
Deutschland keinen Schulabschluß erreicht 
haben bzw. spät eingereiste ausländische Ju- 
gendliche, sofern sie — z. B. durch den Be- 
such von Intensivsprachkursen — über Min- 
destkenntnisse der deutschen Sprache verfü- 
gen. In einer einjährigen Vollzeitmaßnahme 
sollen die Jugendlichen durch praktische Be- 
ruf svorbereitung in mehreren Berufsfeldern 
sowie durch die Vermittlung von Sprach- und 
Allgemeinbildungskenntnissen vor allem an 
anerkannte Berufsbildungslehrgänge heran- 
geführt werden (z. Z. cä. 6 500 Teilnehmer) 
und 

— Anschlußangebote der Berufsausbildung. 
Hierzu sollen das Benachteiligtenprogramm 
(vgl. Kapitel IV. 4.7) sowie Erfahrungen aus 
der Modellversuchsreihe des Bundesmini- 
sters für Bildung und Wissenschaft beitra- 
gen. 
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Dieses Förderangebot ist inzwischen mit Erfolg 
eingesetzt worden und wird daher auch in Zu- 
kunft angeboten. Hinzu kommen die Integra- 
tionsangebote der Bundesanstalt für Arbeit, die 
gerade für arbeitslose ausländische Jugendliche 
im vergangenen Jahr erheblich ausgebaut wur- 
den. 

2. Die Bundesregierung finanziert derzeit ein Mo- 
dellversuchsprogramm zur Förderung der Aus- 
bildung junger Ausländer. Hauptziel ist es, ge- 
meinsam mit den Betrieben und kompetenten 
Trägern konkrete Beispiele zu entwickeln und 
in der Ausbildungspraxis zu erproben. Dadurch 
sollen für junge Ausländer mit Sprachschwierig- 
keiten und daraus resultierenden Lernlücken 
mehr betriebliche Ausbildungsplätze erschlos- 
sen werden. 

Modellbeispiele sind bereits erarbeitet worden 
zur Motivation der ausländischen Jugendlichen, 
zur erforderlichen ausbildungsbegleitenden För- 
derung, zur sozialpädagogischen Begleitung, zur 
Fortbildung der Ausbilder und der Sozialpäd- 
agogen sowie zur Kooperation von Betrieben, 
vor allem von Mittel- und Kleinbetrieben. 

3. Jungen Ausländern mit erheblichen Sprach- 
schwierigkeiten und Lernlücken, die den Anfor- 
derungen einer betrieblichen Ausbildung noch 
nicht gewachsen sind, bietet das Benachteilig- 
tenprogramm des Bundes zunächst die Möglich- 
keit einer Ausbildung in überbetrieblichen Ein- 
richtungen. Durch eine intensive Förderung soll 
der Übergang in die betriebliche Ausbildung er- 
möglicht werden. 

Ein besonderes Gewicht für die berufliche Quali- 
fizierung von Ausländern kommt den ausbil- 
dungsbegleitenden Hilfen zu. Durch diese Maß- 
nahmen sollen vor allem im Bereich der Klein- 
und Mittelbetriebe Ausbildungsplätze für aus- 
ländische Jugendliche erschlossen werden, die 
noch Sprachschwierigkeiten und Bildungslük- 
ken aufweisen. Damit können auch erste Ergeb- 
nisse des Modellversuchsprogramms bereits mit 
breiter Wirkung umgesetzt werden. Diese Maß- 
nahmen, die den Jugendlichen die Möglichkeit 
zu einer erfolgreichen Ausbildung geben, sind 
von den Jugendlichen und von der Wirtschaft 
gut angenommen worden. Sie haben sich somit 
als eine wichtige Ergänzung des dualen Systems 
erwiesen. 

In beiden Programmen werden derzeit 4 500 
junge Ausländer (3 500 im Benachteiligtenpro- 
gramm und 1 000 in den Modellversuchen) aus- 
gebildet. 

3. Lehreraus- und -fortbildung 

Angesichts der gestiegenen Zahl ausländischer 
Schüler ist die Ausländerpädagogik ein wichtiger 
Gegenstand der Lehreraus- und -fortbildung. Da die 
Ausländerpädagogik erst in den letzten Jahren Be- 
standteil der Lehrerausbildung wurde, ist der Fort- 
bildungsbedarf in diesem Bereich besonders groß. 
Der Mehrzahl der heute tätigen Lehrer können die 
erforderlichen Kenntnisse deshalb nur im Rahmen 
einer raschen und intensiven Lehrerfortbildung 


vermittelt werden. Ausländerpädagogik sollte daher 
ein Schwerpunkt der Fortbildungsprogramme der 
Länder bleiben. 

Deutsche Lehrer, die aus dem Auslandsschuldienst 
zurückkehren, sollten so eingesetzt werden, daß sie 
ihre Erfahrungen in die schulische Arbeit mit aus- 
ländischen Kindern und Jugendlichen einbringen 
können. 

Dem Ziel, deutschen Lehrern zu helfen, besser auf 
die Bedürfnisse ausländischer Kinder einzugehen, 
dient ein von allen Ländern getragener Modellver- 
such im Medienverbund, dessen Gesamtleitung 
beim Institut für Film und Bild in Wissenschaft und 
Unterricht, München, liegt. Auf Anregung des Bun- 
desministeriums für Bildung und Wissenschaft 
wird mit Förderung aller Länder ein weiterer Mo- 
dellversuch von diesem Institut durchgeführt, der 
sich an ausländische Lehrer wendet, die ausländi- 
sche Kinder in Deutschland unterrichten. Sie sollen 
mit dem deutschen Schulsystem vertraut gemacht 
und in die Lage versetzt werden, zusammen mit 
deutschen Lehrern zu unterrichten. 

4. Studium 

Die in der Bundesrepublik Deutschland lebenden 
ausländischen Kinder und Jugendlichen sollen die 
Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten in unserem 
Land voll wahrnehmen können. Dies gilt uneinge- 
schränkt auch für den Hochschulbereich. 

Im Hinblick auf das Studium der ausländischen 
Studienbewerber mit deutscher Hochschulzugangs- 
berechtigung verfolgt die Bundesregierung das Ziel, 
Nachteile beim Zugang zum Hochschulstudium und 
bei der Zulassung in sulassungsbeschränkten Stu- 
diengängen sowie bei der Vergabe von Stipendien 
abzubauen. 

Maßnahmen 

1. Die Bundesregierung wird sich gegenüber der 
Kultusministerkonferenz und der Zentralstelle 
für die Vergabe von Studienplätzen dafür einset- 
zen, daß die Chancen der jungen Ausländer mit 
deutscher Hochschulzugangsberechtigung, ins- 
besondere bei der Zulassung in zulassungs- 
beschränkten Studiengängen mit Auswahlver- 
fahren, verbessert und daß bei der Weiterent- 
wicklung der Zulassungsregelungen den Zielset- 
zungen der Ausländerpolitik, vor allem der so- 
zialen Integration der zweiten und dritten Aus- 
ländergeneration, Rechnung getragen wird. 

2. Die Frage der Vergabe von Stipendien für Aus- 
landsaufenthalte an ausländische Kinder mit 
deutscher Hochschulzugangsberechtigung ist zu 
prüfen. 

4.7 Verbesserung der Bildungschancen 
benachteiligter Jugendlicher 

4.7.1 Zielsetzung der Bundesregierung 

O Eine qualifizierte Berufsausbildung ist auch 
für Hauptschulabgänger ohne Abschluß, Son- 
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derschüler und sozial benachteiligte Jugendli- 
che vielfach entscheidend für die Sicherung ei- 
ner dauerhaften Beschäftigung. Für diejenigen 
unter ihnen, die für eine erfolgreiche Ausbil- 
dung in einem anerkannten Ausbildungsberuf 
besondere Förderung benötigen, ist daher ein 
ausbildungsvorbereitendes und -begleitendes 
Förderangebot bereitzustellen. 

O Die Bundesregierung führt das Benachteilig- 
tenprogramm verstärkt fort. Dabei kann die 
Fördermaßnahme der „ausbildungsbegleiten- 
den Hilfen“ von Betrieben selbst durchgeführt 
werden. 

O Das Benachteiligtenprogramm muß durch 
weitere Maßnahmen, insbesondere der Länder 
und der Wirtschaft, flankiert werden, um mehr 
benachteiligte Jugendliche unmittelbar in Be- 
trieben ausbilden zu können. 

O Die Förderung der Berufsausbildung benach- 
teiligter Jugendlicher bleibt auch nach einer 
Entspannung der Ausbildungsplatzsituation er- 
forderlich. In der zweiten Hälfte der 80er Jahre 
muß entschieden werden, wie diese Aufgabe 
langfristig gesichert werden kann. 

4.7.2 Leitlinien der Politik der Bundesregierung 

Die Zahl der Jugendlichen ohne Ausbildung konnte 
in den vergangenen Jahren erheblich reduziert wer- 
den. Trotz der verstärkten Nachfrage der geburten- 
starken Jahrgänge und trotz des raschen Anstiegs 
der Zahl der ausländischen Jugendlichen ist es ge- 
lungen, den Anteil der Jugendlichen im berufs- 
schulpflichtigen Alter, die weder eine Berufsausbil- 
dung noch eine weiterführende Schulbildung erhal- 
ten, einschließlich derjenigen, die ihre Ausbildung 
abbrechen oder ohne Erfolg beenden, auf etwa 10% 
zu reduzieren. Dies ist ein im internationalen Ver- 
gleich hervorragender Wert. 

Obwohl diese positive Entwicklung auch die Ausbil- 
dungschancen benachteiligter Jugendlicher verbes- 
sert hat, sind sie dennoch in ganz besonderem 
Maße von Ausbildungsproblemen betroffen. Wäh- 
rend insgesamt 8% der deutschen Jugendlichen im 
berufsschulpflichtigen Alter keine Berufsausbil- 
dung oder weiterführende Schulbildung erhalten, 
sind es bei den Hauptschulabgängern ohne Ab- 
schluß ca. 40%, bei den Sonderschulabsolventen ca. 
60% und bei den jungen Ausländern ca. 75%. Nur 
wenige dieser Jugendlichen wollen am Ende der 
Schulzeit von vornherein auf eine Ausbildung ver- 
zichten, die weitaus meisten wollen einen Beruf er- 
lernen. 

Die Nachfrage nach ungelernten Arbeitskräften 
wird in Zukunft weiter zurückgehen. Eine Berufs- 
ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsbe- 
ruf schafft daher auch für benachteiligte Jugendli- 
che die besten Chancen für eine dauerhafte Berufs- 
tätigkeit und ist damit entscheidend für die Lebens- 
perspektive dieser jungen Mitbürger. 

Benachteiligte und leistungsschwache Jugendliche 
stehen gerade in der Phase der Ausbildung der ge- 


burtenstarken Jahrgänge und angesichts der noch 
schwierigen Arbeitsmarktsituation in der besonde- 
ren Gefahr, in das soziale Abseits gedrängt zu wer- 
den. Jugendliche, die keinen qualifizierten Schulab- 
schluß errreichten, die aus dem Ausland kommen 
und vor allem mit Sprachschwierigkeiten kämpfen 
müssen, haben es besonders schwer, eine qualifi- 
zierte Berufsausbildung zu absolvieren. Diese Ju- 
gendlichen brauchen daher zusätzlichen Stützun- 
terricht in den allgemeinbildenden und in den be- 
rufskundlichen Fächern und eine besondere päd- 
agogische Betreuung und Förderung. Aus einer 
Reihe von Umfragen ist bekannt, daß die weitaus 
meisten dieser Jugendlichen eine Ausbildung wün- 
schen. Viele geben diesen Ausbildungswunsch je- 
doch im Hinblick auf die schlechten Realisierungs- 
chancen wieder auf. Um diesen Jugendlichen eine 
erfolgreiche Ausbildung und damit erheblich bes- 
sere Chancen für eine dauerhafte Berufstätigkeit 
zu ermöglichen, sind folgende Voraussetzungen not- 
wendig: 

— ein zahlenmäßig ausreichendes Ausbildungs- 
platzangebot, 

— ein ausreichendes vorbereitendes und begleiten- 
des Förderangebot, damit das Ausbildungsplatz- 
angebot auch möglichst von allen mit Erfolg 
wahrgenommen werden kann, 

— Motivationsmaßnahmen, um denjenigen, die ih- 
ren ursprünglichen Ausbildungswunsch aufge- 
geben haben, im Hinblick auf das Förderangebot 
wieder Mut zur Ausbildung zu machen. 

Nicht alle Betriebe sind allein in der Lage, benach- 
teiligten Jugendlichen diese notwendigen zusätzli- 
chen Hilfen anzubieten. Insbesondere kleineren Be- 
trieben ist es kaum möglich, die Auszubildenden für 
zusätzliche pädagogische und fachliche Stützmaß- 
nahmen aus dem Produktionsprozeß des Betriebes 
herauszunehmen. Außerdem fehlen in einigen Be- 
trieben Ausbilder, die genügend pädagogische 
Kenntnisse und Fähigkeiten haben, um diesen Ju- 
gendlichen helfen zu können. 

1. Ausbildungsvorbereitende Förderung für 
benachteiligte Jugendliche 

Ein großer Teil der benachteiligten Jugendlichen 
erhält in berufsvorbereitenden Maßnahmen die 
Voraussetzungen, um eine betriebliche Berufsaus- 
bildung ohne weitere Förderung mit Erfolg durch- 
laufen zu können. Angebote der Ausbildungsvorbe- 
reitung stehen in Form der berufsvorbereitenden 
Lehrgänge nach dem Arbeitsförderungsgesetz so- 
wie der vollzeitschulischen Maßnahmen der Länder 
(insbesondere Berufsvorbereitungsjahr) flächen- 
deckend zur Verfügung. 

Die Bundesregierung trägt durch die Förderung 
von Modellvorhaben im Rahmen der Bund-Länder- 
Kommission für Bildungsplanung und Forschungs- 
förderung dazu,, bei, daß die Ausbildungsvorberei- 
tung im Rahmen der vollzeitschulischen Maßnah- 
men weiter verbessert wird. 

Neben ihrer arbeitsmarktpolitischen Aufgabe der 
Verbesserung der individuellen Chancen auf dem 
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Arbeitsmarkt leisten die berufsvorbereitenden 
Maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit auch ei- 
nen Beitrag, den Ausbildungserfolg benachteiligter 
Jugendlicher zu sichern, z. B. durch ausbildungsvor- 
bereitende Lehrgänge für Jugendliche ohne Ausbil- 
dungsplätze oder noch nicht berufsreife Jugendli- 
che. Ein weiteres Instrument zur Verbesserung der 
beruflichen Qualifikation und der Vermittlungs- 
chancen von arbeitslosen Jugendlichen ist das Ge- 
setz über die Gewährung von Bildungsbeihilfen für 
arbeitslose Jugendliche. Es ergänzt die Förderungs- 
möglichkeiten des Arbeitsförderungsgesetzes für 
Jugendliche mit besonderen Problemen auf dem 
Arbeitsmarkt. Es wendet sich vor allem an arbeits- 
lose Jugendliche unter 22 Jahren, die bereits kurz- 
fristig erwerbstätig waren. Arbeitslosen Jugendli- 
chen wird das Angebot gemacht, Zeiten unvermeid- 
barer Arbeitslosigkeit durch die Teilnahme an Bil- 
dungsmaßnahmen (u. a. Grundausbildungslehrgän- 
ge, Vorbereitungslehrgänge zum Nachholen des 
Hauptschulabschlusses) sinnvoll zu nutzen. Die bis- 
herigen Erfahrungen mit dem Bildungsbeihilfen- 
programm, über die die Bundesregierung dem 
Deutschen Bundestag berichtet hat, bestätigen die 
Notwendigkeiten solcher Hilfen. Bisher haben über 
15 000 arbeitslose Jugendliche an diesen Bildungs- 
maßnahmen teilgenommen. 

Maßnahmen 

1. Der Deutsche Bundestag hat beschlossen, das 
Gesetz über die Gewährung von Bildungsbeihil- 
fen für arbeitslose Jugendliche bis 1987 zu ver- 
längern. Dafür wird der Bund nochmals 205 Mio. 
DM zur Verfügung stellen. 

2. Arbeitslose Jugendliche ohne eine vorherige 
viermonatige beitragspflichtige Beschäftigung 
sind in die Förderung der Bildungsbeihilfen ein- 
bezogen worden, um insbesondere auch arbeits- 
losen Schulabgängern die Teilnahme an diesen 
Bildungsmaßnahmen zu ermöglichen. Außer- 
dem können künftig auch kombinierte Maßnah- 
men (aus Teilzeitarbeitsbeschaffungsmaßnah- 
men und Teilzeitbildungsmaßnahmen) gefördert 
werden. 

3. Für Jugendliche, die trotz eines vorhandenen 
Schul- oder Ausbildungsabschlusses keine Be- 
schäftigung finden und die von den üblichen be- 
rufsvorbereitenden Maßnahmen nicht mehr er- 
reicht werden, müssen neue Angebote entwik- 
kelt werden, die allgemeinbildende, berufsquali- 
fizierende und psychosoziale Inhalte miteinan- 
der verbinden. Mit der Förderung des Bundes- 
ministers für Bildung und Wissenschaft werden 
daher an Orten mit besonders hoher Jugendar- 
beitslosigkeit Kurse zur Erlangung von Volks- 
hochschulzertifikaten für arbeitslose Jugendli- 
che entwickelt. Zu diesem Zweck müssen die 
vorhandenen Zertifikatskurse, die auf Abendun- 
terricht angelegt sind, organisatorisch, didak- 
tisch und methodisch zu Kompaktkursen in Ta- 
gesunterricht weiterentwickelt werden. Gleich- 
zeitig ist mit den Methoden der Erwachsenenbil- 
dung auf die Motivations-, Lern- und Sozialpro- 
bleme dieser Zielgruppe einzugehen. 


2. Ausbildungsbegleitende Förderung: 

Benachteiligtenprogramm 

Die Bundesregierung fördert seit Jahren Modellvor- 
haben, um Wege zu entwickeln und zu erproben, auf 
denen auch benachteiligten Jugendlichen die 
Chance einer qualifizierten Berufsausbildung gege- 
ben werden kann. Auf der Grundlage der dabei ge- 
wonnenen Erfahrungen hat der Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft das Programm zur För- 
derung der Berufsausbildung von benachteiligten 
Jugendlichen (Benachteiligtenprogramm) geschaf- 
fen. 

Durch dieses Programm sollen benachteiligte Ju- 
gendliche, die auch nach dem Besuch von berufs- 
vorbereitenden Maßnahmen keinen betrieblichen 
Ausbildungsplatz finden, eine Berufsausbildung in 
einem anerkannten Ausbildungsberuf erhalten. 
Während der Ausbildung werden ausbildungsbe- 
gleitende Hilfen angeboten. Es besteht auch die 
Möglichkeit einer einjährigen Ausbildung in einer 
überbetrieblichen Einrichtung. Danach soll der 
Übergang in eine betriebliche Ausbildung erfolgen. 
Nur wenn sich dieses Ziel trotz mehrfacher Bemü- 
hungen unter Einschaltung der Arbeitsämter nicht 
erreichen läßt, werden die Jugendlichen weiterhin 
in überbetrieblichen Einrichtungen gefördert. Diese 
Ausbildung in überbetrieblichen Werkstätten wird 
von erfahrenen Trägern wie z. B. dem Caritas-Ver- 
band, dem Kolping-Werk, dem Diakonischen Werk, 
der Arbeiterwohlfahrt, dem Internationalen Bund 
für Sozialarbeit, von Kreishandwerkerschaften, von 
Industrie- und Handelskammern und von Landkrei- 
sen in enger Abstimmung mit der Wirtschaft und 
den Berufsschulen durchgeführt. 

Gefördert werden im Rahmen dieses Programms 
Sonderschüler, Hauptschulabgänger ohne Ab- 
schluß, Ausländer und sozial benachteiligte Jugend- 
liche (z. B. ehemalige Drogenabhängige, Strafent- 
lassene, verhaltensgestörte Jugendliche). 

Um die Betriebe bei der Ausbildung von benachtei- 
ligten Jugendlichen zu unterstützen, ist die Förder- 
maßnahme der ausbildungsbegieitenden Hilfen im 
Rahmen des Benachteiligtenprogramms geschaffen 
worden. Benachteiligte Jugendliche benötigen in 
der Regel neben der betrieblichen Ausbildung eine 
zusätzliche pädagogische und fachliche Unterstüt- 
zung. Im Rahmen der ausbildungsbegleitenden Hil- 
fen werden daher für diese Jugendlichen sechs 
Stunden zusätzliche Fachtheorie und Fachpraxis 
pro Woche und eine sozialpädagogische Betreuung 
z. B. am Ausbildungsplatz gefördert. Die ausbil- 
dungsbegleitenden Hilfen können jetzt auch von 
den Betrieben selbst durchgeführt werden. Sie wer- 
den mit Vorrang bewilligt. 

Nach den bisherigen Erfahrungen sind die besten 
Voraussetzungen für einen erfolgreichen Übergang 
aus einer außerbetrieblichen in die betriebliche 
Ausbildung nach dem ersten Ausbildungsjahr ins- 
besondere dort gegeben, wo Träger der Maßnahme, 
Partnerbetriebe und Berufsschulen in der Region 
eng Zusammenarbeiten. Ausbildungsbegleitende 
Hilfen, die zwangsläufig zu einer engeren Zusam- 
menarbeit zwischend dem Träger der Bildungsmaß- 
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nahmen und den Ausbildungsbetrieben führen, ver- 
bessern in aller Regel die Chancen für eine solche 
enge Zusammenarbeit in der Region. 

Durch einen entsprechenden Schwerpunkt bei der 
Begleituntersuchung des Programms sowie durch 
gezielte Modellversuche sollen Voraussetzungen 
dafür geschaffen werden, daß positive Beispiele ei- 
ner engen Zusammenarbeit zwischen Träger, Be- 
trieben und Berufsschulen auf möglichst viele Re- 
gionen übertragen werden können. Die Länder, die 
für die Ausbildung in der Berufsschule die Verant- 
wortung tragen, haben bereits Maßnahmen einge- 
leitet, um die Förderung der benachteiligten Ju- 
gendlichen — auch durch eine engere Kooperation 
mit den überbetrieblichen Einrichtungen und Be- 
trieben — zu verbessern. 


Entwicklung des Programms 

1980 haben 560 benachteiligte Jugendliche eine 
Ausbildung im Rahmen des Programms aufgenom- 
men, 1981 1 700 und 1982 knapp 5 000. 1983 konnten 
rund 6 000 Jugendliche eine Ausbildung im Rahmen 
des Programms beginnen, die sonst keine Ausbil- 
dungschance hätten. Insgesamt werden gegenwär- 
tig rund 9 000 Jugendliche im Rahmen des Pro- 
gramms ausgebildet. 

Die Förderung der Berufsausbildung benachteilig- 
ter Jugendlicher bleibt auch nach einer Entspan- 
nung der Ausbildungsplatzsituation, die mit dem 
Eintreten geburtenschwächerer Jahrgänge in das 
Berufsausbildungsalter erwartet werden kann, er- 
forderlich. In der zweiten Hälfte der 80er Jahre muß 
daher entschieden werden, wie diese Aufgabe lang- 
fristig gesichert werden kann. 


Maßnahmen 

1. Die Bundesregierung hat die Zuschüsse für das 
Programm, die von 67 Mio. DM für 1982 auf 
124 Mio. DM für 1983 angehoben worden waren, 
noch einmal um 44 Mio. DM auf nunmehr 
168 Mio. DM für 1984 erhöht. Das ist eine Auf- 
stockung der Mittel innerhalb von zwei Haus- 
haltsjahren um 150%. Die Bundesregierung lei- 
stet damit einen wichtigen Beitrag zur Förde- 
rung der benachteiligten Jugendlichen. 

2. Das Programm kann nur dann einen wirksamen 
Beitrag zur Verwirklichung des Grundsatzes der 
Berufsausbildung für alle leisten, wenn es sich 
auf die benachteiligten Jugendlichen mit den 
größten Schwierigkeiten beschränken kann und 
wenn es durch Maßnahmen flankiert wird, 
durch die der Anteil der Sonderschüler, Haupt- 
schulabgänger ohne Abschluß und junger Aus- 
länder weiter erhöht werden kann, die immittel- 
bar im Betrieb ausgebildet werden. Wichtig er- 
scheinen flankierende Maßnahmen insbeson- 
dere in folgenden Bereichen: 

— Verstärkte Motivationsarbeit im Vorfeld der 
Berufsberatung, um Jugendliche, die wegen 
ihrer schlechten Voraussetzungen frühzeitig 


resignieren, in ihrem ursprünglich vorhande- 
nen Ausbildungswunsch zu bestärken. Dies 
setzt eine enge Zusammenarbeit von Schu- 
len, Eltern, freien Trägern, Kammern, Betrie- 
ben, Trägern der Bildungsberatung und der 
Berufsberatung des Arbeitsamtes auf örtli- 
cher Ebene voraus. Vorrangiges Ziel muß die 
Aufnahme einer betrieblichen Berufsausbil- 
dung sein. Das Benachteiligtenprogramm er- 
leichtert eine solche Motivationsarbeit, weil 
damit auch für die Jugendlichen mit den 
größten Schwierigkeiten ein Ausbildungsan- 
gebot zur Verfügung gestellt werden kann, 
die sonst keine Chance hätten, eine betriebli- 
che Ausbildung zu beginnen. 

— Ausschließliche Ausrichtung der berufsvor- 
bereitenden Maßnahmen auf das Ziel der 
Ausbildungsvorbereitung. Besonders wichtig 
ist die Integration sozialpädagogischer An- 
sätze sowie die frühzeitige Herstellung des 
Kontaktes zu Anschlußangeboten der Berufs- 
ausbildung. Ziel muß es sein, daß für jeden 
Absolventen einer berufsvorbereitenden 
Maßnahme ein Ausbildungsplatz im Betrieb 
oder in einer berufsqualifizierenden Vollzeit- 
schule zur Verfügung steht. 

— Verstärkte Einrichtung von ausbildungsbe- 
gleitenden Stützmaßnahmen im Betrieb und 
in der Berufsschule, damit die Ausbildungs- 
möglichkeiten von allen Jugendlichen auch 
mit Erfolg wahrgenommen werden können. 
Ausreichende Stützmaßnahmen müssen ver- 
hindern, daß Sonderschüler, Hauptschulab- 
gänger ohne Abschluß oder junge Ausländer 
die Ausbildung wieder abbrechen oder über- 
haupt nicht aufnehmen. Die Fördermaßnah- 
men in der Berufsschule müssen erheblich 
ausgebaut werden, um den Erfolg des theore- 
tischen Teils der Ausbildung auch für Auszu- 
bildende mit schlechten schulischen Voraus- 
setzungen sicherzustellen. 


3. Hinführung zu Ausbildung und Beruf im Rahmen der 
Jugendhilfe 

Beschäftigungs- und ausbildungslose junge Men- 
schen sind in Gefahr, das Vertrauen zu sich selbst, 
aber auch zu Staat und Gesellschaft zu verlieren. 
Diese persönliche Not ist häufig mit weitreichen- 
den, das gesamte künftige Leben beeinträchtigen- 
den Konsequenzen verbunden. Die Kontakte zu den 
Eltern sind zum Teil unterbrochen, Probleme mit 
Drogen und Kriminalität treten auf. Die Arbeitslo- 
sigkeit wird lediglich durch Jobs unterbrochen, kon- 
krete Berufsvorstellungen werden, insbesondere 
bei den längerfristig Arbeitslosen, nicht mehr ver- 
folgt. Ein allgemeiner Mangel an Aktivität und Un- 
vermögen, geplante Aktivitäten durchzuhalten, ma- 
chen sich bemerkbar. 

Die vielfältigen Angebote der Jugendsozialarbeit 
und der Jugendarbeit können helfen, diesen Ju- 
gendlichen mehr Rückhalt zu geben. Es muß der 
Jugendhilfe vor allem darum gehen, dem einzelnen 
in seiner spezifischen Lebenssituation Orientierung 
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zu geben, ihm das Bewußtsein eigener Leistungsfä- 
higkeit zu vermitteln, ihn zu Ausbildung und Beruf, 
zum Durchhalten begonnener Aktivitäten zu moti- 
vieren und seine kommunikativen und sozialen Fä- 
higkeiten zu verbessern. Die entsprechenden Be- 
mühungen in den Ländern und Gemeinden sind be- 
reits erheblich verstärkt worden. Sie sollten noch 
weiter intensiviert werden. 


Maßnahmen 

1. Das Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit unterstützt im Rahmen des 
Bundesjugendplans gezielte Initiativen, die an 
den genannten Problem, Interessen und Bedürf- 
nissen der betroffenen Jugendlichen orientiert 
sind. Hierbei treten neben die notwendigen in- 
tensiven Einzelberatungen der jungen Men- 
schen und ihrer Eltern die Hinführung zu Be- 
zugsgruppen, arbeitsmotivierende Maßnahmen 
zur Vermittlung eigener Fähigkeiten sowie 
Kurse zur Erlangung des Hauptschulabschlus- 
ses. 

2. Ein 1984 begonnenes neues Programm des Bun- 
desjugendplans soll dazu beitragen, die in den 
Ländern und Gemeinden bereits bestehenden 
zahlreichen Einzelaktivitäten kooperativ noch 
stärker zu nutzen und zu ergänzen. Aufbauend 
auf den Ergebnissen der bisherigen Modelle sol- 
len moderne sozialpädagogische Erkenntnisse 
angewandt werden, um bei den jungen Arbeits- 
losen zur Persönlichkeitsstabilisierung, zur 
Überwindung von Perspektivlosigkeit und ge- 
sellschaftlicher Isolation beizutragen. Im Rah- 
men eines Verbundsystems werden an den je- 
weiligen Modellorten die Möglichkeiten qualifi- 
zierter sozialpädagogischer Beratung und Be- 
treuung für alle in der Region bzw. in der Stadt 
vorhandenen Betreuungs- und Ausbildungsein- 
richtungen, die diese jungen Menschen anspre- 
chen, bereitgestellt. Das Programm ist mit jähr- 
lich insgesamt 9 Mio. ausgestattet und fördert 
sowohl über das Bundesgebiet verteilte Modelle 
wie bundeszentrale Maßnahmen. 

3. Als hervorragendes Angebot zum sozialen Enga- 
gement in unserer Gesellschaft und als bewähr- 
tes Mittel zur Orientierung, insbesondere auf 
eine künftige Betätigung im Rahmen sozialer 
und sozialpflegerischer Berufe, hat sich in den 
letzten Jahren das Freiwillige Soziale Jahr er- 
wiesen. Die Nachfrage nach diesen Tätigkeiten, 
für die lediglich ein Taschengeld gezahlt sowie 
Verpflegung und Unterkunft gewährt werden, 
hat sich vervielfacht. So ist die jährliche Teil- 
nehmerzahl auf zuletzt über 8 000 junge Helfer 
angestiegen. Daß so viele junge Menschen eine 
ihre Kräfte voll beanspruchende Beschäftigung 
im Freiwilligen Sozialen Jahr und auch in son- 
stigen freiwilligen sozialen Diensten suchen, wi- 
derlegt die pauschale These einer zum Engage- 
ment nicht bereiten Jugend. 

Die Bundesregierung fördert das Freiwillige So- 
ziale Jahr dadurch, daß sie die pädagogische Be- 
gleitung und Betreuung der Helfer durch Zu- 


wendungen an die Träger der Jugendsozialar- 
beit ermöglicht. Die hierfür im Rahmen des 
Bundesjugendplans bereitgestellten Mittel wur- 
den in den letzten Jahren beträchtlich gestei- 
gert. Im Jahre 1983 standen 3,8 Mio. DM zur Ver- 
fügung. Trotz der notwendigen Sparmaßnahmen 
hat sich die Bundesregierung entschlossen, auch 
1984 den Ansatz nochmals um 500 000 DM zu 
erhöhen. Es soll die Möglichkeit des Einsatzes 
für eine größere Teilnehmerzahl eröffnet und 
gleichzeitig die pädagogische Begleitung noch 
mehr qualifiziert werden. Damit ist eine der we- 
nigen verbliebenen Möglichkeiten zur Aufstok- 
kung von Mitteln des Bundesjugendplanes für 
diesen wichtigen Ansatz verwendet worden. 

4. Forderung junger Aussiedler und junger Zuwanderer 
aus der DDR 

Die Bundesregierung wird ihr Bemühen um eine 
reibungslose Eingliederung und den Abbau von 
Startnachteilen junger Aussiedler und nunmehr 
auch vermehrt junger Zuwanderer aus der DDR 
engagiert fortsetzen. Die bestehenden Hilfen zur 
Sprachausbildung, zur Schul- und Hochschulbil- 
dung sowie zur beruflichen Ausbildung werden da- 
her fortwährend auf ihre Wirksamkeit überprüft, 
um von vornherein einer Randgruppenbildung ent- 
gegenzuwirken. Gegenwärtig steht für diesen Per- 
sonenkreis neben den allgemeinen Möglichkeiten 
der Ausbildungsförderung und des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes insbesondere der sogenannte Garan- 
tiefonds zur Verfügung. 


4.8 Besondere Förderung Behinderter im 
Biidungswesen 

4.8.1 Zielsetzungen der Bundesregierung 

O Ziel der Politik der Bundesregierung ist es, 
behinderten jungen Menschen die Eingliede- 
rung in das berufliche, soziale und kulturelle 
Leben zu erleichtern und dabei den Gefahren 
unnötiger Schonräume und isolierender Son- 
derbedingungen entgegenzuwirken. 

O Ausgehend von einer ganzheitlichen Konzep- 
tion muß die Früherkennung und Frühförde- 
rung behinderter und von Behinderung bedroh- 
ter Kinder in ihrer grundlegenden Bedeutung 
für spätere Entwicklungs- und Bildungschan- 
cen unterstützt und ausgebaut werden. 

O Bildung und Ausbildung müssen soviel ge- 
meinsames Lernen mit nichtbehinderten Kin- 
dern wie möglich beinhalten; eine Förderung in 
besonderen Formen ist von Anfang an auf das 
notwendige Maß zu beschränken. 

O Durch flankierende Maßnahmen muß Behin- 
derten der schwierige Übergang von der Schule 
in die Berufsausbildung sowie in die Arbeits- 
und Erwachsenenwelt erleichtert werden. 

O Die Bundesregierung hält es für unabding- 
bar, daß Betriebe und Verwaltungen zusätzli- 
che Ausbildungsplätze für Behinderte bereit- 
stellen. 
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O Die Integration behinderter Studentinnen 
und Studenten in den Hochschulen ihrer Wahl 
ist durch Berücksichtigung ihrer besonderen 
Bedürfnisse zu fördern. 

4.8.2 Leitlinien der Politik der Bundesregierung zur 

besonderen Förderung Behinderter im Bildungswesen 

Die Berufs- und Lebenschancen behinderter Kinder 
und Jugendlicher werden stärker als bei Nichtbe- 
hinderten von der Qualität der Ausbildung und der 
erreichten Abschlüsse bestimmt Die Bundesregie- 
rung sieht es deshalb als ihre Aufgabe an, auf die 
bestmögliche Vorbereitung behinderter Kinder und 
Jugendlicher auf das Berufs- und Erwachsenenle- 
ben und eine weitgehend selbständige Lebensge- 
staltung hinzuwirken. 

Dabei kommt es darauf an, der Gefahr unnötiger 
Schonräume und isolierender Sonderbestimmun- 
gen entgegenzuwirken. Ausgehend von dem Prinzip 
„so viel besondere Förderung wie nötig, so viel ge- 
meinsames Lernen wie möglich“ unterstützt die 
Bundesregierung Modellversuche und wissen- 
schaftliche Begleitprojekte zur Förderung und 
schulischen Eingliederung behinderter Kinder und 
Jugendlicher. 

Die Erfahrungen aus den Modellversuchen zeigen, 
daß viele behinderte Kinder und Jugendliche sehr 
gut in Regeleinrichtungen gefördert werden kön- 
nen, wenn sie dort zusätzliche Hilfen durch ausge- 
bildete Fachkräfte erhalten. Aber auch bei der För- 
derung in Sondereinrichtungen kann durch enge 
Zusammenarbeit zwischen Schule, Elternhaus und 
den verschiedenen sozialen und therapeutischen 
Diensten die Rückführung in die Regelschule oder 
der Übergang in das Berufsleben erleichtert wer- 
den. 

Die Bundesregierung ist bestrebt, gerade an den 
Nahtstellen von Familien-, Arbeitsmarkt-, Gesund- 
heits- und Bildungspolitik die vielfältigen Anstren- 
gungen und Maßnahmen der Länder zugunsten Be- 
hinderter weiterhin wirkungsvoll zu unterstützen. 

1. Früherkennung und rechtzeitige Förderung 

Um die individuellen und gesellschaftlichen Pro- 
bleme Behinderter im Jugendalter so weit wie mög- 
lich zu reduzieren, bedarf es der Prävention und der 
Früherkennung von Behinderungen sowie einer 
rechtzeitig einsetzenden Förderung; hierbei soll der 
bisher mehr medizinisch-therapeutisch orientierte 
Ansatz zu einer ganzheitlichen Konzeption fortent- 
wickelt werden. Im Mittelpunkt sollte dabei die fa- 
miliennahe Betreuung sowie eine Stärkung der Er- 
ziehungskompetenz der betroffenen Familien ste- 
hen. 

Zur Verwirklichung eines bundesweit bedarfsdek- 
kenden Angebotes an Frühfördereinrichtungen 
wird es darauf ankommen, bereits vorhandene Res- 
sourcen teilweise noch effektiver zu nutzen und wo 
nötig zu ergänzen. Angesichts der Begrenztheit der 
zur Verfügung stehenden Mittel bedeutet dies: För- 
derung sinnvoller Koordination und Kooperation 


von bislang noch relativ unabhängig voneinander 
arbeitenden Institutionen und Personengruppen so- 
wie Auf- und Ausbau regionaler Frühförderstellen 
mit interdisziplinär arbeitenden Teams und mobiler 
Hausfrühförderung, Förderung der Fort- und Wei- 
terbildung der Erzieher, Ausbau der Elternarbeit. 

In der Grundschule haben sich die zur Verhinde- 
rung und Verminderung von Sonderschulbedürftig- 
keit entwickelten und erprobten Maßnahmen 
durchweg bewährt. Die vom Bund in den letzten 
Jahren mit einigen Ländern durchgeführten Mo- 
dellversuche im Sekundarbereich I und II haben 
ergeben, daß gemeinsames Lernen behinderter und 
nichtbehinderter Schüler in Regelschulen dann 
möglich ist, wenn eine angemessene zusätzliche Be- 
treuung, eine entsprechende baulich-sächliche Aus- 
stattung gewährleistet ist und eine bestimmte An- 
zahl Behinderter je Klasse nicht überschritten wird. 
Während in dieser Hinsicht für körperbehinderte 
Schüler bereits Erfahrungen vorliegen, die in die 
Regelpraxis umgesetzt werden können, ist z. B. hin- 
sichtlich der Seh- und Hörgeschädigten noch einige 
Entwicklungsarbeit zu leisten. 

Maßnahmen 

1. Um eine kontinuierliche, ganzheitlich orien- 
tierte Betreuung Behinderter und von Behinde- 
rung bedrohter Kinder — möglichst in Gemein- 
schaft mit Nichtbehinderten — zu erleichtern, 
müssen Probleme und Hindernisse an den Naht- 
stellen zwischen Elternhaus, Frühförderung, 
Kindergarten, Grundschule, weiterführenden 
Schulen und Sondereinrichtungen ermittelt und 
abgebaut werden. 

2. Die Aus- und Fortbildungsmaßnahmen für Er- 
zieher und Lehrer sollen fortgeführt werden. 

3. Gleiches gilt für die Entwicklung und Erprobung 
modifizierter Lehr-, Lern- und Arbeitstechniken 
(unter Einbeziehung neuer Informationstechno- 
logien) zur Verminderung behindertenspezifi- 
scher Beeinträchtigungen ohne Unterschreiten 
der Leistungsanforderung der Regelschule. 

4. Maßnahmen, die geeignet sind, eine über den 
Unterricht hinausgehende psychische und so- 
ziale Eingliederung von behinderten Kindern zu 
erreichen, müssen entwickelt und erprobt wer- 
den. 


2. Hilfen beim Übergang in Berufsausbildung und 
Erwerbsleben 

Das Verlassen der Institution Schule als eines ge- 
wissen Schonraums ist gerade für Behinderte mit 
erheblichen Schwierigkeiten verbunden. Mit den 
daraus resultierenden gravierenden Veränderun- 
gen ihrer Lebenssituation werden Behinderte be- 
sonders schwer fertig. 

Den behinderten Jugendlichen ist — weit mehr 
noch als bisher — der Erwerb qualifizierter Schul- 
abschlüsse zu ermöglichen und durch flankierende 
Maßnahmen der Übergang von der Schule in die 
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berufliche Bildung und in die Arbeits- und Erwach- 
senenwelt zu erleichtern. Es gilt zudem, behinderte 
Jugendliche in der für sie besonders schwierigen 
Übergangsphase von der Schule in die Berufsaus- 
bildung und das Erwerbsleben entscheidungsfähi- 
ger zu machen. 


Maßnahmen 

Der Übergang von der Schule in die Berufsausbil- 
dung sollte 

— durch die Entwicklung besonderer Kursange- 
bote und Orientierungshilfen und auch durch 
das Angebot eines freiwilligen 10. Schuljahres 
für Behinderte, die noch keinen Hauptschulab- 
schluß erreicht haben sowie 

— durch die Verbesserung der Zusammenarbeit 
zwischen schulischen und außerschulischen In- 
stitutionen bei Beratungs- und Fördermaßnah- 
men erleichtert werden. 


3. Berufsausbildung Behinderter 

Nur ungefähr 1,3 % der bei der Arbeitsverwaltung 
gemeldeten Ausbildungsplätze (24 000 in Betrieben 
und Rehabilitationseinrichtungen) sind mit behin- 
derten Jugendlichen besetzt. Die größte Zahl von 
betrieblichen Ausbildungsverträgen mit behinder- 
ten Jugendlichen wurde im Handwerk abgeschlos- 
sen; auch der öffentliche Dienst ist in diesem Be- 
reich besonders engagiert. 10 000 Ausbildungsplätze 
stellen die Berufsbildungswerke und andere ver- 
gleichbare Rehabilitationseinrichtungen bereit. Nur 
30% der mit Behinderten besetzten Ausbildungs- 
plätze in Betrieben und Einrichtungen werden von 
weiblichen Auszubildenden besetzt, die somit be- 
sonders benachteiligt sind. 

Das bestehende Ausbildungsplatzangebot reicht 
nicht aus, um Behinderten, die eine Berufsausbil- 
dung wünschen und bei entsprechender Förderung 
auch dazu fähig sind, eine Ausbildungschance und 
damit eine gute Ausgangsposition für die berufliche 
Integration zu geben. Ziel der Bundesregierung ist 
es daher, das Ausbildungsplatzangebot für mög- 
lichst alle Behindertengruppen unter besonderer 
Berücksichtigung behinderter Mädchen und 
Frauen zu erweitern. Für eine Ausbildung in einem 
anerkannten Ausbildungsberuf sind aber zusätzlich 
besondere ausbildungsvorbereitende und -beglei- 
tende Maßnahmen notwendig. Auf Sonderausbil- 
dungsgänge sollte erst ausgewichen werden, wenn 
im Einzelfall eine Regelausbildung trotz aller För- 
dermaßnahmen nicht erfolgversprechend abge- 
schlossen werden kann. 

Maßnahmen 

1. Die Bundesregierung appelliert an Betriebe und 
Verwaltungen, zusätzliche Ausbildungsplätze 
für alle Behinderten bereitzustellen. 

Die Bundesregierung hat sich am 28. September 
1983 in einem „Grundsatzbeschluß zur weiteren 


Förderung der betrieblichen Ausbildung“ beson- 
ders für die verstärkte Bereitstellung von Aus- 
bildungsplätzen für Schwerbehinderte einge- 
setzt. Folgende Maßnahmen sollen ergriffen 
werden: 

— Es soll klargestellt werden, daß beschäftigungs- 
pflichtige Arbeitgeber vorhandene Ausbil- 
dungsplätze in angemessenem Umfang auch 
schwerbehinderter Auszubildenden anzubieten 
haben. 

— Schwerbehinderte Auszubildende sollen je 
nach der Schwere der Behinderung auf minde- 
stens zwei Pflichtplätze angerechnet werden. 

— Die Bereitstellung von betrieblichen Ausbil- 
dungsplätzen für Schwerbehinderte soll durch 
zusätzliche finanzielle Hilfen aus Mitteln der 
Ausgleichsabgabe gefördert werden. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung ist beauftragt worden, die entsprechenden 
Einzelregelungen auszuarbeiten. 

2. Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung beabsichtigt, im Rahmen einer wissen- 
schaftlichen Untersuchung die Gründe für die 
Unterrepräsentation von Frauen in Maßnahmen 
zur beruflichen Rehabilitation klären zu lassen. 

3. Der Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft wird im Rahmen des Benachteiligten- 
programms Maßnahmen verstärkt fördern, die 
auch für Jugendliche aus Schulen für Lernbe- 
hinderte die Voraussetzungen für eine qualifi- 
zierte Berufsausbildung verbessern. Bei entspre- 
chender Förderung — das haben langjährige Er- 
fahrungen gezeigt — ist auch ein Großteil der 
Abgänger aus Schulen für Lernbehinderte in der 
Lage, eine erfolgreiche Ausbildung in einem an- 
erkannten Ausbildungsberuf zu schaffen. 

4. Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, daß 
die Empfehlungen des Bundesinstituts für Be- 
rufsbildung zur Vereinheitlichung der Regelun- 
gen für die Berufsausbildung behinderter Ju- 
gendlicher beschleunigt umgesetzt werden. Sie 
begrüßt in diesem Zusammenhang die entspre- 
chenden Regelungen für den Metall-, Büro- und 
Holzbereich. 

Außerdem unterstützt die Bundesregierung die 
Bemühungen des Ausschusses für Fragen Be- 
hinderter beim Bundesinstitut für Berufsbil- 
dung, eine Empfehlung zur Berücksichtigung 
besonderer Belange von Behinderten bei Zwi- 
schen- und Abschluß-/Gesellenprüfungen zu er- 
arbeiten. 

4. Förderung von Behinderten im Hochschulbereich 

Nach dem Hochschulrahmengesetz und nach den 
entsprechenden Bestimmungen der Hochschulge- 
setze der Länder gehört die Berücksichtigung der 
besonderen Bedürfnisse behinderter Studentinnen 
und Studenten zu den Aufgaben der Hochschulen. 
Dem gesetzlichen Auftrag liegt der Grundsatz zu- 
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gründe, daß das Studium an einer Hochschule auch 
jedem Behinderten offenstehen muß, der die dazu 
notwendigen Voraussetzungen und Fähigkeiten 
mitbringt. Aufgrund seiner Behinderung darf kein 
behinderter Studienbewerber oder Student von der 
Integration in die Hochschule seiner Wahl ausge- 
schlossen sein. Zur Verwirklichung dieser Zielset- 
zung trägt die Bundesregierung im Rahmen ihrer 
Zuständigkeiten und finanziellen Möglichkeiten 
bei. Die in der Empfehlung der Kultusministerkon- 
ferenz vom 25. Juni 1982 zur „Verbesserung der 
Ausbildung für Behinderte im Hochschulbereich“ 
aufgeführten Probleme und Maßnahmenbereiche 
geben hierzu konkrete Hinweise. 

Um dem betroffenen Personenkreis Studienmög- 
lichkeiten in einer größeren Zahl geeigneter Fach- 
richtungen zu eröffnen, ist es erforderlich, die Be- 
treuungseinrichtungen noch auszuweiten. Bisher 
kann nur ein Teil der Behinderten, die zu einem 
Studium in der Lage wären, tatsächlich auch ein 
Hochschulstudium aufnehmen. Der Grund dafür 
dürfte im wesentlichen darin liegen, daß in den Fa- 
milien behinderter Kinder oft schon im Schulalter 
Entscheidungen getroffen werden, die den Weg zur 
Hochschule ausschließen. Eine Verbesserung der 
Beratung und Betreuung behinderter Kinder und 
ihrer Eltern kann daher dazu führen, daß der Anteil 
behinderter Studentinnen und Studenten zunimmt. 

Behinderte Studentinnen und Studenten erhalten 
individuelle Hilfen zur Ausbildung, Leistungen für 
behinderungsbedingten Mehrbedarf und Hilfen zur 
Pflege nach den Bestimmungen des Bundessozial- 
hilfegesetzes. Außerdem können sie Ausbildungs- 
förderung nach dem Bundesausbildungsförde- 
rungsgesbtz auch über die Förderungshöchstdauer 
hinaus erhalten, wenn die Behinderung nachweis- 
lich zu einer Verzögerung der Ausbildung geführt 
hat und dem Studenten eine Verhinderung der ein- 
getretenen Verzögerung nicht möglich und zumut- 
bar gewesen ist. 

Die Ausbildung Behinderter im Hochschulbereich 
erfordert vor allem Verbesserungen 

— der studienvorbereitenden, studienbegleitenden 
und berufsvorbereitenden Beratung, 

— der Studien- und Prüfungsbedingungen, um die 
Nachteile dieser Studenten auszugleichen. 


— im baulichen und technischen Bereich, damit 
Hochschulbauten von vornherein so konzipiert 
werden, daß auch behinderte Studenten zumut- 
bare Bedingungen für ein Studium vorfinden. 
Außerdem sind bestehende Einrichtungen so- 
weit wie möglich den Bedürfnissen behinderter 
Studenten anzupassen, 

— der sozialen Integration der behinderten Stu- 
denten in die sie umgebende Gemeinschaft, ins- 
besondere im Bereich der Hochschule und im 
Wohnbereich und 

— des Behindertensports. 

An allen Hochschulen sollte ein Beauftragter für 
Behindertenfragen benannt werden, der Ansprech- 
partner für die behinderten Studenten sein soll und 
der — ebenso wie die behinderten Studenten selbst 

— bei der Planung und Ausführung von Maßnah- 
men zur Verbesserung der Studiensituation früh- 
zeitig zu beteiligen ist. 


Maßnahmen 

1. Beim Ausbau und Neubau von Hochschulen im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe Hochschul- 
bau sollen die Belange der Behinderten ver- 
stärkt berücksichtigt werden. Dazu sind die für 
bauliche Maßnahmen für Behinderte gültigen 
DIN-Normen und Planungsgrundlagen sowie die 
entsprechenden Bestimmungen der landesrecht- 
lichen Bauordnungen einzuhalten. 

2. Die Bundesregierung wird weiterhin die Verbes- 
serung der Information und Beratung für behin- 
derte Studienbewerber, Studenten und ihre El- 
tern fördern. 

3. Die Förderung hochschulbezogener zentraler 
Maßnahmen studentischer Organisationen und 
Verbände zur Unterstützung des Erfahrungsaus- 
tausches von Selbsthilfegruppen Behinderter 
und Nichtbehinderter soll weiter ausgebaut wer- 
den. 

4. Im Rahmen von Forschungs-und Modellvorha- 
ben wird die Bundesregierung zur weiteren Ver- 
besserung der Studiensituation der Behinderten 
beitragen. 
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